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1 Allgemeine Beschreibung der Leistung

Art der Maßnahme

Für die Bundesautobahn A7 / A5 HaƩenbacher Dreieck, Abzweig/Rampe G-D (A 7 nach A 5) Fulda nach
Frankfurt a. M., ist eine Erneuerung des Oberbaus erforderlich.
Der gegenwärƟge Zustand der Autobahn in diesem StreckenabschniƩ macht eine umfassende Sanierung 
notwendig, um der Belastung dauerhaŌ standzuhalten.

1.1 Auszuführende Leistungen

In Fahrtrichtung Frankfurt ist die A7 / A5 Rampe G-D am AD HaƩenbach von Betriebs-km ca. 529,6 über
die gesamte Fahrbahnbreite in den bestehenden Abmessungen die Deckschicht und Binderschicht zu er-
neuern. In einem definierten AbschniƩ ist die Tragschicht plus VerfesƟgung zu erneuern. Die Leistungen
umfassen weiter die Demontage, die Lieferung und die Montage von Schutzeinrichtungen aus Stahl und
Beton.

Die Ausschreibung ist in drei Fachlose aufgeteilt. Die Fachlose gliedern sich wie folgt:

 Fachlos 1: Streckenbau

 Fachlos 2: Verkehrssicherung

 Fachlos 3: Schutzeinrichtungen

Diese Baubeschreibung ist für alle Fachlose gülƟg.

Im Fachlos 1 sind alle Leistungen des Streckenbaus. Die für diese Leistung erforderliche Verkehrssiche-
rung ist durch das Fachlos 2 zu erbringen. Über das Fachlos 3 sind die Leistungen für die Schutzeinrich-
tung aufgenommen.

Die Koordinierung der Gewerke der AN der einzelnen Fachlose obliegt dem AN des Fachloses 1.

Die Wahl der Betriebsform ist im AbschniƩ 3.2 beschrieben und durch den AN entsprechend einzukal-
kulieren.

Der AN hat sein Personal, Nachunternehmer und Lieferanten so einzukalkulieren und vorzuhalten, dass
die vorgegebene Bauzeit eingehalten wird. Ein möglicher Bauablauf in Form eines Terminplanes und ein
Bauphasenplan ist dieser Baubeschreibung als Anlage beigefügt.

Eine genaue AbsƟmmung mit allen Gewerken innerhalb des Bauloses sowie mit DriƩen ist zwingend 
durchzuführen und einzuplanen. Alle damit verbundenen Kosten für den AN des Fachloses 1 sind in die 
OZ „AbsƟmmung d. einzelnen AN“ des Fachloses 1 einzurechnen. Der AN von Fachlos 1 schuldet den Er-
folg dieser KoordinaƟon.

Es wird eine getrennte Angebotsöffnung und AuŌragsvergabe durchgeführt.

Bei der PreisermiƩlung sind die einzelnen Fachlose gesondert zu behandeln, d.h. sämtliche Kostenbe-
standteile/Einheitspreise sind jeweils für die jeweiligen Fachlose gesondert zu kalkulieren.

Die Ausführung der Fachlose wird maßgeblich durch den AN des Fachloses 1 besƟmmt.

Der AN des Fachloses 1 hat einen GesamƩerminplan für die Baumaßnahme zu erstellen, die Einzelfristen 
der Fachlose 2 und 3 sind entsprechend mit einzuarbeiten. Um einen reibungslosen Bauablauf sicherzu-
stellen, sind regelmäßig (wöchentlich) AbsƟmmungsgespräche bzw. Baubesprechungen, mit verbindli-
chen Terminfestlegungen, durchzuführen. Diese AbsƟmmungsgespräche bzw. Baubesprechungen haben
vor Ort im Baubüro staƩzufinden.

Der AN des Fachloses 1 hat rechtzeiƟg (min. 12 Werktage) den/die jeweils betreffenden AN der Fachlose
2 und 3 auf den BaufortschriƩ hinzuweisen und über die zu erbringenden Leistungen in Kenntnis zu 
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setzen. Er hat den/die entsprechenden AN der Fachlose 2 und 3 dabei über Art, Umfang und Zeitraum
der auszuführenden Arbeiten zu informieren.

Sollte der AN der Fachlose 2 und 3 nicht auf die Hinweise des koordinierenden AN des Fachloses 1 rea-
gieren, ist der AG unverzüglich schriŌlich in Kenntnis zu setzen.

Eine evtl. Verzögerung, die aus unterlassener AbsƟmmung und/oder unterbliebener oder nicht rechtzei-
Ɵger Ankündigung seitens des/der AN resulƟert, geht voll zu seinen Lasten und wird nicht als vertret-
bare SƟllstandzeit o.ä. anerkannt.

Durch entsprechenden Kolonneneinsatz in den einzelnen Fachlosen ist zu gewährleisten, dass die vorge-
gebene Bauzeit nicht überschriƩen wird.

Vor Erarbeitung des Angebotes hat sich der Bieter über alle örtlichen Verhältnisse zu informieren und
sich bei Unklarheiten in der Leistungsbeschreibung bei der ausschreibenden Stelle AuskunŌ zu holen. 
Nachforderungen, infolge Unkenntnis der Art und Umfang der auszuführenden Leistungen oder der Ört-
lichkeit, werden nicht anerkannt.

Alle zu erbringenden Leistungen umfassen gemäß VOB/C auch die Lieferung der zugehörigen Stoffe und
Bauteile einschließlich Abladen und Lagerung auf der Baustelle, auch wenn dies in den einzelnen PosiƟo-
nen nicht ausdrücklich erwähnt ist.

Grundsätzlich sind die Arbeiten bei den angegebenen Stellen so durchzuführen, dass keine Beschädigun-
gen an Einrichtungen der BAB und deren Nebenanlagen entstehen.

Vorhandener Bewuchs mit Buschwerk o.ä. im Baufeld ist auf einer Breite von ca. 1,50 - 2,50 m zu enƞer-
nen, um die für die vorgesehenen Arbeiten erforderliche "Baufreiheit" herzustellen. Die für diese "Entbu-
schung" entstehenden Kosten sind, soweit sie nicht über eigene PosiƟonen vergütet werden, in die Ange-
botspreise einzurechnen.

Generell gilt bei gerammten Systemen von Schutzeinrichtungen, dass von Böden in Homogenbereichen
von 1 bis 3 ausgegangen werden muss, auch wenn dies nicht explizit in der entsprechenden OZ angegeben 
sein sollte.

Die Arbeitsbereiche bzw. die benutzten Flächen sind nach Beendigung der Arbeiten in ordnungsgemä-
ßem Zustand zu hinterlassen bzw. wiederherzustellen. Beschädigungen, die nachweislich durch den AN
verursacht werden, sind auf dessen Kosten zu beheben bzw. werden gegenüber ihm geltend gemacht.

1.1.1 Straßenbau

1.1.1.1 Art und Umfang (Querschnitte, Zusammenstellung der Hauptleistungen)

Die Baumaßnahme umfasst die Sanierung des Oberbaus der Fahrbahn sowie der Leitstreifen und des
Seitenstreifens auf der Rampe G-D von der A 7 zur A 5 Richtung Frankfurt.
Auf der Rampe ist die Asphaltdeckschicht und Asphaltbinderschicht in voller Breite mit einer Tiefe von
insgesamt 10 cm von Bau-km 0-017 bis 2+818 auszubauen. Die Leitstreifen und der Standstreifen aus
Beton sind auszubauen und mit neuem Oberbau aus Asphalt und Tragschichten wieder herzustellen. Das
betriŏ auch die Spitze am Beginn des Abzweigs von der A 7 Richtung A 5.

Der AbschniƩ von Bau-km 1+901 bis 2+289 ist in einer vorherigen Maßnahme instandgesetzt worden 
und wird in dieser Erhaltungsmaßnahme nicht erneuert.

Das Bestandsprofil weist eine wechselnde Querneigung auf. AbschniƩsweise ist es als Dachprofil ausge-
bildet, wobei die Knicke im QuerschniƩ im Standstreifen und rechter Leitstreifen im Zuge der Strecke an
unterschiedlichen Punkten liegen. Das Bestandsprofil ist wieder herzustellen. Erhöhte Aufwendungen
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auf Grund der unterschiedlichen Neigungen und Knicke sind in die entsprechenden PosiƟonen einzukal-
kulieren.

In einem Bereich ist ein Ɵefergehender Ausbau notwendig. Der beschädigte vorhandenen Oberbau ist
bis zu einer Tiefe von 30 cm zu enƞernen und ergänzend miƩels einer 20 cm dicken AsphalƩragschicht 
sowie einer VerfesƟgung von 15 cm wieder herzustellen. 5 cm der vorhandenen HGT sind zuvor auszu-
bauen und zu entsorgen. Die Unterlage nach dem Ausbau ist neu zu profilieren Dieser Bereiche des Ɵe-
feren Ausbaus ergibt sich zum einen aus der erfolgten Beprobung und ist darüber hinaus während des
Rückbaus des Oberbaus gemeinsam mit der BÜ festzulegen.

Bereiche des Ɵeferen Ausbaus:

- A 7/A 5 Rampe G-D, Bau-km 2+425 bis Bau-km 2+525

Bei Brückenbauwerken ist nur die Deckschicht ohne Eingriff an das eigentliche Bauwerk zu erneuern ist.
An den Bauwerken werden keine Ingenieurbauarbeiten ausgeführt. In der neuen Deckschicht sind die
Bauwerksfugen neu herzustellen.

Erforderliche Vorlegestreifen der einzelnen Bauphase sind mit einzukalkulieren.

Fahrstreifen:

4 cm Asphaltdeckschicht SMA 11 S (ResulƟerendes BindemiƩel = 25/55-55 A oder 
PmB 25/45 VL)

6 cm Asphaltbinderschicht AC 16 B S (ResulƟerendes BindemiƩel = 10/40-65 A oder 
PmB 10/25 VL)

20 cm AsphalƩragschicht AC 22 T S (ResulƟerendes BindemiƩel = 30/45 oder 35/50 VL)
(Bereiche des Ɵeferen Ausbaus)

(15 cm VerfesƟgung vorh. Unterlage (Bereiche des Ɵeferen Ausbaus))

10 cm bzw. 30 cm Einbaustärke Asphalt normale Strecke  bzw. auch Tiefe im Bereich des Ɵeferen 
Ausbaus

Der Leitstreifen links ist bis auf eine Tiefe von 35 cm zurückzubauen. Als Tragschicht eine HGT vorhan-
den.

Der Auĩau erfolgt mit einer AsphalƩragschicht, -binderschicht und -deckschicht.

Leitstreifen links:

4 cm Asphaltdeckschicht SMA 11 S (ResulƟerendes BindemiƩel = 25/55-55 A oder 
PmB 25/45 VL)

6 cm Asphaltbinderschicht AC 16 B S (ResulƟerendes BindemiƩel = 10/40-65 A oder 
PmB 10/25 VL)

25 cm AsphalƩragschicht AC 22 T S (ResulƟerendes BindemiƩel = 30/45 oder 35/50 VL)
____________________________________________________________________________________

35 cm Einbaustärke Asphalt

Der Leitstreifen rechts und der Standstreifen sind zurückzubauen. Als Tragschicht ist eine HGT vorhan-
den.

Der vorhandene Oberbau auf einer Unterlage HGT ist bis 30 bzw. 35 cm unter FOK zu enƞernen. Die ge-
samte Fläche ist durchzufräsen, zu homogenisieren und profilieren und zu verfesƟgen. Danach ist der
gebundene Oberbau aus Asphalt wieder herzustellen.
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Für die VerfesƟgung gelten die Anforderungen der TL Beton-StB (Ausgabe 2007) sowie der ZTV-Beton-
StB (Ausgabe 2007). Es ist mit einem opƟmalen Wassergehalt von bis zu 11 [M.-%] zu kalkulieren.

Leitstreifen rechts:

4 cm Asphaltdeckschicht SMA 11 S (ResulƟerendes BindemiƩel = 25/55-55 A oder 
PmB 25/45 VL)

6 cm Asphaltbinderschicht AC 16 B S (ResulƟerendes BindemiƩel = 10/40-65 A oder 
PmB 10/25 VL)

20 cm AsphalƩragschicht AC 22 T S (ResulƟerendes BindemiƩel = 30/45 oder 35/50 VL)

(15 cm VerfesƟgung inkl. 5 cm Bodenmaterial neu)

30 cm Einbaustärke Asphalt

Standstreifen:

4 cm Asphaltdeckschicht SMA 11 S (ResulƟerendes BindemiƩel = 25/55-55 A oder 
PmB 25/45 VL)

6 cm Asphaltbinderschicht AC 16 B S (ResulƟerendes BindemiƩel = 10/40-65 A oder 
PmB 10/25 VL)

20 cm AsphalƩragschicht AC 22 T S (ResulƟerendes BindemiƩel = 30/45 oder 35/50 VL)

(15 cm VerfesƟgung)

30 cm Einbaustärke Asphalt

Im Bereich der Aufstellung der SE aus Beton ist das BankeƩ breiter (1,20 m) auszuführen und die untere 
Lage stärker zu verdichten. Ein SegmentabschniƩ erhält eine 1,20 m breite Unterlage aus Beton (20 cm 
stark, unbewehrt) auf einer Sauberkeitsschicht mit einem Unterbau aus SchoƩer.

Für die Herstellung der VerfesƟgung sind Erstprüfungen durchzuführen. Die Probenentnahme aus dem
Standstreifen und Durchführung der Prüfungen ist so einzutakten, dass die Ergebnisse rechtzeiƟg vor
der Ausführung vorliegen.

Bei Bereichen, die im Leitstreifen oder Standstreifen liegen und im Bestand eine AsphaltbefesƟgung ha-
ben, ist wie bei der Fahrbahn zu verfahren.

Beim Ausbau des Asphalts bzw. der Betondecke (Unterlage HGT) ist die Entstehung von Mischmaterial
zu vermeiden. Mehrkosten für die Entsorgung von Mischmaterial wird nicht gesondert vergütet.

1.1.1.2 Oberbau

Alle Einbauten und Einfassungen im Bestand sind überwiegend zurückzubauen und wieder herzustellen.
Die Ablaufoberteile sind auszutauschen. Die Pflasterung des RandbefesƟgung unter dem Ü-BW ist plus
Bordstein wieder neu herzustellen.

Bereich ca. Bau-km Bordsteinlänge ca. (m) Pflasterfläche ca. (m2)

Bauanfang 10

0+500 200

1+000 465

1+560 10 5

2+800 75 7
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Der Ausbau des Asphalts sind entsprechend der Verkehrsführungsphasen (siehe auch AbschniƩ 3.11)
abschniƩweise in der jeweils dafür vorhandenen Ausbaubreite auszuführen.

Der AN hat in einem Plan unter BerücksichƟgung der Endmarkierung eine sinnvolle AuŌeilung der ein-
zelnen Einbaubahnen, Nähte und Fugen vorzulegen. Der Plan ist in einer Baubesprechung rechtzeiƟg vor 
dem Einbau vorzulegen und mit dem AG abzusƟmmen. Daraus resulƟerende Aufwendungen einschl. 
Planerstellung/-anpassung sind in die Einheitspreise der entsprechenden PosiƟonen des Leistungsver-
zeichnisses einzukalkulieren und werden nicht gesondert vergütet.

Längsfugen sind neben der neuen Längsmarkierung und nicht in den Rollspuren anzuordnen.
Nähte bei Tagesansätzen sind als Fugen herzustellen, dafür notwendige Aufwendungen sind in die As-
phalteinbauposiƟonen einzurechnen. 
In der Binder- und Deckschicht sind keine zusätzlichen Längsnähte, außer der systembedingt als Fuge
zwischen dem 1. und 2. Fahrsteifen ausgebildeten, zulässig. Der AN hat die Herstellung der betreffenden 
Schichten auf voller Breite vorzusehen.
Anschlüsse an vorhandene BefesƟgungen und Einbauten sowie am Bauanfang / Bauende und aufgrund 
vorgegebener Verkehrsführungen sind als Fugen mit Fugenverfüllung aus Fugenmasse auszubilden.
Zwickel und Felder, die nicht mit FerƟgern erstellt werden können und von Hand einzubauen sind, sind 
als Erschwernis in die entsprechenden AsphalteinbauposiƟonen einzurechnen.

Zwischen dem 1. und 2. BauabschniƩ in einem Streckenbereich erfolgt ein 10 cm breiter RückschniƩ der 
Asphaltschichten der vorherigen Bauphase.

Die Mehraufwände und Vorgaben der nachfolgenden Punkte sind in die Einheitspreise einzukalkulieren
und während dem Einbau und der Bauabrechnung zu beachten:

- Die Asphaltkanten zum Altbestand bzw. Neubau sind beim Ein- und Ausfahren der Baustellen-
fahrzeuge durch geeignete Maßnahmen zu schützen.

- Die abgefrästen Flächen dürfen erst nach gründlicher Reinigung befahren werden. Die Vermei-
dung von festgefahrenem Fräsgut auf der Fräsfläche ist zu gewährleisten. Die bei der Ausfüh-
rung der Asphaltarbeiten anfallenden Asphaltreste und Verunreinigungen durch Baustellen- /
Transporƞahrzeuge sowie die abfallenden Asphalt- und BindemiƩelreste vom Förderband des 
Beschickers sind rückstandslos zu beseiƟgen, ohne die Unterlage zu beschädigen. Die anfallen 
den Asphaltreste sind zu entsorgen und dürfen nicht mehr für den Asphalteinbau verwendet
werden.

- Der jeweilige Rand zur SchniƩkante ist mit höchster Sorgfalt zu fräsen. Die Fräsgeschwindigkeit 
in den Randbereichen ist zu reduzieren.

- Wenn sich die FräsƟefe auf Anordnung des AG ändert, werden die Einheitspreise für den Misch-
guteinbau der direkt über der Fräsfläche liegenden Schicht analog ZTV-Asphalt Ziff. 7.3.1.3 ange-
passt.

- Die Fräsfläche auf den Bauwerken darf durch den Streckenbau nicht befahren werden oder
muss durch geeignete Maßnahmen geschützt werden. Die Baustellenzu- und -abfahrten vor und
nach den Bauwerken sind durch den Streckenbau zu nutzen.

Asphalt

Die Lieferung des Asphaltmischgutes und die Ausführung der Asphaltschichten erfolgt temperaturabge-
senkt (TA-Asphalt). Weitere Regelungen sind nachfolgend enthalten, u.a. in den AbschniƩen 3.5.1., 3.12.1, 
3.12.3, 5.2.1 und 5.2.2. Hiervon ausgenommen sind die Asphaltmischgüter für Asphaltdeckschichten aus
SMA LA, PA und MA.
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VerfesƟgung

Im Bereich des Standstreifens und des Ɵefergehenden Ausbaus ist eine VerfesƟgung im Baumischverfah-
ren herzustellen. Die Menge des erforderlichen BindemiƩels ist vor der Ausführung miƩels Erstprüfungen
zu ermiƩeln. 
Fahrbahnauĩruch, Wiederverwertung

Fräsarbeiten sind entsprechend den Bauphasen in Teilflächen auszuführen. Die Auĩruchtechnologie ist
dementsprechend anzupassen. Diesbezügliche Aufwendungen sind einzurechnen.

Die Hinweise für das Fräsen von AsphaltbefesƟgungen und BefesƟgungen mit teer-/pechtypischen Be-
standteilen (H FA), Ausgabe 2010, ist zu beachten.

Vorhandene Fahrbahnmarkierungen sind vor Beginn der Fräsarbeiten rückstandsfrei zu enƞernen. Eine
Vermischung mit dem Fräsgut der Oberbauschichten ist nicht gestaƩet. 

Das Fräsgut der Deckschichten ist separat zu gewinnen. Diesbezügliche Aufwendungen sind einzurech-
nen.

Die vorhandenen einzelnen Oberbaudicken können geringfügig von den festgelegten FräsƟefen abwei-
chen. Sich daraus eventuell ergebende Sortenunreinheiten des Fräsgutes sind entsprechend zu berück-
sichƟgen.

Wird aufgrund von Dickentoleranzen beim Fräsvorgang die letzte auszubauende Schicht nicht vollstän-
dig erfasst, sind diese Schichtreste durch Nachfräsen aufzunehmen. Diesbezügliche Aufwendungen sind
einzurechnen.

Der anfallende Ausbauasphalt (AVV-Abfallschlüssel 17 03 02 „Bitumengemische mit Ausnahme derjeni-
gen, die unter 17 03 01 fallen“) kann entsprechend den TL AG-StB 09 verwertet werden. Das anfallende
Fräsgut ist einer Wiederverwertung nach Wahl des AN zuzuführen. Es entspricht der Verwertungsklasse
A nach RuVA-StB 01, Fassung 2005.

Deckschichten
Die Verwendung von Asphaltgranulat ist bei der Herstellung von Deckschichten der Belastungsklasse
Bk100 sowie bei Deckschichten aus Gussasphalt und SpliƩmasƟxasphalt generell ausgeschlossen.

Beim Gussasphalteinbau sind Aufwendungen für Vorheizen einzurechnen.

Die Oberflächenbearbeitung der Fahrbahn erfolgt entsprechend Verfahren A gem. Punkt 3.9.5 der 
ZTV Asphalt-StB 07, Fassung 2013.

Abdichtung des höherliegenden Fahrbahnrandes

Zur Sicherstellung einer einwandfreien FunkƟonsweise der Abdichtung des höherliegenden Fahrbahn-
randes mit Heißbitumen sind die Kantenflächen vor dem Auĩringen des Heißbitumens zu reinigen und 
von losen Asphaltresten zu befreien. Im Zuge der Asphaltrandausbildung im Seitenverhältnis 2:1 kann 
eine Falz/Nut entstehen, diese Falz/Nut ist vor Ausführung der Randabdichtung zu beseiƟgen. Der hier-
für jeweils erforderliche Aufwand ist in die entsprechenden PosiƟonen des Leistungsverzeichnisses ein-
zukalkulieren.

BankeƩ/MiƩelstreifen

Die durch die Erneuerungsmaßnahme betroffenen BankeƩe/BankeƩbereiche und Trennstreifen sind
entsprechend RegelquerschniƩ als standfeste BankeƩe/BefesƟgungen aus KalksteinschoƩer 0/32 wie-
derherzustellen.
Das auszubauende Material/-schälgut ist im Leistungsverzeichnis abfalltechnisch eingestuŌ und fachge-
recht zu entsorgen.
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Notrufsäulenstandort km 1+550

Der Notrufsäulenstandort in Form der Pflasterflächen, Schacht und Masthalterung inkl. Fundament ist
zurückzubauen. Der Rückbau der Notrufsäule an sich erfolgt durch den AG. Der Fachbereich TelemaƟk 
Autobahn Frankfurt ist 4 Wochen vor Beginn zu informieren.

1.1.1.3 Entwässerung

Vereinzelt sind die Aufsätze der Straßenabläufe inkl. Eimern zu erneuern. Die Straßenabläufe sind wäh-
rend der Bauaktivität zu sichern. An den sonstigen Entwässerungseinrichtungen werden keine Verände-
rungen vorgenommen.

1.1.1.4 Ausstattung

Im Zuge der Baumaßnahme sind folgende Leistungen auszuführen

- Markierungsarbeiten (siehe AbschniƩ 1.1.2)
- Demontage und Montage von passiven Schutzeinrichtungen am linken und rechten Fahrbahn-

rand (siehe AbschniƩ 1.1.4)

1.1.1.5 Ingenieurbau

Entfällt

1.1.1.6 Landschaftsbau

Entfällt

1.1.1.7 Fernmeldeanlage

Siehe Abschnitt 2.10.3

1.1.1.8 Verkehrssicherung

Für die Erhaltungsmaßnahme ist die Einrichtung, Vor- und Unterhaltung, Umbau (Bauphasen) und Ab-
bau einer Verkehrssicherung erforderlich.

Die Verkehrsführungsarbeiten sind nach den beigefügten Verkehrsführungs- und Verkehrszeichenplä-
nen auszuführen.

Hinweise zur Abnahme der Verkehrsführungen

Nach FerƟgstellung der einzelnen Verkehrsführungen findet jeweils eine verkehrsbehördliche Abnahme 
der Verkehrssicherung staƩ. Diese ist rechtzeiƟg (mind. 3 Tage vor Inbetriebnahme) bei der Verkehrsbe-
hörde / Autobahnmeisterei Fulda zu beantragen. Eine Freigabe der Verkehrsführung und damit der Bau-
arbeiten erfolgt erst nach vorgenannter Abnahme. Folgekosten für verweigerte Abnahmen, bedingt
durch nicht vertragsgemäßes bzw. richtlinienkonformes Material oder Abweichungen von der verkehrs-
behördlichen Anordnung trägt der AN. Eine Abnahme der verkehrsbehördlichen Anordnung ersetzt
nicht die Abnahme des vertraglich vereinbarten, einzusetzenden Materials für die Sicherung der Arbeits-
stellen, einschl. der Materialien für die Verkehrslenkung. Der AN ist zur Teilnahme an den verkehrsbe-
hördlichen Abnahmen verpflichtet. Je Auĩau bzw. Umbau einer Verkehrsführung ist von einem Ortster-
min für die verkehrsbehördliche Abnahme auszugehen; diesbezügliche Aufwendungen sind in die jewei-
lige LeistungsposiƟon für den Auf- bzw. Umbau der Verkehrsführung einzurechnen.
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Hinweise zur Endabnahme nach Rückbau der Verkehrsführung

Nach dem Rückbau der Verkehrsführung erfolgt eine Abnahme gemäß VOB/B. Im Zuge der Abnahme
werden die vertraglich geforderte ordnungsgemäße Wiederherstellung des Ursprungszustands der Fahr-
bahn und Seitenräume sowie das Vorhandensein eventueller Schäden an der Fahrbahn geprüŌ. Insbe-
sondere erfolgt die Überprüfung hinsichtlich der Demarkierungsarbeiten sowie an den Standorten von
transportablen Schutzeinrichtungen und Beschilderungen. Sollten durch den AuŌragnehmer dieses Auf-
trags verursachte Beschädigungen oder Mängel festgestellt werden, behält sich der AG deren BeseiƟ-
gung zu Lasten des AN und die Vereinbarung von Gewährleistungsansprüchen vor.

1.1.2 Markierung

Entsprechend dem BaufortschriƩ ist die endgülƟge Markierung aufzubringen, d.h. nach FerƟgstellung 
der Fahrbahn der einzelnen Bauphasen sind die Markierungen in dem Bereich herzustellen.

Leitlinien und die Markierung auf der BAB sind in Dauermarkierungsfolie im Bitumen Plus-Verfahren
herzustellen.

In den Anschlussbereichen zum Bestand ist bestehende Fahrbahnmarkierung an die neue Fahrbahnmar-
kierung anzupassen.

Vor Freigabe der ferƟggestellten BauabschniƩe muss die Fahrbahnmarkierung aufgebracht werden. Die 
auszuführenden Leistungen umfassen Demarkieren, die Vormarkierung, ApplikaƟon der Markierungs-
materialien einschließlich Lieferung der Markierungsstoffe, Prüfleistungen und die Einrichtung der Bau-
stelle. Zusätzlich sind Reinigungs- und Trocknungsarbeiten auszuführen.

Zur ApplikaƟon der endgülƟgen Markierung sind evtl. Leistungen bzgl. der Verkehrssicherung notwen-
dig. Alle aus den Erschwernissen (z.B. mehrmaliges Anfahren, kleinere AbschniƩe etc.) entstehenden 
Mehraufwendungen sind in die entsprechenden Einheitspreise einzurechnen.

Darüber hinaus sind nach Rückbau der Verkehrsführung der Baustelle fehlende bzw. beschädigte Weiß-
markierungen herzustellen bzw. zu erneuern.

Die Markierungsarbeiten der endgülƟgen Markierung sowie notwendiger Fräsarbeiten (Übergänge, be-
schädigte Altmarkierung…) sind grundsätzlich jeweils in der vorhandenen Baustellenabsicherung durch-
zuführen.

Alle Markierungen sind mit Vormarkierung auszuführen.

Um eine fach- und vertragsgerechte Leistungserbringung der ApplikaƟon sicherzustellen, muss der AN 
die Vormarkierung durch die Bauüberwachung abnehmen lassen. Entsprechende zeitliche Abhängigkei-
ten vor dem Auĩringen der Markierungen sind einzurechnen. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sich die Markierungsarbeiten nach dem BaufortschriƩ der 
Straßenbauarbeiten richten und in mehreren TeilabschniƩen auszuführen sind. Mehrfache An- und Ab-
fahrten werden nicht gesondert vergütet. Diesbezügliche Aufwendungen sind einzurechnen.

Der Nachweis der Fachkunde des Fahrbahnmarkierers ist durch eine Kopie des IHK-ZerƟfikats zur Fach-
kraŌ für Straßenmarkierungen bei dem AuŌraggeber mit der Angebotsabgabe vorzulegen.

ApplikaƟon der endgülƟgen Markierung

Die Markierung ist gemäß ZTV M 13 herzustellen. Ein detailliertes Eigenüberwachungsprotokoll ist uner-
lässlich, das alle relevanten InformaƟonen wie Straßenbezeichnung, verwendete Materialien und den 
Zustand der Straße enthält. Eine gleichmäßige Verteilung des Markierungsstoffs sowie die Einhaltung
der geforderten Schichtdicken ist zu gewährleisten. Zudem muss eine ausreichende Randbegrenzung
der Markierungszeichen gesichert sein, während die Handstreuung von NachstreumiƩeln nur in Ausnah-
mefällen erlaubt ist.
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Bei eingefrästen Markierungen ist die Ausfräsbreite präzise zu kontrollieren. Bei Längsmarkierungen mit
einem Höhenüberstand von über 1,5 mm sind Unterbrechungen erforderlich, um Regenwasser abzulei-
ten. Die Verwendung von Markiermaschinen muss den entsprechenden Anforderungen entsprechen
und gemäß den SicherheitsvorschriŌen gekennzeichnet sein.

Für die BeseiƟgung von Markierungen werden spezifische Verfahren empfohlen, wie etwa das Wasser-
hochdruck- oder Kugelstrahlverfahren für Verkehrsfreigabemarkierungen und dünn gespritzte Systeme.
In anderen Fällen kann der Einsatz von Kalƞräsen mit Feinsƞräsköpfen erforderlich sein, wobei das ab-
gefräste Material fachgerecht zu entsorgen ist.

1.1.3 Beschilderung

Enƞällt

1.1.4 Schutzeinrichtungen / Leitpfosten

In der folgenden Tabelle sind die einzelnen Maßnahmen bzw. deren Standorte mit den dort zur Ausfüh-
rung anstehenden Leistungen aufgelistet.

Positionen Bezeichnung Leistungen, Standorte

Pos. 1 A7
Hattenbacher Dreieck Tan-
gente Fulda-Alsfeld
km 000,000-002,675

Umrüstung der Schutzeinrichtungen entsprechend
des beigefügten Konzepts

Die Tabelle dient lediglich der Übersicht. Der genaue Umfang der auszuführenden Leistungen/Teilleis-
tungen ist im Leistungsverzeichnis detailliert aufgeführt.

1.1.4.1 Erläuterung zu den LeistungsposiƟonen und zur Abrechnung

Erschwernis Gehölze („Buschwerk“ u.ä.)

Erschwernisse durch Gehölze sind in die Einheitspreise einzurechnen.

In alle PosiƟonen (EP) zur Montage sind einzurechnen: 

• Das Ausrichten von nicht demonƟerten, angrenzenden 6 Stück Schutzplankenpfosten (insgesamt 
also 12 Stück Schutzplankenpfosten ausrichten)

• In allen PosiƟonen, bei denen es um das Ausrichten von SPL geht, wird vereinbart, dass das SPL-
Band bei Frost auf einer Länge von 5 Feldern in jede Richtung gelöst und wieder monƟert wird

• Das AnferƟgen von Passstücken

• Erschwernis durch Gehölze

• Erschwernis durch Pflaster

• Erschwernis durch bituminöse Fahrbahndecke

1.1.5 AuŌraggeberaufgaben nach Baustellenverordnung

Vorankündigung

Die Vorankündigung ist nicht Bestandteil dieser Ausschreibung und wird von DriƩen erstellt.

Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan erstellen und anpassen

Der Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan ist nicht Bestandteil dieser Ausschreibung. Der AN hat
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lediglich eine Zuarbeit zur Erstellung des SiGe-Plans zu leisten.

Unterlage nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 Baustellenverordnung erstellen (Art und Umfang)

Die Unterlage nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 Baustellenverordnung ist nicht Bestandteil dieser Ausschreibung und 
wird von DriƩen erstellt.

Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator während der Ausführung des Bauvorhabens stellen
(Art und Umfang)

siehe Erläuterungen in Ziffer 3.13 der Baubeschreibung!

Der AuŌraggeber verpflichtet nach Baustellenverordnung einen Sicherheits- und Gesundheitsschutzko-
ordinator. Dieser wirkt sowohl in der Planungsphase als auch Ausführungsphase. Der durch den SiGe-
Koordinator erstellte Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan ist mit dem AuŌraggeber oder verant-
wortlichen DriƩen abzusƟmmen und festzulegen. Durch den AuŌraggeber oder verantwortlichen Drit-
ten (z.B. Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator) ist die Baustelle zwei Wochen vor Einrichtung
bei der zuständigen Behörde in Form einer Vorankündigung nach Baustellenverordnung schriŌlich anzu-
zeigen. Dafür ist eine Zuarbeit des AN erforderlich.

1.1.6 Durchlässe, Bauwerke

Auf dem Bauwerk 5123696 in der Strecke ist die Deckschicht rückzubauen und wieder herzustellen. Auf
dem Bauwerk ist dafür die Rinne bzw. Streifen vor beiden Kappen vorzulegen.

Alle Bauwerke in der Strecke sind im Kapitel 2.10.1 aufgeführt.

1.1.7 SicherheitsdetekƟon und baubegleitende KampfmiƩelräumung gemäß KampfmiƩelVO

Im Bereich der Strecke der A 7/A 5  sind Sondierungsarbeiten durchzuführen. Diese sind durch den AN
zu organisieren und in den Gesamtbauablauf zu integrieren. Der AN hat für die jeweiligen AbschniƩe
sämtliche Sondier- und Kontrollpläne zu erstellen und die notwendigen Bohrarbeiten für die Aufnahme
der Messgeräte durchzuführen sowie die Verrohrung und den Rückbau. Die Sondier- und Kontrollpläne
sind spätestens 1 Woche vor Notwendigkeit der Sondierungsarbeiten an den AG zu übergeben.

Die Arbeiten dürfen ausschließlich von einem geeigneten Räumunternehmen gemäß der Allgemeinen
BesƟmmungen für die KampfmiƩelräumung in Hessen in aktueller Fassung durchgeführt werden. Alle
Arbeiten im Rahmen der SicherheitsdetekƟon sowie einer anschließenden baubegleitenden Kampfmit-
telräumung dürfen nur von einem einzigen geeigneten Räumunternehmen durchgeführt werden.

Das MerkblaƩ Bauaushubüberwachung ergänzt die Allgemeinen BesƟmmungen in technischer Sicht.
Flächen, die der AN über die zur Verfügung gestellten Flächen hinaus als Baustelleneinrichtungsflächen,
Lagerflächen, Zufahrten, Bauwege usw. auf eigene Kosten zusätzlich in Anspruch nimmt, werden auf
Veranlassung und auf Kosten des AN v o r Inanspruchnahme abgesucht und entmuniƟoniert.

Alle im Zusammenhang mit KampfmiƩelräumung anfallenden Kosten (z.B. für Absprachen, Terminie-
rung, Wartezeiten, verminderte Arbeitsleitung, etc.) sind mit den Einheitspreisen der OZ' en für Baustel-
leneinrichtung / -vorhaltung und -räumung abgegolten.

Es ist eine Aushubkontrolle durch entsprechend Fachpersonal durchzuführen. Sämtliche Mehraufwen-
dungen zur Koordinierung der Leistungen sind in die entsprechenden PosiƟonen einzukalkulieren. Als
„im Vorfeld laufende“ Maßnahmen sind für die Sondierungen zur Überprüfung der KampfmiƩelver-
dachtsflächen PosiƟonen im Leistungsverzeichnis aufgenommen worden.
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Die Vorgehensweise im Rahmen einer Baumaßnahme ist wie folgt vorgesehen (SicherheitsdetekƟon):

1. Durchführung der Sondierbohrung, Einstellen Kunststoffrohr, Messung/DetekƟon durch AN
über einen geeigneten KampfmiƩelsondierer/-räumer bzw. Durchführung der Flächensondie-
rung

2. Auswertung und DokumentaƟon der durchgeführten DetekƟon durch AN über einen geeigne-
ten KampfmiƩelsondierer/-räumer

3. Nach erfolgreicher/posiƟver DetekƟonsauswertung durch AN über geeigneten KampfmiƩel-
sondierer/-räumer erfolgt „Freigabe für die Baumaßnahme“

4. Rückbau/Verfüllung Bohrloch der KampfmiƩelsondierung durch AN über geeigneten Kampf-
miƩelsondierer/-räumer

5. Beginn Bauausführung durch AN (z.B. Herstellung Rammen der Pfosten der Schutzeinrichtun-
gen)

Die Sondierungspunkte sind zweifach einzumessen.

Sofern ein konkretes Verdachtsmoment (z.B. Blindgänger) während einer SicherheitsdetekƟon detek-
Ɵert wird, ist weiterhin umgehend die zuständige Ordnungsbehörde bzw. der KampfmiƩelräumdienst
(KMRD) einzuschalten. Dieser ist auch weiterhin ausschließlich für die Räumung und BeseiƟgung von
konkreten Verdachtsmomenten und aufgefunden KampfmiƩeln (z.B. Entschärfen von Blindgängern) zu-
ständig. Die Arbeiten dürfen dann erst nach dem Erhalt der durch den KMRD erstellten schriŌlichen Frei-
gabebescheinigung fortgesetzt werden.

Nachstehend aufgeführte Hinweise werden vom AN beachtet und eingehalten: Bei Bohrarbeiten sind
zur Sicherstellung der KampfmiƩelfreiheit Tiefensondierungen mit den zugehörigen Untersuchungen
(ferromagneƟschen Sonden) durchzuführen.

Die Bohrungen dürfen nur drehend mit Schnecke und nichtschlagend ausgeführt werden. Bohrkronen
als Schneidwerkzeug sowie RüƩel- und Schlagvorrichtungen dürfen nicht verwendet werden. Beim Auf-
treten von plötzlichen Widerständen ist die Bohrung sofort aufzugeben und in AbsƟmmung mit den AG
um mindestens 2 m zu versetzen.

Die DokumentaƟon umfasst die DokumentaƟon der Messdatenauswertung- und interpretaƟon  für 
sämtliche KampfmiƩelsondierungen. Ergebnissberichte mit Lageplan und Ergebenissübersicht  sind zu
erstellen, inkl. Laggekoordinaten der Bohransatzpunkte, FotodokumentaƟon und dem AG zur ZusƟm-
mung vorlegen. Einschließlich aller Korrekturwünsche und Nebenarbeiten. Die Lieferung der Unterlage
erfolgt 3-fach in Papier und in digitaler Form.

Weitere Angaben siehe Kapitel 1.2.3 der Baubeschreibung.

1.2 Ausgeführte Vorarbeiten

1.2.1 Beweissicherung

Eine vorab ausgeführte Beweissicherung wurde nicht ausgeführt. Siehe auch Kapitel 3.8.

1.2.2 Vermessung

Eine Bestandsaufnahme der Strecke hat staƩgefunden.

Weiterhin siehe 3.11 Vermessungsleistungen, Aufmaßverfahren
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1.2.3 KampfmiƩelbeseiƟgung

Der Baubereich wurde durch eine KampfmiƩelanfrage beim Regierungspräsidium Darmstadt sowie an-
hand von LuŌbildauswertungen auf KampfmiƩel überprüŌ.

Der Bereich Rampe A 7/A 5 liegt in einem Verdachtsbereich eines Bombenabwurfgebietes.

Im Maßnahmenbereich ist eine bereichsweise Flächensondierung des Baufeldes vorzusehen.

- Bauanfang bis Bau-km 0+800 bzw. Rampen-km 0,775; Fläche ca. 9.200 m

Die Erlaubnis gemäß § 7 und § 20 Sprengstoffgesetz ist Voraussetzung für die Durchführung der Arbei-
ten.

Die fachliche Betreuung und Anordnungsbefugnis der Arbeiten liegt bei dem Regierungspräsidium
Darmstadt, KampfmiƩelräumdienst des Landes Hessen, Luisenplatz 2, 64283 Darmstadt, Tel.: 
06151/120.

Vor Durchführung der KampfmiƩeluntersuchung ist durch den AN eine Gefährdungsbeurteilung und ein
Räumkonzept gemäß den BesƟmmungen der Arbeitshilfen KampfmiƩel (aktuelle Fassung) aufzustellen.
Version 25_01; Stand 15.07.2025 Seite 11 Dem AG ist spätestens eine Woche vor Beginn der Kampfmit-
telsondierungen das Räumkonzept unaufgefordert vorzulegen. Das Räumkonzept beinhaltet dabei min-
destens Angaben zu Terminen, der technischen Vorgehensweise und der zu beachteten Rahmenbedin-
gungen.

Für ein Nichtvorhandensein von KampfmiƩeln wird vom AG keine Gewähr übernommen. Der AN ver-
pichtet sich daher, mit der gebotenen Sorgfalt und Umsicht zu arbeiten.

Es gilt vorsichƟges Arbeiten beim Erdbau. Bei Aushubarbeiten miƩels Erdbaummaschinen ist eine
schichtweise Abtragung um ca. 0,50 m sowie eine Beobachtung des Erdreichs hinsichtlich Veränderung-
gen wie z. B. Verfärbung, Inhomogenitäten durchzuführen. Erdarbeiten mit hoher mechanischer Belas-
tung sind nicht zugelassen.

Werden während der Bauarbeiten bzw. im Zuge der durchzuführenden KampfmiƩeluntersuchungen
(Flächensondierung, Sondierbohrungen und BohrlochdetekƟonen) im Baubereich KampfmiƩel gefun-
den, so sind die Arbeiten an der Fundstelle sofort einzustellen. In diesem Fall ist die Fundstelle abzuspe-
ren und die zuständigen Ordnungsbehörden, der KBD oder die nächstgelegene Polizeidienststelle sowie
die Bauüberwachung sind unverzüglich zu verständigen.
Die daraus entstehenden Mehrkosten sind in die entsprechenden Einheitspreise einzukalkulieren.

Es gelten die Allgemeinen BesƟmmungen für die KampfmiƩelräumung im Land Hessen.

Nach Abschluss der KampfmiƩelräumarbeiten bzw. -untersuchungen ist die Übersendung der Freigabe-
dokumentaƟon und entsprechenden Lageplänen in digitaler Form, im ESRI Shape (*.shp) bzw. im Cad
Format (*.dxf, *.dwg), miƩels E-Mail durchzuführen. Es sind die geodäƟschen Bezugsysteme im ETRS
1989 mit UTM Zone 32N (EPSG: 25832, EPSG 4647), Gauß-Krüger-Zone 3 (EPSG: 31467) zu verwenden.

Siehe auch Kapitel 1.1.6 der Baubeschreibung.

1.2.4 Abbrucharbeiten

Enƞällt
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1.2.5 Behelfsbrücke

Enƞällt

1.3 Gleichzeitig Laufende Bauarbeiten

Während der Baumaßnahme sind durch die Fachlosvergabe mehrere AuŌragnehmer gleichzeiƟg auf der 
Baustelle. Dies betriŏ die Arbeiten von Fachlos 1 Streckenbau, Fachlos 2 Verkehrssicherung und Fachlos 
3 Schutzeinrichtungen.

Die AuŌragnehmer haben vor Durchführung der Arbeiten alle Maßnahmen zu treffen, damit ein rei-
bungsloses Zusammenwirken zwischen den Unternehmen sowie mit anderen Unternehmen erreicht
wird und vermeidbare Behinderungen ausgeschlossen werden.

Es wird auf die erforderliche enge AbsƟmmung mit den an der Baumaßnahme beteiligten hingewiesen. 
§ 4 VOB/B bleibt unberührt. Der AuŌraggeber sorgt für die Aufrechterhaltung der allgemeinen Ordnung 
auf der Baustelle und regelt das Zusammenwirken der verschiedenen Unternehmer.

Die durch das Zusammenwirken mit den anderen an der Baumaßnahme Beteiligten entstehenden übli-
chen Erschwernisse sind vom Bieter einzukalkulieren. Sie werden nicht gesondert vergütet.

Zwischen allen Beteiligten ist ca. zwei Wochen vor Beginn ein Koordinierungsgespräch durchzuführen.

Im untergeordneten Bundes-, Landes-, Kreis- und sonsƟgem Straßennetz werden fortlaufende Projekte 
ausgeführt.

Im Zuge der Maßnahme können Leistungen des Betriebsdienstes in und im Umfeld der ausgeschriebe-
nen Leistung staƪinden.

Im Zuge der Maßnahme wird die Notrufsäule vom AG zurückgebaut.

1.4 Mindestanforderungen für Nebenangebote

Nebenangebote sind nicht zugelassen.
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2 Angaben zur Baustelle

2.1 Lage der Baustelle

Die geplante Baumaßnahme befindet sich im Übergang von der A 7 zur A 5 nördlich von Fulda im Ab-
schniƩ von Betriebskilometer 529,600  . Die Erneuerung der Fahrbahn betriŏ die Fahrbahn der Rampe 
G-D in Fahrtrichtung Frankfurt.

Abbildung 1: Lage der Baumaßnahme A 7 / A 5 HaƩenbacher Dreieck, Rampe G-D

2.2 Zugänge, Zufahrten

Die Nutzung der Zu- und Abfahrt der Anschlussstellen durch die Verkehrsteilnehmer ist während der ge-
samten Bauzeit, falls nicht über einen Verkehrszeichenplan anders angeordnet, durch den AN zu ge-
währleisten.

Zufahrten und Zugänge außerhalb der Anschlussstellen sowie der Zu- und Abfahrten gem. Verkehrsfüh-
rungspläne sind nicht vorgesehen.

Die Ein- und Ausfahrten der Baustelle sind so zu gestalten, dass sie keine Behinderung oder Gefährdung 
des öffentlichen Verkehrs oder des Baustellenverkehrs darstellen

Die Verschmutzung von Straßen und Wegen sowie Behelfsfahrstreifen ist auszuschließen. Für die Reini-
gung von Straßen und Wegen mit einer gebundenen Fahrbahndecke ist eine selbstaufnehmende Saug-
kehrmaschine einzusetzen. Die erforderliche Reinigung der Straßen und Wege sowie Behelfsfahrstreifen 
während der gesamten Bauzeit ist entsprechend der Verkehrssicherungspflicht abzusichern und vom Bie-
ter in die entsprechenden LeistungsposiƟonen einzukalkulieren.
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2.3 Lager- und Arbeitsplätze

Der AuŌragnehmer ist dafür verantwortlich, einen Lagerplatz für die Baumaßnahme zu beschaffen und 
dies in die Baustelleneinrichtung einzukalkulieren. Eine gesonderte Vergütung erfolgt nicht.

Die Bezeichnungen „Baustelle“ und „Baubereich“ werden in folgendem Sinne verwendet:

- Baustelle: Flächen, die der AuŌraggeber zur Ausführung der Leistung, für die Baustelleneinrich-
tung und zur vorübergehenden Lagerung von Stoffen und Bauteilen zur Verfügung stellt, zuzüglich
der Flächen, die der AuŌragnehmer darüber hinaus in Anspruch nimmt.

- Baubereich: Baustelle und die Umgebung, die durch die Ausführung der Bauarbeiten beeinträch-
Ɵgt werden kann.

- Bereitstellungsfläche: Fläche für die vorläufige Lagerung von Ausbaustoffen im Sinne einer Bereit-
stellung zum Transport bzw. zum Zweck der Beförderung zur Entsorgungsanlage sowie für die
Bildung von Haufwerken zur Beprobung und BesƟmmung umweltrelevanter Parameter.

Außer den Arbeitsflächen im Sinne der ArbStäƩV stellt der AuŌraggeber keine weiteren Lager- und
Arbeitsplätze bereit. Alle Aufwendungen, die für Beschaffung, Herstellung, Vor- und Unterhaltung, den
Betrieb und den Abbau bzw. die BeseiƟgung entstehen, hat der Bieter in die entsprechenden
LeistungsposiƟonen einzurechnen.

Das Lagern von Stoffen, Bauteilen, Böden und Abfällen, das Abstellen von Baumaschinen, Geräten und
Fahrzeugen, sowie das Einrichten von Baubüros, WerkstäƩen und UnterkünŌen unter vorhandenen 
Brückenbauwerken, die unter Verkehr stehen, ist nicht zulässig.

Der AuŌragnehmer hat innerhalb der Baustelle eine Fläche/Flächen für die vorläufige Lagerung für nicht
gefährliche und gefährliche Abfälle herzurichten, während der Bauzeit vorzuhalten und zu unterhalten,
zu betreiben sowie zurückzubauen.

Die Flächen sind zur zeitweiligen Lagerung von Abfällen (Bodenaushub, Straßenauĩruch, Beton etc.) bis 
zum Einsammeln auf dem Gelände der Entstehung der Abfälle vorzusehen und innerhalb der Baustelle
einzurichten. Abweichungen von den gekennzeichneten Lagerflächen sind nur mit ZusƟmmung der zu-
ständigen Behörden zulässig.

Soweit der AuŌragnehmer weitere Flächen außerhalb der Baustelle bzw. außerhalb der vom AuŌragge-
ber zugewiesenen Flächen zur Lagerung oder Auĩereitung nutzt, hat er die hierfür notwendigen privat-
rechtlichen und öffentlich-rechtlichen Genehmigungen (4. BImSchV) einzuholen und diese dem AuŌrag-
geber vor Nutzung nachzuweisen. Ferner hat der AuŌragnehmer für die Flächen auf eigene Kosten ein
Beweissicherungsverfahren vor und nach Nutzung der Fläche bzw. Flächen durchzuführen.

Diese Leistungen sind in die entsprechenden Leistungspositionen einzurechnen.

Allgemeine Anforderungen an Bereitstellungsflächen

Die folgenden Anforderungen gelten sowohl für Bereitstellungsflächen für gefährliche Abfälle als auch für
Bereitstellungsflächen für nicht gefährliche Abfälle:
– Für die zeitweilige Lagerung von Bodenmaterial sind die Anforderungen der DIN 19639 Kapitel 6.3.7 

zu beachten.
– Der ursprüngliche Flächenzustand ist nach Abschluss der Entsorgung wiederherzustellen. Der Flächen-

zustand ist über je eine Flächenbeprobung nach BBodSchV vor Auĩau und nach Rückbau des Bereit-
stellungsflächen nachzuweisen.

– Grundlage des Nachweises über den Flächenzustand ist der Wirkungspfad Boden-Mensch und der Wir-
kungspfad Boden-Nutzpflanze gemäß der die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung
(BBodSchV). Probenahme und AnalyƟk für die Flächenbeprobungen sind durch ein akkrediƟertes Um-
weltlabor durchzuführen.
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– Eine gegen WiƩerungseinflüsse geschützte Annahme, Handhabung und Auĩewahrung der Abfälle 
muss jederzeit erfolgen können.

– Die Bereitstellungsflächen muss betriebstypischen Beanspruchungen wie befahren mit LKW und
schweren Baumaschinen, durch Haufwerks- und sonsƟge Lasten, WiƩerungseinflüsse, usw. so stand-
halten, dass die Stand- und Nutzungssicherheit gegeben ist.

– Die Bereitstellungsflächen sind täglich zu kontrollieren, etwaige Schäden sind durch den AuŌragneh-
mer umgehend instand zu setzen. Die Kontrolle ist zu dokumenƟeren.

– Der AuŌragnehmer hat die Erfüllung der Pflichten nach GewAbfV §8 für alle Abfallschlüsselnummern 
einschließlich des Kapitels 17 Abfallverzeichnisverordnung (AVV) Anlage zu §2 Abs. 1 (Bau- und Ab-
bruchabfälle einschließlich Aushub von verunreinigten Standorten) zu dokumenƟeren.

– Eine BeeinträchƟgung der EigenschaŌen von Gewässern, des Grundwassers oder benachbarter Grund-
stücke DriƩer durch Verwehen, Abschwemmen oder Auswaschen von Aushubmaterial oder durch Aus-
treten von Schadstoffen oder mit Schadstoffen belastetem Niederschlagswasser ist zu verhindern.

– Eine funkƟonierende Entwässerung inkl. Vorflut und Reinigungsanlage ist herzustellen. Ggf. erforder-
liche wasserrechtliche Genehmigungen sind durch den AN einzuholen.

Diese Leistungen sind, wenn es keine separate LeistungsposiƟon gibt, in die entsprechenden Leistungspo-
siƟonen einzukalkulieren.

2.4 Vorhandene öffentliche Verkehrswege

Die Rampe A 7/A 5 wird kurz nach dem Abzweig von der A 7 sowohl vor dem Anschlussbereich zur A 5 
von der A 7 bzw. A 5 gequert.

Weitere Über- oder Unterquerungen von Straßen und Wegen sind im Kapitel 2.10.1 aufgeführt.

2.5 Anschlussmöglichkeiten an Ver- und Entsorgungsleitungen

Medienanschlüsse jeder Art werden vom AuŌraggeber nicht bereitgestellt. Die Aufwendungen für Be-
schaffung, Vorhaltung, Betrieb und Abbau bzw. BeseiƟgung hat der Bieter in die entsprechenden Leis-
tungsposiƟonen einzurechnen.

2.6 Gewässer

Enƞällt

2.7 Baugrundverhältnisse

2.7.1 Geologische Verhältnisse, Grundwasser

Grundwasser wurde zum Zeitpunkt der Felduntersuchungen im Dezember 2024 ab einer Tiefe von rd. 1,5 
m u. GOF bzw. +353,1 m NHN angetroffen. Hierbei handelt es sich um Stau- und Schichtenwasser inner-
halb der VerwiƩerungshorizonte. Im Untersuchungsgebiet steht Grundwasser in KluŌgrundwasserleitern 
an. Oberflächennah fließen Niederschläge als Stauwasser entsprechend der örtlichen Morphologie in
Hanglage in den vorhandenen Mulden ab. Aufgrund der oberflächennah bindigen Horizonte ist mit tem-
porärem Stauwasser bis zur Geländeoberfläche zu rechnen.

Im Untersuchungsgebiet wurden hydrogeologisch günsƟge Bedingungen angetroffen, die Grundwasser-
deckschicht wird durch den VerwiƩerungshorizont des angetroffenen Schluffsteins gebildet. Der Einbau 
von Ersatzbaustoffen im Zuge von Umbaumaßnahmen wird durch die Vorgaben der Ersatzbaustoff-Ver-
ordnung (EBV) geregelt.

Bei hydrogeologisch günsƟgen Bedingungen können gem. EBV Bodenmaterialien und Baggergut der Klas-
sen 0, 0*, F1 und F2 ohne Einschränkungen eingebaut werden. Auch Bodenmaterial und Baggergut der 
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Klasse F3 kann mit wenig Ausnahmen verwendet werden. Die Ausnahmen und Einschränkungen sind in 
der folgenden Auflistung dargestellt:

 nicht als BeƩungssand unter Pflaster und PlaƩenbelägen 
 nicht als Deckschicht ohne BindemiƩel 
 nicht als ToB, Baugrundverbesserung, BaugrundverfesƟgung, Unterbau bis 1,0 m Dicke ab 

Planum sowie Verfüllung von Baugruben und Leitungsgräben unter Deckschicht (u. D.) ohne
BindemiƩel 

 vorgenanntes unter PlaƩenbelägen / Pflaster nur, wenn AnƟmon ≤ 10 µg/l, Blei ≤ 390 µg/l, 
Cadmium ≤ 10 µg/l, Chrom, ges. ≤ 440 µg/l, Kupfer ≤ 270 µg/l, Molybdän ≤ 55 µg/l, Nickel ≤ 230 
µg/l, Vanadium ≤ 700 µg/l, Zink ≤ 1 300 µg/l, MKW ≤ 230 µg/l, PCB, ges. ≤ 0,02 µg/l, Chlorphenole 
≤ 82 µg/l, Chlorbenzole ≤ 1,9 µg/l und Tributylzinn-KaƟon ≤ 500 µg/kg 

 Hinterfüllung von Bauwerken oder Böschungsbereich von Dämmen unter durchwurzelbarer
Bodenschicht sowie Hinterfüllung analog zu Bauweise E des MTSE nur, wenn „K“ und Tributylzinn-
KaƟon ≤ 500 µg/kg

Recyclingmaterial der Klassen RC-1 und RC-2 kann ebenfalls uneingeschränkt eingebaut werden. Recyc-
lingmaterial der Klasse RC-3 kann als bitumen- oder hydraulisch gebundene Decke oder bitumengebun-
dene Tragschicht, Unterbau unter Fundamenten / BodenplaƩen, zur BodenverfesƟgung (u. D.), Trag-
schicht mit BindemiƩel (u. D.), Verfüllung (u. D.) sowie als teilwasserdurchlässige AsphalƩragschicht oder 
hydraulisch gebundene Tragschicht unterhalb von Pflaster und PlaƩen eingebaut werden. Auch eine Ver-
wendung als BeƩung, Frostschutz- oder Tragschicht ist unter PlaƩen / Pflaster möglich, wenn wasserun-
durchlässige Fugenabdichtungen verwendet werden.

Durch die Hanglage des Projektgebiets und die Nähe zum Vorfluter ist darauf hinzuweisen, dass abflie-
ßendes Oberflächenwasser durch im Randbereich der Fahrbahn eingebauten Ersatzbaustoffe über das
Muldensystem ggf. direkt in den Vorfluter fließen kann. Wir empfehlen daher, Materialien einzubauen,
die auch für den Einsatz unter hydrogeologisch ungünsƟgen Bedingungen zugelassen sind.

2.7.2 Baugrundverhältnisse Schutzeinrichtungen

Im Baubereich sind verschiedene Homogenbereiche (HB - 1 FRS bis einschließlich HB - 2 FRS, ehem. Bo-
denklassen 3 – 6), ggf. auch HB - 3 FRS (ehem. Bodenklasse 7, "Fels"), vorhanden.

Generell gilt, dass bei der Reparatur / Herstellung von gerammten Systemen von Homogenbereichen HB
- 1 FRS bis einschließlich HB - 2 FRS ausgegangen werden muss, auch wenn dies nicht explizit in der ent-
sprechenden OZ angegeben sein sollte.

Werden besondere Maßnahmen aufgrund der vorhandenen Bodenverhältnisse erforderlich, ist umge-
hend der AG zu verständigen. Unter Umständen muss beim Vorliegen von HB – 3 gebohrt werden. Eine 
zusätzliche Vergütung hierfür erfolgt nur, wenn vor deren Ausführung eine Anordnung des AG eingeholt
wurde!

Alle mündlichen Anordnungen des AG sind vom AN schnellstmöglich zu dokumenƟeren und bestäƟgen zu 
lassen. Dem AG ist eine AusferƟgung der DokumentaƟon zu übergeben.

2.7.3 StraßenbefesƟgungen (vorhandener Straßenoberbau)

Die visuelle Beurteilung der Bohrkerne zeigt, dass der Zustand der Asphalttragschicht überwiegend
keine optisch erkennbaren Schädigungen aufweist. Der genaue Aufbau der Oberbauschicht ist im Gut-
achten des jeweiligen Abschnitts beschrieben und kann beim AG eingesehen werden.

Bei der Qualitätsbewertung des anfallenden Asphaltgranulates hinsichtlich der Wiederverwertung, ist
beim Gutachten (1/1770/2023 vom 28.10.2024) in Bezug auf den Wert der Bindemitteleigenschaften die
Veränderung durch die Alterung (Oxidation) des Bitumens seit der Probennahme zu berücksichtigen.
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Das anfallende Fräsgut ist einer Wiederverwertung nach Wahl des AN zuzuführen. Es entspricht der Ver
wertungsklasse A nach RuVA-StB 01, Fassung 2005.

Teer-/pechhalƟge Stoffe

Es ergaben sich in den auszubauenden Schichten keine Hinweise auf teer- (pech-) halƟge BindemiƩel.

Wiederverwendung Fräsasphalt

Asphaltdeckschichten A 7/A 5 Rampe G-D

Abbildung 2: Tabelle Nr. 1.1 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 BindemiƩelkennwerte ausgewählter Schichten

Asphaltbinderschichten A 7/A 5 Rampe G-D

Abbildung 3: Tabelle Nr. 1.2 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 BindemiƩelkennwerte ausgewählter Schichten
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AsphalƩragschichten A 7/A 5 Rampe G-D

Abbildung 4: Tabelle Nr. 1.3 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 BindemiƩelkennwerte ausgewählter Schichten

Abbildung 5: Tabelle 2 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Rohdichten
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DruckfesƟgkeiten

Beton-Standstreifen

Im Rahmen der aktuellen Untersuchung ergaben sich DruckfesƟgkeiten der geprüŌen Bohrkerne im Be-
reich von 46,1 N/mm² bis 71,6 N/mm ². Die gemessenen Einbaudicken an den auf DruckfesƟgkeit geprüf-
ten Bohrkernen lagen zwischen 19,6 cm und 21,9 cm.

Beton-Leitstreifen

Im Rahmen der aktuellen Untersuchung ergaben sich DruckfesƟgkeiten der geprüŌen Bohrkerne im Be-
reich von 47,4 N/mm² bis 93,6 N/mm ². Die gemessenen Einbaudicken an den auf DruckfesƟgkeit geprüf-
ten Bohrkernen lagen zwischen 28,5 cm und 34,8 cm.

HGT

Im Rahmen der aktuellen Untersuchung ergaben sich DruckfesƟgkeiten der geprüŌen Bohrkerne im Be-
reich von 4,3 N/mm² bis 16,6 N/mm ². Die gemessenen Einbaudicken an den auf DruckfesƟgkeit geprüŌen 
Bohrkernen lagen zwischen 14,1 cm und 24,1 cm.

Die DruckfesƟgkeit des geprüŌen Materials weist laut ZTV Beton-StB (Ausgabe 2007) eine ausreichende 
DruckfesƟgkeit als Unterlage für eine neu hergestellte AsphaltbefesƟgung (MindestdruckfesƟgkeit 3,5 
N/mm²) auf.

Baugrundverhältnisse

Im Bereich der Entnahmestellen wurde Material entnommen und die Korngrößenverteilung an folgenden
Bodengruppen nach DIN EN 933-1 ermittelt. Die Korngrößenverteilungen können aus dem Gutachten Nr.
1/1770/2023 beim AG eingesehen werden und werden dem AN nach Auftragserteilung zur Verfügung
gestellt.

Abbildung 6: Probenbezeichnung Korngrößenverteilung aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023

Gemäß Baugrunderkundungen wurden nachfolgende Böden festgestellt. Auf Grundlage der ermittelten
Korngrößenverteilungen wurden anhand der ZTV SoB-StB die ungebundenen Schichten als Frostschutz-
schicht klassifiziert.
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Abbildung 7: Tabelle 14.1 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Baugrundauĩau gemäß Korngrößenverteilung

2.7.4 Güte des Oberbodens (LandschaŌsbau)

enƞällt.

2.7.5 SchadstoĪelastung

Die durchgeführten Prüfungen (Gutachten Nr. 1/1770/2023) umfassen die Analyse von Bohrkernproben
auf verschiedene Parameter. Es wurden Untersuchungen auf Asbestfasern gemäß den WHO-Richtlinien
durchgeführt. Alle untersuchten Proben liegen unterhalb des Nachweisgrenzwertes.

Des Weiteren erfolgte eine Analyse gemäß der Ersatzbaustoffverordnung zur Einstufung der Proben. Die
detaillierten Ergebnisse der Untersuchungen sowie die angewandten Verfahren und Bestimmungsgren-
zen sind in den Laborberichten enthalten.

Zusätzlich wurde eine Analyse gemäß der Deponieverordnung sowie LAGA/Verfüllrichtlinie Hessen durch-
geführt. Die genauen Analysenergebnisse und Einstufungen der Proben können den entsprechenden
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Laborberichten entnommen werden.

Für die abfallrechtliche Einstufung von Abfällen sind länderspezifische Regelwerke, Vollzugshinweise
und Erlasse zu beachten (siehe Punkt 5.4.3).

Es wird darauf hingewiesen, dass in der Baumaßnahme natürliche Böden mit organischen Inhaltsstoffen
anfallen. Dies können unter anderem sein: Oberboden, durchwurzelter Boden, Torf/Moorboden,
Mudde, Klei, Auelehm (Schwemmlehm) und humoser Sand/Schluff. Es handelt sich um natürliche Böden
deren TOC-Gehalt (gesamter organischer Kohlenstoff/engl.: total organic carbon) naturgemäß erhöht
ist. Der TOC-Gehalt ist gemäß ErsatzbaustoffV ein bodenmaterialspezifischer Orientierungswert. § 6 Ab-
satz 11 Satz 2 und 3 der BBodSchV ist entsprechend anzuwenden.

Analyse Bankettproben A 7/A 5 Rampe G-D

Abbildung 8: Probenbezeichnung BankeƩproben aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023

Abbildung 9: Tabelle Nr. 10.1 und 10.2 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht Einbauklassen gemäß LAGA
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Abbildung 10: Tabelle Nr. 12.1 und 12.2 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht Einbauklassen gemäß EBV

Abbildung 11: Tabelle Nr. 13 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht Deponieklasse
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Abbildung 12: Tabelle Nr. 2 aus Prüĩericht-Nr. 1/0729/2024 Einstufung nach DepV, Ergänzungsparameter und Benennung des 
Abfallschlüssels 
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Analyse Recyclingbaustoff A 7/A 5 Rampe G-D
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Abbildung 13: Probenbezeichnung Straßenbauerzeugnisse aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023
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Abbildung 14: Tabelle 7.1 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht Einbauklassen gemäß LAGA
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Abbildung 15: Tabelle 7.2 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht Einbauklassen gemäß LAGA
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Abbildung 16: Tabelle 7.3 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht Einbauklassen gemäß LAGA
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Abbildung 17: Tabelle Nr. 6.1 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht der Klassen gemäß EBV
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Abbildung 18: Tabelle Nr. 6.2 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht der Klassen gemäß EBV
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Abbildung 19: Tabelle Nr. 6.3 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht der Klassen gemäß EBV
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Abbildung 20: Tabelle Nr. 6.4 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht der Klassen gemäß EBV
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Abbildung 21: Tabelle Nr. 9.1 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht Deponieklasse
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Abbildung 22: Tabelle Nr. 9.2 aus Prüĩericht-Nr. 1/1770/2023 Übersicht Deponieklasse

Die Einstufung der untersuchten Betonproben hinsichtlich der Deponieklasse erfolgte in Anlehnung an 
die Deponieverordnung, Anhang 3, Tabelle 2, Fußnote 2. Der festgestellte Glühverlust bei den 



Seite 41

durchgeführten Analysen ist maßgeblich auf in den Proben enthaltenes Kristallwasser / Hydratwasser
zurückzuführen, welches erst bei der Untersuchung des Glühverlustes (550°C) verdampŌ und nicht zu-
vor bei der BesƟmmung des TOC-Gehaltes (105°C). Dementsprechend stellt der Glühverlust keinen be-
wertungsrelevanten Parameter dar und es kann der niedrigere TOC-Gehalt für die Einstufung in eine De-
ponieklasse herangezogen werden.

2.8 Seitenentnahmen und Ablagerungsstellen

Keine vorgesehen.

Lagerflächen für nicht wiedereinbaufähiges Material und zur temporären Lagerung von wiederverwend-
baren Materialien stehen im Baufeld nur bedingt zur Verfügung.

2.9 Schutz-Bereiche und -Objekte

2.9.1 Allgemein

Für den Naturschutz, LandschaŌsschutz, Denkmalschutz, Immissionsschutz, Gewässerschutz sowie über 
Bodenfunde gelten die jeweiligen Gesetze, VorschriŌen, Verordnungen usw. in der jeweils neusten Fas-
sung.

Bei der Durchführung aller Arbeiten ist das Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
durch LuŌverunreinigungen, Geräusche, ErschüƩerungen und ähnlicher Vorgänge zu beachten.

Sämtliche Leistungen sind so auszuführen und abzusichern, dass jede Verunreinigung von Boden,
Schichten- und Grundwasser unterbleibt.

Der AuŌragnehmer ist für die Einhaltung der Baufeldgrenzen verantwortlich.

Angrenzende Bäume sind vor Beschädigungen durch Bauarbeiten zu schützen. Bei der Baudurchführung
sind die Richtlinien für die Anlage von Straßen, AbschniƩ 4: Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich 
von Baustellen (RAS-LG 4) sowie die DIN 18915 zu beachten.

Die Bauarbeiten sind mit größter Rücksicht auf Natur und LandschaŌ auszuführen. Angrenzende Flächen 
außerhalb der öffentlichen Verkehrswege dürfen nicht berührt werden.

2.9.2 LandschaŌsschutzgebiete und Wasserschutzgebiete

Die Rampe G-D der A 7/A 5 liegt im Naturpark Knüll.

Die gesamte Baumaßnahme liegt in keinem Wasserschutzgebiet.
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Abbildung 23: LandschaŌsschutzgebiete

Abbildung 24: Wasserschutzgebiete
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2.9.3 Baugeräte

Alle Maschinen und Geräte müssen insbesondere gemäß §3 32.BImSchV mit der entsprechenden CE-
Kennzeichnung und der Angabe des garantierten Schallleistungspegels (LWA) versehen sein und zu je-
dem Gerät und jeder Maschine muss die Kopie der EG- Konformitätserklärung nach Art. 8 Abs. 1 RL
2000/14/EG und nach §3(1) Satz 5 der BImSchV beigefügt sein. Die LWA - Angabe muss verordnungskon-
form „sichtbar, lesbar und dauerhaft haltbar“ an jedem Gerät und jeder Maschine angebracht sein. Ma-
schinen, Geräte und Fahrzeuge, die nicht dem Anwendungsbereich der 32.BImSchV unterfallen, müssen
anderweitig als „lärmarm“ (z.B. „Blauer Engel – weil lärmarm“) zertifiziert sein, damit sie auf der Bau-
stelle verwendet werden dürfen.

2.10 Anlagen im Baubereich

2.10.1 Brücken

Folgende Bauwerke (im Zuge der Autobahn) befinden sich im Baufeld:

2.10.2 Verkehrszeichenträger

Enƞällt

2.10.3 Leitungen / Anlagen

In dem Streckenabschnitt befinden sich Kabelschutzrohrtrassen sowie erdverlegte Streckenfernmelde-
kabel mit angebundenen Notrufsäulen, Steuer- und Energiekabeln. Zudem gibt es Fahrbahnquerungen
in den Bereichen der Notrufsäulen, Streckenstationen sowie Verkehrserfassungen.

Die Kabelanlagen sind mit einer Regelüberdeckung von 0,80 m erdverlegt. Den exakten Verlauf der Kabel-
anlagen sind in den beigefügten Lageplänen zu entnehmen. Sollten Arbeiten in der Nähe der Kabelanlagen
geplant oder durchgeführt werden, ist es zwingend erforderlich, die beiliegende Kabelschutzanweisung
zu beachten. Zudem muss vor Beginn der Baumaßnahme durch Suchschachtungen der tatsächliche Ver-
lauf und die Verlegetiefe festgestellt werden.

Der AuŌragnehmer hat sich vor Beginn der Straßenbauarbeiten von den Versorgungsträgern und AG 
hinsichtlich der Lage der Anlagen örtlich einweisen zu lassen. Im Falle des Vorhandenseins von Freilei-
tungen innerhalb des Baufelds obliegt es dem AuŌragnehmer, die beteiligten Mitarbeiter zu unterrich-
ten, die betreffende Stelle angemessen zu kennzeichnen und zu sichern.

Im Fahrbahnrand sowie im Böschungs- und BankeƩbereich können Kabelanlagen angetroffen werden. 
Die BautäƟgkeiten sind unter BerücksichƟgung der „Anweisung zum Schutz unterirdischer Leitungen“ 
(Kabelschutzanweisung) auszuführen. Aufwendungen dafür sind einzurechnen.

ASB-Nr BW-Name

Station Netz-
knoten (Be-

standsunterla-
gen)

Bau-km BW-Art Länge (m)

5123558 UF W.-weg AD Hattenbach 394 A-BW 7,35
5123557 UF Ast der BAB 7/UF Ast BAB 7 483-551 Ü-BW 87,6
5123560 UF Fußweg und Vorfluter 1360 A-BW 2,30
5123547 UF A 7 Zubringer und SSTW links 2001-2148 Ü-BW 55,70
5123696 UF Forstweg bei Hattenbach 2795 A-BW 12,41
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2.11 Öffentlicher Verkehr im Baubereich

Die Baumaßnahme wird über die gesamte Bauzeit unter Verkehr der überführten und unterführten
kreuzenden Wege ausgeführt. Es ist sicherzustellen, dass es darüber hinaus nicht zu zusätzlichen Ein-
schränkungen oder Gefährdungen kommt. Der Verkehrsraum ist insbesondere vor Staub wirkungsvoll zu
schützen.

Der Baustellenverkehr hat auf den öffentlichen Verkehr Rücksicht zu nehmen, insbesondere beim Ein-
und Ausbiegen auf die bzw. von den öffentlichen Straßen. Verschmutzungen von öffentlichen Straßen
(u. a. bei Erdtransporten) sind zu vermeiden. Sollten derarƟge Verschmutzungen auŌreten, hat der AN 
eigenverantwortlich für Säuberung zu sorgen und haŌet für auŌretende Schäden. Dies schließt auch die 
TäƟgkeit von NU (Nachunternehmen) ein (z.B. Transporƞirmen).
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3 Angaben zur Ausführung

Wahl der Betriebsform

Nach dem Leiƞaden zum Arbeitsstellenmanagement auf Bundesautobahnen kommen wegen der nur 
sehr knapp zur Verfügung stehenden Bauzeit in Abhängigkeit der bauzeitlichen und bautechnologischen
Randbedingungen die Betriebsform 2 (werktags unter Ausnutzung des Tageslichts) zur Anwendung. Das
heißt, für die Ausführung aller Leistungen des Fachloses 1 Streckenbau und Fachloses 3 Schutzeinrich-
tungen ist eine 6 Tage-Woche vorzusehen und durch den AN zu kalkulieren. Grundlegend sind Arbeiten
im 2-Schichtbetrieb von 6:00 bis 22:00 Uhr zu 8 Std. auszuführen.

Die Ausführung der Leistungen der Verkehrsführung des Fachloses 2 sind grundsätzlich nachts vorzuse-
hen.

Besonders während der Verkehrsbeschränkungsfrist ist der AuŌragnehmer angehalten seinen Bauablauf 
so zu opƟmieren, dass die zeitliche BeeinträchƟgung für die Verkehrsteilnehmer so gering wie möglich 
ist.

Bautagesberichte

Der AuŌragnehmer hat Bautagesberichte zu führen und dem AuŌraggeber zu übergeben. Sie müssen 
alle Angaben enthalten, die für die Ausführung und Abrechnung des AuŌrages von Bedeutung sein kön-
nen.

Dies sind insbesondere:

– Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit,

– WiƩerung (Temperaturen, Niederschlagsmengen, LuŌfeuchƟgkeit),

– Anzahl und QualifikaƟon der auf der Baustelle beschäŌigten ArbeitskräŌe,

– eingesetzte Nachunternehmer/andere Unternehmer,

– Anzahl und Art der eingesetzten Großgeräte sowie deren Zu- und Abgang,

– Anlieferung von Hauptbaustoffen,

– Art, Umfang und Ort (StaƟon, Bauteil) der geleisteten Arbeiten mit den wesentlichen Angaben 
über den BaufortschriƩ (Beginn und Ende von Leistungen größeren Umfanges, Betonierzeiten und 
dergleichen),

– Behinderung und Unterbrechung der Ausführung,

– Arbeitseinstellung mit Angabe der Gründe,

– Unfälle und sonsƟge wichƟge Vorkommnisse

3.1 Verkehrsführung, Verkehrssicherung

3.1.1 Verkehrssicherung

Die Maßnahmen der Verkehrsführung und Verkehrssicherung sind durch den AN Verkehrsführung/Ver-
kehrssicherung auszuführen. Der AG gibt mit den Plänen der bauzeitlichen Verkehrsführung die wesent-
lichen Rahmenbedingungen und Abläufe der bauzeitlichen Verkehrsführung vor.

Auf der Grundlage der Verkehrsführungspläne sind durch den AN detaillierte Planungen und Unterlagen
zu allen erforderlichen bauzeitlichen Verkehrsführungen einschließlich erforderlicher Zwischenzustände
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zu entwickeln. Die Details der Verkehrsregelung sind vom AN über die BOL/BÜ des AG der Straßenbau-
behörde/Verkehrsbehörde zur Einholung der verkehrsbehördlichen Anordnung vorzulegen. Durch den
AN sind die dafür erforderlichen Unterlagen zu erstellen und die entsprechenden Koordinierungsleistun-
gen auszuführen. Der AN hat die Unterlagen einzureichen. Die Unterlagen sind 14 KT vor Beginn der Ein-
richtung der jeweiligen Bauphase einzureichen (inkl. aller Prüfzeugnisse/BAST Zulassungen, wie Markie-
rung und Schutzeinrichtungen).

Grundlagen zur Verkehrssicherung

Der AuŌragnehmer ist dazu verpflichtet, die Verkehrssicherung an Straßenbaustellen gewissenhaŌ zu 
planen und umzusetzen. Dies beinhaltet eine Vielzahl von Regelungen und Maßnahmen, um die Sicher-
heit von Verkehrsteilnehmern und Arbeitenden zu gewährleisten. Neben der Einhaltung der Richtlinien
für die Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen (RSA) muss der AuŌragnehmer auch Verkehrsumleitun-
gen, -beschränkungen und -sperrungen entsprechend den behördlichen Vorgaben durchführen und ko-
ordinieren.

Ein weiterer wichƟger Aspekt ist das Freihalten von Lichtraumprofilen. Dies bedeutet, dass während der 
Baumaßnahmen dafür gesorgt werden muss, dass die Durchfahrtshöhe für Fahrzeuge jederzeit gewähr-
leistet ist, um Kollisionen und Unfälle zu vermeiden. Dazu gehören beispielsweise die regelmäßige Über-
prüfung und Anpassung von Baustellenabsperrungen sowie die rechtzeiƟge BeseiƟgung von Hindernis-
sen oder Materialien, die in den Lichtraum ragen könnten.

Die detaillierte Planung und Umsetzung dieser Maßnahmen sind unerlässlich, um die Aufrechterhaltung
des Verkehrs während der Baumaßnahmen sicherzustellen und gleichzeiƟg die Sicherheit aller Beteilig-
ten zu gewährleisten. Dies erfordert eine enge Zusammenarbeit mit den Behörden, Verkehrsplanern
und anderen beteiligten Parteien, um potenzielle Risiken zu idenƟfizieren und geeignete Lösungen zu 
entwickeln.

Maßgebende Grundlagen in den jeweils am Tag der Veröffentlichung der Ausschreibung gülƟgen Fas-
sungen und mit den Ergänzungen des BMV für die Verkehrsführung und Sicherung der Baustelle sind:

 Straßenverkehrsordnung (StVO) mit der Allgemeinen VerwaltungsvorschriŌ (VwV-StVO)
 Richtlinien für die Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen (RSA)
 Technische Regeln für ArbeitsstäƩen ASR A5.2 - Anforderungen an Straßenbaustellen
 Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Sicherungsarbeiten an

Straßen (ZTV-SA)
 Technische Lieferbedingungen für Leitbaken (TL Leitbaken).
 Technische Liefer- und Prüĩedingungen für verƟkale Verkehrszeichen (TLP VZ)
 Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für verƟkale Verkehrszeichen 

(ZTV VZ)
 MerkblaƩ für die Wahl der lichƩechnischen Leistungsklasse von verƟkalen Verkehrszeichen 

und Verkehrseinrichtungen (M LV)
 Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen für Markierungsarbeiten (ZTV M)
 Technische Lieferbedingungen für Markierungsstoffe (TL M)
 Arbeitsstellenmanagement auf Autobahnen (RL 00190)
 Hessischer Verkehrszeichenplan-Katalog
 Leiƞaden zur wegweisenden Beschilderung an Autobahnen in Hessen

Der AN ist für die Aufrechterhaltung des Verkehrs verantwortlich. Dazu gehören Verkehrsumleitungen, -
beschränkungen und -sperrungen. Außerdem muss der AN sicherstellen, dass die Lichtraumprofile frei-
gehalten werden.

Es darf nicht mehr als eine Tagesleistung der Montagekolonne an Schutzplanken ausgelegt werden. Un-
vermeidbare Verkehrsbehinderungen sind auf ein Mindestmaß zu beschränken.
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Die Anlieferung von Material und GerätschaŌen hat grundsätzlich unter Aufrechterhaltung 
des Verkehrs zu erfolgen.

3.1.1.1 Beschilderung

Es dürfen nur Verkehrsschilder mit Folien der Bauart Typ 2 (DIN 67520, Teil 2) eingesetzt werden. Die 
Regelgröße der Verkehrszeichen: Schilder der Größe 3 nach VzKat.

3.1.1.2 Temporäre FRS

Bei Punkt 5.3, Anlagen werden die Regelungen der TL Transportable Schutzeinrichtungen 97 für den Ein-
satz auf Autobahnen präzisiert. Es sind die aufgelisteten Anforderungen ergänzend zu erfüllen (nur für die
Systeme, die nicht in der BASt-Liste der Transportablen Schutzeinrichtungen enthalten sind)

3.1.1.3 Organisatorisches

Der AN hat die Leistungen stets in Absprache (An- und Abmeldung) mit dem AG oder seiner Vertretung
durchzuführen. Die Abwicklung der Baustellenbeschilderung und ggf. der Umleitung liegt alleinig beim
AN. Eine AusferƟgung des Plans und der Sperranordnung ist an der Baustelle bereitzuhalten.

Baustellenauĩau und -abbau dürfen ausschließlich gemäß den genehmigten Verkehrszeichen-/Regel-
plänen erfolgen.

Die Einrichtungen zur Verkehrssicherung und Verkehrsführung sind nach den oben genannten Vorgaben
aufzubauen, zu unterhalten, umzubauen und abzubauen.

Der AN hat für die Sicherungsmaßnahmen einen Verantwortlichen nach RSA zu benennen. Dieser Ver-
antwortliche hat die QualifikaƟon des MerkblaƩes über Rahmenbedingungen für erforderliche Fach-
kenntnisse zur Verkehrssicherung von Arbeitsstellen an Straßen MVAS 99 der zuständigen Stelle vorzule-
gen. Der AN stellt sicher, dass der Verantwortliche während der Ausführung der Bauleistungen auf der
Baustelle anwesend ist.

Das Lagern von Geräten, Material und dergl. in den Seitenräumen neben den unter Verkehr liegenden
Strecken ist nicht gestaƩet. Schutzeinrichtungen dürfen nicht beeinträchƟgt werden. 

Die Erstabsicherung im Havariefall erfolgt durch die Autobahnmeisterei. Der AN hat innerhalb von 2 
Stunden diese Erstabsicherung durch eine eigene Verkehrssicherung zu ersetzen.

Durch den AN muss eine 24 – Stunden RuĩereitschaŌ sichergestellt sein.

3.1.1.4 Kontrolle

Die Kontrolle der Arbeitsstellen hat zweimal täglich, zu Tagesanbruch und im Zeitraum zwischen 15 und 
18 Uhr zu erfolgen. Auch für den untergeordneten Verkehrswegen ist die Kontrolle zweimal täglich
durchzuführen, davon einmal bei Dunkelheit. Der Zeitpunkt der Kontrollen ist aufzuzeichnen. Der AN hat
elektronisch lückenlos zu dokumenƟeren, dass und wann er seiner Kontrollpflicht aller vertraglich ver-
einbarter Verkehrs- und Arbeitsstellensicherungselemente nachgekommen ist.

Hierbei sind mindestens je Kontrolle zu erfassen:

 DokumentaƟon der Kontrolle mit Datum 
 Exakter Beginn der Kontrollfahrt
 Exaktes Ende der Kontrollfahrt
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 Lückenloser Nachweis der Fahrstrecke, Kontrollgänge und -punkte über Koordinaten
 jeweilige IST-Zustand der Verkehrs- und Arbeitsstellenabsicherung
 erforderliche WartungstäƟgkeiten (ggf. ausgeführte WartungstäƟgkeiten) 

3.2 Bauablauf

3.2.1 Reihenfolge und Abwicklung der Arbeiten

Vertragsfristen entsprechend den Besonderen Vertragsbedingungen:

A 7 / A 5 HaƩenbacher Dreieck Rampe G-D

- Verkehrssicherung für Bph 1 auĩauen 14. – 17.08.2026
- KampfmiƩelsondierung 18.08.2026
- Bauzeit (Bauphase 1) 18.08. – 26.09.2026
- Verkehrssicherung für Bph 2 umbauen 28. – 29.09.2026
- Bauzeit (Bauphase 2) 30.09. – 29.10.2026
- Verkehrssicherung abbauen 29. – 31.10.2026
- FerƟgstellungstermin 31.10.2026

Die angegebenen Termine für die Bauausführung sind aufgrund Folgemaßnahmen und betriebsdienstli-
chen Zwangspunkten bindend vorgegeben. Ein möglicher Bauablauf in Form eines Terminplanes und ein
Bauphasenplan ist als Anlage beigefügt.

Für die Ausführung der Fachlose 1 und 3 ist die Baubetriebsform 2 (Tageslicht, Werktage inkl. Sams-
tag) vorzusehen. Die Arbeiten der Verkehrssicherung (Fachlos 2) sind grundsätzlich als Nachtarbeit 
einzuplanen und dementsprechend einzukalkulieren. Eine gesonderte Vergütung erfolgt nicht. Siehe
auch AbschniƩ 3.1.

Die Bauzeit ist so zu opƟmieren, dass die Arbeiten intensiv vorangetrieben werden.

Regelmäßige Baubesprechungstermine finden im Baucontainer des AG staƩ, an denen die Teilnahme 
des AN zwingend erforderlich ist. Die Terminfestlegung erfolgt durch den AG.

Die miƩleren täglichen Arbeitszeiten liegen erwartungsgemäß bei:

- April 13,5 h
- Mai 15,0 h
- Juni 16,0 h 
- Juli 15,5 h 
- August 14h
- September 12h

Die Vor- und Nachbereitungsarbeiten, für die eine Verkehrssicherung kürzerer Dauer erforderlich wird,
sind nur innerhalb von SLOT-Zeiten möglich.

Die SLOT-Zeiten werden aufgrund der zu erwartenden Verkehrsbelastung durch die zuständige Auto-
bahnmeisterei Alsfeld (ggf. in AbsƟmmung mit der Verkehrsbehörde) vorgegeben. Es ist hier überwie-
gend von Arbeiten im Rahmen einer Betriebsform 3 (Nacht) oder einer Mischbetriebsform auszugehen.

Erläuterung der vorgesehenen Bauphasen auf der A 7 / A 5 Rampe G-D

Bph V (Vorab)

Im Vorfeld zu der eigentlichen Erhaltungsmaßnahme sind die Flächensondierungen. Die Sicherung er-
folgt über Arbeitsstellen kürzerer Dauer.
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BPh 1 (VZP-Plan 01 und 03)

In der Phase 1 werden der Standstreifen plus Leitstreifen und ein Anteil der 1. FS von der Abfahrt der A 7 
auf die Rampe saniert. Hierfür ist eine Einschränkung der Abfahrt auf eine Spur erforderlich.

Der Verkehr zur A 5 Richtung Frankfurt wird provisorisch auf dem 2. FS geführt.

BPh 2 (VZP-Plan 02 und 04)

In der Phase 2 wird der 2. FS inkl. Leitstreifen links und ein Anteil des 1. FS von der Abfahrt der A 7 auf 
die Rampe saniert. Hierfür ist eine Einschränkung der Abfahrt auf eine Spur erforderlich.

Der Verkehr zur A 5 Richtung Frankfurt wird provisorisch auf dem Standstreifen geführt.

Vor Beginn der Bau-/Montagearbeiten der Schutzeinrichtungen wird vor Ort eine Standorteinweisung un-
ter Beteiligung der Bauüberwachung des AG (ggf mit Beteiligung der Abteilung Verkehr der Außenstelle
Fulda) und der Bauleitung des AN durchgeführt; u.U. nimmt auch die zuständige Autobahnmeisterei an
diesem Termin mit Teil. Die festgelegten Beschilderungsstandorte sind vom AN bis zur Durchführung der
Arbeiten dauerhaŌ zu markieren.

Anschließend sind vom AN maßstabsgerechte Schilderzeichnungen sowie StandortbläƩer zu erstellen und 
der Bauüberwachung des AG innerhalb von 3 Wochen zur Freigabe vorzulegen bzw. in digitaler Form zu-
zusenden. Diese prüŌ die Unterlagen und lässt dem AN innerhalb von 2 Wochen eine fachliche Rückmel-
dung hierzu zukommen.

3.2.2 Zeitliche Beschränkungen

Gemäß AVV Baulärm sind die Ausführungen der lauten Bauarbeiten in dem Tageszeitraum von 7 -20 Uhr
zu begrenzen.

3.2.3 Bedingungen für Arbeiten außerhalb der üblichen Arbeitszeit, z.B. nachts, sonntags

Feiertags-, Sonntags-, und Nachtarbeiten sind in Ausnahmefällen möglich, jedoch mit einem Vorlauf von
5 Arbeitstagen bei dem AG schriŌlich zu beantragen.

3.3 Wasserhaltung

Die schadlose Ableitung des Oberflächenwassers ist Sache des AuŌragnehmers und wird nicht gesondert 
vergütet. Das Auspumpen von stehendem Wasser an den Tiefpunkten der Fräsflächen gehört zum Leis-
tungsumfang.

3.4 Baubehelfe

Enƞällt

3.5 Stoffe, Bauteile

3.5.1 Straßenbau

Alle zu erbringenden Leistungen umfassen auch die notwendige Lieferung der dazugehörigen Stoffe, Bau-
teile, Böden und Fels einschließlich Abladen und Lagern auf der Baustelle, soweit nicht in der PosiƟon
ausdrücklich davon abweichende Angaben gemacht werden.

3.5.1.1 Asphalt

Für die Herstellung von Asphaltschichten sind zusätzliche Untersuchungen für verschiedene Gebrauchs-
verhaltensorienƟerte EigenschaŌen durchzuführen. Teilweise sind diese mit Anforderungen verbunden,
die über das Niveau des Standardregelwerkes hinausgehen.
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Bei Asphaltbeton für AsphalƩragschichten oder für AsphalƩragdeckschichten kann entweder ein Bitumen 
mit derselben SpezifikaƟon wie das geforderte resulƟerende BindemiƩel oder ein Bitumen, das höchstens 
zwei Sorten weicher ist als das geforderte resulƟerende BindemiƩel, verwendet werden.
BindemiƩel
Die Begriffe für Bitumen und Zubereitungen aus Bitumen entsprechen den Bezeichnungen und Kurzbe-
zeichnungen der TL Bitumen-StB 25 oder der TL VBit-StB 22. Es wird unterschieden zwischen
 Bitumen, ein den TL Bitumen-StB 25 oder den TL VBit-StB 22 entsprechendes gebrauchsferƟges Pro-

dukt im Anlieferungszustand, und
 ResulƟerendes BindemiƩel, ein durch Anteile von BindemiƩel aus Asphaltgranulat und/oder Natur-

asphalt und/oder Zusätzen sowie ggf. Rückgewinnung aus dem Asphalt in den GebrauchseigenschaŌen 
verändertes Bitumen.

Bitumenpaar: Bitumen nach den TL Bitumen-StB 25 und nach den TL VBit-StB 22, deren Verwendung zu 
einem technisch gleichwerƟgen Asphaltmischgut führt. Das Bitumenpaar wird in eckigen Klammern, wie 
z.B. [30/45 // 35/50 VL], angegeben (mit Ausnahme für SMA LA, MA und PA).
Bei Verwendung von Viskositätsveränderten Bitumen müssen diese den „Technischen Lieferbedingungen
für gebrauchsferƟge Viskositätsveränderte Bitumen“ (TL VBit-StB 22) entsprechen.
Temperaturabsenkung
Die Temperaturabsenkung kann durch organische, mineralische, oberflächenakƟve Zusätze oder durch 
die Schaumbitumentechnologie erfolgen. Die Möglichkeiten werden als gleichwerƟg angesehen. Die Aus-
wahl ist im Rahmen des Angebots vorzunehmen und im Eignungsnachweis gemäß AbschniƩ Fehler! Ver-
weisquelle konnte nicht gefunden werden. anzugeben. Je Maßnahme (bzw. Bauvertrag) und Mischguts-
orte ist nur ein AddiƟv bzw. Zusatz zugelassen.
Organisch viskositätsveränderte Bitumen können als gebrauchsferƟge Viskositätsveränderte Bitumen 
nach den TL VBit-StB 22 oder als Bitumen nach den TL Bitumen-StB 25unter Mitverwendung eines visko-
sitätsverändernden, organischen Zusatzes verwendet werden, der im Asphaltmischwerk zugegeben wird.
In beiden Fällen gelten die Anforderungen der TL VBit-StB 22.
Werden mineralische oder oberflächenakƟve Zusätze oder die Schaumbitumentechnologie verwendet, 
gelten die Anforderungen der TL Bitumen-StB 25. OberflächenakƟve Zusätze dürfen hierbei die Rheologie 
des Bitumens nicht verändern.
Zugelassen sind ausschließlich FerƟgprodukte und Zusätze zur Temperaturabsenkung aus
 der „Erfahrungssammlung über die Verwendung von FerƟgprodukten und Zusätzen zur Temperatur-

absenkung von Asphalt“ der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt): („Erfahrungssammlung TA“,
hƩps://www.bast.de) in der aktuell gülƟgen Fassung.

Einbau- und LogisƟkkonzept (Bestandteil der Arbeitsanweisung Asphalteinbau):
Beim Einsatz von Beschickerfahrzeugen ist dem AuŌraggeber 3 Wochen vor Beginn des Asphalteinbaus 
ein Einbau-/ LogisƟkkonzept vorzulegen, welches die Grundlage für die Planung eines konƟnuierlichen 
Einbauprozesses darstellt. Es sind mindestens folgende Angaben erforderlich:
- Angabe des Asphaltmischwerkes/der Asphaltmischwerke (Betreiber, Ort, Nummer des Eignungsnach-

weises, einfache Enƞernung zwischen Asphaltmischwerk(en) und Baustelle, vorgesehene Liefermen-
gen)

- Angabe eines Asphaltmischwerkes für Ersatzlieferungen im Bedarfsfall (wenn bei Maßnahmen mit fes-
ten Einbau-Zeiƞenstern der Ausfall eines Asphaltmischwerks zwingend vermieden werden muss (bei-
spielsweise bei Vollsperrung einer BAB für den Einbau in voller Breite)

- Umlaufplan zur Anlieferung des Asphaltmischgutes
- Angaben zur eingesetzten Einbau- und Verdichtungstechnik (inkl. Beschicker)
- Angaben zur ThermoisolaƟon der Mulden und DokumentaƟon der Temperaturmessung am Transport-

fahrzeug (Systembeschreibung der verwendeten Messeinrichtung und Datenaufzeichnung, Vorlage
des HerstellerzerƟfikats zur ThermoisolaƟon)
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Der Umlaufplan zur Anlieferung des Asphaltmischgutes muss mindestens folgende Angaben enthalten:
- vorgesehene Einbaumenge je Asphaltmischgutart pro Zeiteinheit
- geplante Umlaufzeit der Transporƞahrzeuge von der Beladung (Asphaltmischwerk) bis zur Entladung 

(Baustelle) unter BerücksichƟgung der unteren Grenzwerte für die AsphaltmischguƩemperatur bei 
Übergabe in den Beschicker (ZTV Asphalt-StB 07/13, Tabelle 5)

- Anzahl der eingesetzten Transporƞahrzeuge sowie ggf. vorgesehene Kennzeichnung der Transport-
fahrzeuge (z.B. beim Einbau von Kompaktasphalt zur Vermeidung von Verwechslungen)

- Anzahl der geplanten Umläufe
Geplante Maßnahmen zur Aufrechterhaltung eines konƟnuierlichen Einbauprozesses bei Störungen im 
LogisƟkkonzept

3.5.1.2 Markierung

Die im Leistungsverzeichnis angegebenen Anforderungen für Gelbmarkierung Typ II gelten für den gesam-
ten Zeitraum von der Abnahme bis zum Ende der Liegezeit der Markierung.

Für das gewählte Markierungssystem ist die Erfüllung der Anforderungen bzw. Eignung vor Baubeginn
durch Vorlage eines Prüfzeugnisses / Prüĩerichts der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) nachzu-
weisen.

ZTV M 13 Punkt 3.3 Verkehrsfreigabemarkierung: Für Verkehrsfreigabemarkierungen gelten für die Ab-
nahme die Anforderungen an die Tages- und Nachtsichtbarkeit für den Neuzustand.

ZTV M 13 Punkt 7.1.3.3. Mustergleichheitsprüfungen: Die sachgerechte Probenahme ist durch die ge-
prüfte Fachkraft für Fahrbahnmarkierungen (nach ZTV M) auf dem Probenahmeprotokoll entsprechend
Anhang A 4.1 zu bestätigen.

ZTV M 13 Punkt 15.2. Mustergleichheitsprüfungen: Wird bei der Mustergleichheitsprüfung festgestellt,
dass zwar die richtige Stoffgruppe appliziert wurde, aber von der beim Urmuster verwendeten Zusam-
mensetzung signifikant abgewichen wurde, die Anforderungen gemäß Abschnitt 4 im Neuzustand aber
erfüllt werden, ist ein Abzug für die hiervon betroffenen Markierungen (Charge) um 25% vorzunehmen

Gelbe Markierungssysteme in Form von Folie oder spritzbaren Stoffen sind ausschließlich als Typ II anzu-
wenden.

Für die Herstellung von Markierungen sind ungebrauchte Markierungssysteme zu verwenden; Sichtzei-
chen können hingegen mehrfach eingesetzt werden.

Der zweite Satz im Abschnitt 3.1 „Allgemeine Anforderungen“ der TL M 06 gilt nicht.

3.5.1.3 Fahrzeug-Rückhaltesysteme

Siehe AbschniƩ 3.5.3

3.5.1.4 Borde

Der Austausch von beschädigten Borden ist Bringepflicht des AN.

3.5.1.5 Stoffstrommanagement

3.5.1.5.1 Güteüberwachung

Mineralische Ersatzbaustoffe (MEB) unterliegen der Güteüberwachung gemäß ErsatzbaustoffV. Die Güte-
überwachung besteht aus Eignungsnachweis, werkseigener Produktionskontrolle sowie der
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Fremdüberwachung. Dem Auftraggeber ist eine Ausfertigung des Prüfzeugnisses des Eignungsnachweises
gemäß § 5 Abs. 4 ErsatzbaustoffV sowie des Prüfzeugnisses gemäß § 7 Abs. 4 ErsatzbaustoffV für den
einzubauenden mineralischen Ersatzbaustoff 12 Werktage vor Einbau elektronisch in pdf- Format mit
Texterkennung /OCR zu übermitteln. Die Materialklasse der Erstprüfung aus dem Eignungsnachweis so-
wie die Materialklasse des Prüfzeugnisses der Fremdüberwachung müssen identisch sein.
Die Bezeichnung der Datei muss mindestens folgende Angaben enthalten:
AS FD_A.12151.00_Vertragsnummer GÜ –OZ
Die Herstellung mineralischer Ersatzbaustoffe i.S. der ErsatzbaustoffV unterliegt auch innerhalb der Bau-
stelle den umweltrechtlichen Anforderungen der ErsatzbaustoffV. Die Kosten, die aus der Umsetzung der
Anforderungen entstehen, sind in die jeweilige PosiƟon des zugehörigen Baustoffes einzukalkulieren. Der 
Einbau mineralischer Ersatzbaustoffe aus der Baustelle darf erst nach Durchführung und Einhaltung der
Anforderungen aus der ErsatzbaustoffV sowie nach Freigabe des AuŌraggeber erfolgen. Dafür ist dem 
AuŌraggeber 12 Werktage vor Einbau das Prüfzeugnis der Fremdüberwachung gemäß § 7 Abs. 4 Ersatz-
baustoffV vorzulegen. Letzter Satz gilt nicht für "nicht auĩereitetes Bodenmaterial" sowie "nicht auĩe-
reitetes Baggergut" i.S. der ErsatzbaustoffV.
Für Liefermaterial aus bzw. mit mineralischen Ersatzbaustoffen (MEB) sind die Einsatzmöglichkeiten in
technische Bauwerke gemäß Anlage 2 ErsatzbaustoffV zu beachten. Des Weiteren gilt folgendes:
Der AuŌragnehmer ist Verwender gemäß Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) und übernimmt da-
mit die Anzeigepflichten gemäß § 22 ErsatzbaustoffV sowie die DokumentaƟonspflichten nach § 25 Er-
satzbaustoffV.
Nach Abschluss des Einbaus ist für jeden mineralischen Ersatzbaustoff der Lieferschein sowie das Deck-
blaƩ gemäß § 25 ErsatzbaustoffV dem AuŌraggeber unterschrieben zu übergeben. Der AuŌraggeber nutzt 
für die DokumentaƟon die ZEDAL Plaƪorm. Hierbei ist durch den AuŌragnehmer für die Dokumente der
Anlagen 7 und 8 der ErsatzbaustoffV das EBV23-Format zu verwenden (ZEDAL ERP-IntegraƟon-Tools).
Die Übergabe der DokumentaƟon an den AuŌraggeber zwecks Archivierung erfolgt in einer elektroni-
schen Form, die den Zusammenhang zwischen den Dokumenten der Anlage 8 und allen jeweils darauf 
bezogenen Dokumenten sicherstellt (z.B. elektronische Akten).
Der AuŌragnehmer ist vollumfänglich für die Durchführung des DokumentaƟonsvorgangs mit ZEDAL EBV 
verantwortlich. Er hat sicherzustellen, dass die Dokumente fristgemäß an alle Beteiligten gesendet wer-
den.
Dem AuŌraggeber ist dauerhaŌ Akteneinsicht zu gewähren. Vom AuŌragnehmer muss gewährleistet wer-
den, dass die Aktenfreigabe vollständig erfolgt und nicht eingeschränkt wird.
Da die Zeichenanzahl auf 50 Zeichen begrenzt ist, muss die elektronische Akte   wie folgt bezeichnet wer-
den:
FD; A7/A5; A.12151.00; OZ-Nr.
Die Bestandteile der Aktenbezeichnung werden durch ein Semikolon (“;“) voneinander getrennt. Hinter
jedem Semikolon ist ein Leerzeichen zu ergänzen.
Die Bezeichnung des Deckblatts soll wie folgt lauten:
A 7 / A 5 Erneuerung AD Hattenbach, km 529,600 FR Frankfurt

Das zugehörige Prüfzeugnis gemäß § 7 Abs. 4 ErsatzbaustoffV für den eingebauten mineralischen Ersatz-
baustoff ist zusätzlich als Trägerdokument der Akte beizufügen.
Die Kosten, die aus der Umsetzung der Anforderungen entstehen, sind in die entsprechenden Leistungs-
posiƟonen einzurechnen.
Zur Lenkung der gemäß ErsatzbaustoffV erforderlichen DokumentaƟon und zur DokumentaƟon der Wie-
derverwendung von Bodenmaterial ist das Dokument gemäß AbschniƩ 5.5.5 zu führen und dem AuŌrag-
geber monatlich zur Kenntnis zu geben. Die finale Übergabe erfolgt nach Abschluss der Einbauarbeiten.
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zu übergeben. Folgende Angaben müssen mindestens enthalten sein:
 OZ
 Einbauort (Kilometrierung, BauabschniƩ)
 Lieferzeitraum
 Menge
 Materialklasse
 Datum der Freigabe
 anzeigepflichƟg ja/nein.
Die Kosten, die aus der Umsetzung der Anforderungen entstehen, sind in die entsprechenden Leistungs-
posiƟonen einzurechnen.
Die Archivierung der Anzeigen erfolgt in elektronischer Form. Der AuŌraggeber nutzt für die Archivierung 
der Anzeigen die ZEDAL Plaƪorm. Hierbei ist durch den AuŌragnehmer für das Dokument der Anlage7 
der ErsatzbaustoffV das eEBV23-Format zu verwenden (ZEDAL ERP-IntegraƟon-Tools).
Der AuŌragnehmer ist vollumfänglich für die Durchführung des Anzeigenvorgangs mit ZEDAL EBV verant-
wortlich. Er hat sicherzustellen, dass die Dokumente fristgerecht an die zuständige Behörde gesendet
werden.
Dem AuŌraggeber ist dauerhaŌ Akteneinsicht zu gewähren. Vom AuŌragnehmer muss gewährleistet wer-
den, dass die Aktenfreigabe vollständig erfolgt und nicht eingeschränkt wird.
Da die Zeichenanzahl auf 50 Zeichen begrenzt ist, muss die elektronische Akte wie folgt bezeichnet wer-
den:
FD; A7/A5; A.12151.00; OZ-Nr.
Die Bestandteile der Aktenbezeichnung werden durch ein Semikolon (“;“) voneinander getrennt. Hinter
jedem Semikolon ist ein Leerzeichen zu ergänzen.
Nach Abschluss des Einbaus ist im Formular Abschlussanzeige unter Punkt 11 das Datum des Abschlusses
des Einbauzeitraums einzutragen.
Die Kosten, die aus der Umsetzung der Anforderungen entstehen, sind in die entsprechenden Leistungs-
posiƟonen einzurechnen.
Der AuŌragnehmer ist im Falle der Abgabe von nicht auĩereitetem Bodenmaterial bzw. Baggergut an 
DriƩe (Verkauf oder sonsƟge Überlassung an DriƩe zum Einbau in technische Bauwerke oder zur Entsor-
gung) der Inverkehrbringer i.S. der ErsatzbaustoffV und übernimmt damit die Pflichten gemäß § 25 Ersatz-
baustoffV. Der AuŌragnehmer hat gegenüber dem AuŌraggeber den Nachweis über den Verbleib dieser 
Ausbaustoffe zu führen. Auf AbschniƩ 3.6.3 wird verwiesen.
Die Kosten, die aus der Umsetzung der Anforderungen entstehen, sind in die entsprechenden Leistungs-
posiƟonen einzurechnen.

3.5.1.5.2 Dokumentation Wiederverwendung mit ZEDAL EBV

Die DokumentaƟon für die Wiederverwendung von Bodenmaterial und Baggergut hat in elektronischer 
Form zu erfolgen und ist nach Abschluss des Einbaus zu übergeben. Es erfolgt die Erfassung der Kubatur
im DeckblaƩverfahren. Der AuŌraggeber verwendet für diese DokumentaƟon die ZEDAL Plaƪorm. 
Für das DeckblaƩ Anlage 7 ErsatzbaustoffV ist durch den AuŌragnehmer das eEBV23-Format zu verwen-
den (ZEDAL ERP-IntegraƟon-Tools).
Der AuŌragnehmer ist vollumfänglich für die Durchführung des DokumentaƟonsvorgangs mit ZEDAL EBV 
verantwortlich.
Dem AuŌraggeber ist dauerhaŌ Akteneinsicht zu gewähren. Vom AuŌragnehmer muss sichergestellt wer-
den, dass die Aktenfreigabe vollständig erfolgt und nicht eingeschränkt wird.
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Da die Zeichenanzahl auf 50 Zeichen begrenzt ist, muss die elektronische Akte   wie folgt bezeichnet wer-
den:
FD; A7/A5; A.12151.00; OZ-Nr.

Die Bestandteile der Aktenbezeichnung werden durch ein Semikolon (“;“) voneinander getrennt. Hinter
jedem Semikolon ist ein Leerzeichen zu ergänzen.
Jegliche Kosten, die für die DokumentaƟon entstehen, sind vom Bieter in die entsprechende Leistungspo-
siƟon einzurechnen und werden nicht gesondert vergütet.

Die DokumentaƟon für die Verwertung eigener MEB n der gleichen Baumaßnahme hat in elektronischer 
Form zu erfolgen und ist nach Abschluss des Einbaus zu übergeben. Es erfolgt die Erfassung des Einbaus
durch das DeckblaƩ und einem zusammenfassenden Lieferschein. Das zugehörige Prüfzeugnis gemäß § 7 
Abs. 4 ErsatzbaustoffV für den eingebauten mineralischen Ersatzbaustoff ist zusätzlich als Trägerdoku-
ment der Akte beizufügen.
Der AuŌraggeber verwendet für diese DokumentaƟon die ZEDAL Plaƪorm. 
Für das DeckblaƩ Anlage 7 ErsatzbaustoffV ist durch den AuŌragnehmer das eEBV23-Format zu verwen-
den (ZEDAL ERP-IntegraƟon-Tools).
Der AuŌragnehmer ist vollumfänglich für die Durchführung des DokumentaƟonsvorgangs mit ZEDAL EBV 
verantwortlich.
Dem AuŌraggeber ist dauerhaŌ Akteneinsicht zu gewähren. Vom AuŌragnehmer muss sichergestellt wer-
den, dass die Aktenfreigabe vollständig erfolgt und nicht eingeschränkt wird.

Da die Zeichenanzahl auf 50 Zeichen begrenzt ist, muss die elektronische Akte wie folgt bezeichnet wer-
den:
FD; A7/A5; A.12151.00; OZ-Nr.

Die Bestandteile der Aktenbezeichnung werden durch ein Semikolon (“;“) voneinander getrennt. Hinter
jedem Semikolon ist ein Leerzeichen zu ergänzen.
Jegliche Kosten, die für die DokumentaƟon entstehen, sind vom Bieter in die entsprechenden Leistungs-
posiƟonen einzukalkulieren und werden nicht gesondert vergütet.

3.5.2 Brückenbau

Beton, Stahlbeton

Enƞällt

BefesƟgungsteile, VerbindungsmiƩel

Enƞällt

Lager, FahrbahnübergangskonstrukƟonen

Enƞällt

Fugenbänder

Enƞällt

AnƟ-GraffiƟ

Enƞällt
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Pflaster, Borde

Enƞällt

Verblendungen

Enƞällt

3.5.3 Schutz- und Leiteinrichtung
3.5.3.1 Nachweis der GleichwerƟgkeit, Einzelnachweis  

Alle angebotenen Fahrzeug-Rückhaltesysteme (Streckensysteme, Bauwerkssysteme, Anpralldämpfer,
ÜbergangskonstrukƟonen und –elemente sowie Anfangs-/EndkonstrukƟonen), die nicht in der "Techni-
schen Übersichtsliste für Fahrzeug-Rückhaltesysteme in Deutschland" enthalten sind müssen zur Prüfung
der GleichwerƟgkeit im Rahmen des Einzelnachweises den Rahmenbedingungen der Technischen Krite-
rien für den Einsatz von Fahrzeug-Rückhaltesystemen erfüllen. Die Technischen Kriterien können von der
Internetseite der BASt kostenfrei heruntergeladen werden. Die Vorlage der Nachweise erfolgt gem. 3.2 
Aufforderung zur Angebotsabgabe. Ergänzend zu den Kriterien S6 und BW6 "Gelöste Teile" werden mit 
ZusatzkonstrukƟon (Netze etc.), deren einzige Aufgabe darin besteht, dass bei einem Kfz-Anprall gelöste
Teile nicht in den Verkehrsraum gelangen können, als nicht gleichwerƟg zu Systemen ohne diese techni-
sche Ergänzung bewertet.

Die angebotenen Schutzsysteme müssen nach DIN EN 1317 geprüŌ und zerƟfiziert und CE gekennzeich-
net sein.

3.5.3.2 Verwendung von Beispielplanungen

Aufgrund der Komplexität der Gesamtmaßnahmen werden die erforderlichen Leistungen durch Beispiel-
planungen konkretisiert. Ziel hierbei ist, auf Grundlage der Örtlichkeiten und der konkreten Systempla-
nungen das Erfordernis für die im Leistungsverzeichnis vorgegebenen produktneutralen Leistungsdaten
aufzuzeigen. Die Beispielplanungen bilden die Grundlage für:

 die Überprüfung, ob Fahrzeug-Rückhaltesysteme mit den genannten Anforderungen zur
Verfügung stehen;

 die Optimierung der Anzahl erforderlicher Übergangskonstruktionen-/ Elemente in den
vorgesehenen Streckenabschnitten;

 die Mengenermittlung des Leistungsverzeichnisses.

Wird im Rahmen der Angebotsabgabe von den Beispielplanungen abgewichen, sind alle Änderungen
und Ergänzungen, die aufgrund anderer Fahrzeug-Rückhaltesysteme erforderlich werden (z.B. System-
längen, Anzahl ÜbergangskonstrukƟonen, Untergrund, Entwässerung usw.) zu berücksichƟgen und ggf. 
in die Einheitspreise einzurechnen.

Die Beispielplanungen haben daher auch das Ziel, den angestrebten einheitlichen Modulcharakter für
die Fahrzeug-Rückhaltesysteme aufzuzeigen. Durch die SystemaƟsierung und Vereinheitlichung der ge-
planten Fahrzeug-Rückhaltesysteme wird eine nachhalƟge betriebliche Unterhaltung dieser Systeme mit
folgender Zielsetzung angestrebt:

 Einheitliche, modulare Fahrzeug-Rückhaltesysteme ermöglichen einen schnellen Aus-
tausch beschädigter Bauteile. Durch die Verwendung baugleicher Systeme auf zusam-
menhängenden NetzabschniƩen können Reparaturzeiten insofern erheblich verkürzt 
werden, da nur idenƟsche Bauteile an den verschiedenen Reparaturstellen ausge-
tauscht werden müssen. Hierdurch werden die Vorgaben des Gesetzgebers zur
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Aufrechterhaltung der LeichƟgkeit des Verkehrs insofern berücksichƟgt, da durch Op-
Ɵmierung der Zeiƞenster für spätere Reparaturen oder Erneuerungsmaßnahmen eine 
OpƟmierung der zeitlichen Verfügbarkeit des Verkehrsraumes für die Verkehrsteil-
nehmer möglich ist

 Zudem ist durch einheitliche Fahrzeug-Rückhaltesysteme eine wirtschaŌliche Beschaf-
fung und Vorhaltung von Ersatzteilen möglich und es wird ein durchgängig hohes Si-
cherheitsniveau erreicht, das zu einer wirtschaŌlichen Unterhaltung der Fahrzeug-
Rückhaltesysteme beiträgt.

3.5.3.3 Verwendung Holmprofil B

Im Zuständigkeitsbereich der Autobahn GmbH des Bundes AS Fulda sind ca. 98 % aller Fahrzeug-Rückhal-
tesysteme aus Stahl mit dem Holmprofil B gem. TL-SP1 ausgestaƩet. Aufgrund der vorgenannten betriebs-
wirtschaŌlichen Gründe für die Unterhaltung der Fahrzeug-Rückhaltesystemen im Zuständigkeitsbereich
sind alle angebotenen Fahrzeug-Rückhaltesysteme mit diesem Holmprofil auszustaƩen.

3.5.3.4 Montage

Sollten bei der Montage SP-Pfosten nur erschwert einzubringen sein, ist dies dem AG unverzüglich mitzu-
teilen. Pfosten, die gekürzt werden oder bei denen die Richtzeit beim Rammen überschriƩen wird, sind 
zu kennzeichnen. Diesbezüglich nachträglich angemeldete Leistungen werden nicht vergütet.

Bei Umrüstungsmaßnahmen muss die arbeitstägliche Leistung für die Demontage der arbeitstäglichen
Leistung der Montage entsprechen. Bei Unterbrechung der Arbeiten ist das jeweils letzte Schutzplanken-
feld als zugfeste Behelfsabsenkung provisorisch zu sichern. Kosten hierfür sind auf der Grundlage des Bau-
zeitenplanes zu kalkulieren und in den EP einzurechnen

Behinderungen durch Bewuchs, Verkehrszeichen und dergleichen bei dem Ausrichten und Fluchten,
Schlagen der Pfosten oder der Montage, sind in die Einheitspreise der entsprechenden PosiƟonen einzu-
rechnen.

3.5.3.5 Verwendung gebrauchter Stoffe

Bei der Umrüstung der Schutzeinrichtungen ist ausschließlich fabrikneues Material einzusetzen.

Die Lieferstelle ist mit der Einbaustelle idenƟsch. Alle demonƟerten Teile sind der Verwertung zuzuführen 
bzw. zu entsorgen.

Die Verwertung wird nicht gesondert vergütet, auch wenn dies in den PosiƟonen nicht besonders erwähnt 
ist. Der Verwertungserlös ist zwingend in die Einheitspreise einzurechnen.

Der AG kann einen Nachweis des Verwertungserlöses verlangen.

Werden demonƟerte Teile entsorgt, so ist die sachgerechte Entsorgung nachzuweisen.
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3.5.3.6 Hinweise zu den Schutzeinrichtungen

Die angebotenen Schutzplankensysteme und Anpralldämpfer müssen nach DIN 1317 geprüŌ und zerƟfi-
ziert sein.

Die gewählten Systeme sind bei der Angebotsabgabe zu benennen.

Der Nachweis der CE-Kennzeichnung muss mit der Angebotsabgabe erfolgen.

Nachweis der im Rahmen des konkreten Beschaffungsvorgangs von der Beschaffungsstelle geforderten
"Technische Kriterien für den Einsatz von Fahrzeug-Rückhaltesystemen in Deutschland", veröffentlicht auf
der Homepage der "Bundesanstalt für Straßenwesen" (BASt), durch Einzelnachweis oder Bezugnahme auf
die von der BASt veröffentlichte "Technische Übersichtsliste für Fahrzeug-Rückhaltesysteme in Deutsch-
land.

Auf Bauwerken und sogenannten "Streifenfundamenten" sind Pfosten mit FußplaƩen zu verwenden. Die 
Ausführung erfolgt gemäß ZTV-FRS 2013, aktuelle Ausgabe.

Verbundanker (Klebedübel) müssen eine Zulassung des "Deutschen InsƟtuts für Bautechnik" haben und 
einen Nachweis der AusziehkraŌ durch Prüfzeugnis einer staatlich anerkannten Materialprüfungsanstalt 
nach Richtzeichnung "Prüf 1" des BMVI besitzen.

Die gewählten Schutzeinrichtungssysteme müssen grundsätzlich wartungsfrei sein.

3.5.3.7 Kleinteile und Befestigungsmaterial

Grundsätzlich sind nur neue Kleinteile und BefesƟgungsmaterialien (Decklaschen, Schrauben, MuƩern, 
Unterlegscheiben, usw.) zu monƟeren. Die Lieferung neuer Kleinteile und BefesƟgungsmaterialien ist in 
die jeweiligen Einheitspreise einzurechnen.

3.5.3.8 Reflektoren

Soweit Reflektoren in den zu erneuernden Schutzplanken vorhanden sind, sind diese - soweit wiederver-
wendbar - in die neu herzustellenden Schutzplanken einzubauen.

Beschädigte Reflektoren sind entsprechend durch neue Reflektoren zu ersetzen.

Der Umbau bzw. Neueinbau der Reflektoren ist jedoch in die entsprechenden PosiƟonen (OZ) einzurech-
nen und wird nicht gesondert vergütet.

3.5.3.9 Schutzplanken auf Bauwerken

Auf Bauwerken sind Pfosten mit FußplaƩen zu verwenden. Die Ausführung erfolgt gemäß ZTV-FRS 2013, 
aktuelle Fassung. Verbundanker (Klebedübel) müssen eine Zulassung des DIfBt haben und einen Nachweis
der AusziehkraŌ durch Prüfzeugnis einer staatlich anerkannten Materialprüfungsanstalt nach Richtzeich-
nung "Prüf 1" des BMV besitzen.

3.5.4 Demontage

Je nach Standort sind Bestandsbeschilderung vorhanden. In diesem Fall ist die Bauüberwachung des AG
und zusätzlich die Abteilung Verkehr der Außenstelle Fulda zu informieren und die weitere Vorgehens-
weise mit ihm/ihr abzusƟmmen.
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3.6 Abfälle

3.6.1 Allgemeines
Der AuŌraggeber ist als Veranlasser von Arbeiten, bei denen Abfälle anfallen, Abfallerzeuger und somit
für eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung bzw. für eine BeseiƟgung ohne eine BeeinträchƟ-
gung des Wohls der Allgemeinheit verantwortlich.
3.6.1.1 Entsorgung durch den AuŌragnehmer
Dem AuŌragnehmer wird gemäß § 22 KrWG die Erfüllung der Entsorgungspflicht übertragen.
Bei der Entsorgung des Abfalls endet die vertragliche Verpflichtung des AuŌragnehmers erst mit der voll-
ständigen ordnungsgemäßen Entsorgung des Abfalls. Die Übernahme sowie die vollständige, ordnungs-
gemäße und schadlose Entsorgung der Abfälle und Ausbaustoffe hat unter Beachtung der geltenden Ge-
setze, zugehörigen Verordnungen sowie der einschlägigen umwelt- und abfallrechtlichen BesƟmmungen 
zu erfolgen.
Vor Baubeginn benennt der AuŌragnehmer dem AuŌraggeber in Texƞorm den Vor- und Zunamen der für
den rechtmäßigen Umgang mit den anfallenden Ausbaustoffen bzw. Abfällen verantwortlichen Person/
AbfallbeauŌragter und dessen Vertreter.
Vom AuŌragnehmer ist sicherzustellen, dass seine mit der Entsorgung beauŌragten NachauŌragnehmer 
zuverlässig und für die Entsorgung der anfallenden Abfälle fachlich geeignet sind. Der AuŌragnehmer hat 
den AuŌraggeber unverzüglich über geänderte Annahmekriterien von Entsorgungsanlagen, den Wechsel
des Entsorgers oder über AbsƟmmungs-/ Genehmigungserfordernisse mit den zuständigen Behörden zu
informieren.
Abfälle und sonsƟge Ausbaustoffe sind, sofern in den LeistungsposiƟonen nichts anderes vereinbart ist, 
nach Wahl des AuŌragnehmers zu entsorgen. Die Entsorgungskosten sind in die entsprechenden Leis-
tungsposiƟonen einzurechnen.
Die Entsorgung von gefährlichen Abfällen hat nur über zerƟfizierte Entsorgungsfachbetriebe (§ 56 Nr. 2 
KrWG) und zugelassene Beförderer (§ 54 KrWG) zu erfolgen
3.6.1.2 Entsorgung durch AuŌraggeber
EnƞälltProbenahme und AbfalldeklaraƟon
Soweit erforderlich sind abfallcharakterisierende Analysen beigefügt. Die Art und Höhe der SchadstoĪe-
lastung von Abfällen ist dem/den beiliegenden Gutachten (1/1770/2023 vom 28.10.2024) sowie dem
Punkt Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. zu entnehmen. Sofern der Entsorger nach
Wahl des AuŌragnehmers für die Annahme DeklaraƟonsanalysen aktuelleren Datums fordert, ist das dem 
AuŌraggeber vom AuŌragnehmer mindestens 24 Werktage vor Abfuhr anzuzeigen.
Falls der AuŌragnehmer oder der vom AuŌragnehmer vorgesehene bzw. beauŌragte Entsorgungsfachbe-
trieb vor und während der Baudurchführung zusätzliche DeklaraƟonen bzw. Analysen des Abfalls fordert, 
sind diese vom AuŌragnehmer zu tragen und einschließlich aller Aufwendungen in die Einheitspreise ein-
zurechnen. Das ist auch für den Fall zutreffend, wenn die Genehmigungen der Entsorgungsanlagen oder
die Entsorgungswege zusätzliche Analysen erfordern.
Dem AuŌraggeber ist die Probenahme 3 Werktage vor Durchführung in Texƞorm anzukündigen, um seine 
Teilnahme zu ermöglichen, der AuŌraggeber erhält auf Anforderung Rückstellproben. Untersuchungser-
gebnisse von Proben, die ohne Unterrichtung des AuŌraggebers genommen worden sind, können nicht
anerkannt werden. Der AuŌragnehmer benennt dem AuŌraggeber eine Woche vor Probeentnahme das 
mit den zusätzlichen Analysen beauŌragte Labor. Zur Anerkennung der Ergebnisse muss das Labor die 
erforderliche AkkrediƟerung durch die DAkkS nach DIN EN ISO/ IEC 17025 innehaben.
3.6.2.1 Probenahme durch AuŌragnehmer
Eine Beprobung und Untersuchung von vorhandenen Materialien (hier Abfall, Böden und Baustoffe) in-
nerhalb des Baubereiches und von Lagerflächen außerhalb der Baustelle ist nur mit ZusƟmmung des Auf-
raggebers zulässig.
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Vor Ausführung der Beprobung ist ein Probenahme und -analysekonzept (ITP-InspecƟon & Test Plan) zur 
Prüfung und Freigabe durch den AuŌraggeber in Texƞorm vorzulegen. Dieses Konzept hat mindestens 
folgende InformaƟonen zu enthalten:
- geplanter Zeitpunkt der Probenahme
- Übersicht über geplante Entnahmestellen (Zuordnung von Probenummer und Entnahmestelle)
- Probenahmemenge/-anzahl zum Abgleich mit der erforderlichen Anzahl an geplanten und ein-satzfä-

higem Equipment
- geplantes analyƟsches Untersuchungsverfahren für die jeweilige Probe
- Angaben zum Probenehmer (Name, Kontaktdaten, QualifikaƟonsnachweis)
- Angaben zum Umweltlabor (einschließlich InformaƟon zum Probenlager für Rückstellproben).
AuŌragnehmer und AuŌraggeber vereinbaren einen Termin für die Beprobung in Texƞorm. Die Bepro-
bung ist nur in Anwesenheit des AuŌraggebers zulässig, wenn dieser nicht durch Erklärung in Texƞorm 
auf eine Teilnahme verzichtet. Der AuŌraggeber behält sich vor, zur Probenahme ein eigenes fachkundi-
ges Unternehmen hinzuzuziehen.
Die Probenahme ist nur von Personen durchzuführen, die über die erforderliche Fachkunde verfügen. Die
Fachkunde ist durch eine qualifizierte technische Ausbildung oder durch eine langjährige praktische Er-
fahrung jeweils in Verbindung mit einer erfolgreichen Teilnahme an einem Probenahmelehrgang nach PN
98 nachzuweisen. Dieser Nachweis darf nicht älter als fünf Jahre sein.
Alle Proben, die durch eine nicht qualifizierte Person entnommen wurden, können nicht anerkannt wer-
den.
3.6.2.2 VerschärŌe Anforderung an Probenahme aus Flächenbauwerken
Die Probenahme aus Flächenbauwerken (bitumenhaltige oder hydraulisch gebundene Schichten) ist von
einer für die Fachgebiete G oder H anerkannten RAP Stra-Prüfstelle durchzuführen.
Mit der AnalyƟk von Abfällen sind ausschließlich akkrediƟerte Prüflabore zu beauŌragen (AkkrediƟerung 
nach DIN EN ISO/ IEC 17025). Den Prüĩerichten zur DeklaraƟonsanalyƟk sind folgende Unterlagen beizu-
fügen:
- durch den AuŌragnehmer erstellten Probenahmeablaufplan (Fortschreibung ITP)
- Probenahmeprotokoll nach LAGA PN 98 inklusive Probenahmeplan bei „in-situ“-Beprobungen
- FotodokumentaƟon ergänzend zum Probenahmeprotokoll sowie Probenbegleitprotokoll
- DeklaraƟonsanalyƟk und Einstufung der Haufwerke in Zuordnungswerte nach LAGA/DepV/ bzw. Ma-

terialwerte der ErsatzbaustoffV unter BerücksichƟgung länderspezifischer Festlegungen zur Abfallein-
stufung

- Konformitätserklärung des AuŌragnehmers
Die Ergebnisse der DeklaraƟonsanalysen sind dem AuŌraggeber nach Erhalt digital zu übergeben.
Die vorstehenden Hinweise gelten nicht bei Eigenüberwachungs- und Kontrollprüfungen.
3.6.3 Nicht gefährliche Abfälle
Der anfallende Ausbaustoff geht in das Eigentum des AuŌragnehmers über, ist vom AuŌragnehmer von 
der Anfallstelle zu enƞernen und nach Wahl des AuŌragnehmers zu verwerten. Die abfallrechtlichen 
Pflichten bleiben davon unberührt.
Die Aufwendungen für die Entsorgung nicht gefährlicher Abfälle sind in die Einheitspreise einzurechnen
und werden nicht gesondert vergütet, es sei denn, die entsprechenden LeistungsposiƟonen enthalten 
abweichende Regelungen.
Vor Beginn der Entsorgungsleistung ist vom AuŌragnehmer für jeden mineralischen Ersatzbaustoff als 
Nachweis für den beabsichƟgten Verbleib eine unterschriebene Erklärung gemäß § 24 ErsatzbaustoffV zu 
übergeben. Diese ist 18 Werktage vor Beginn der Leistungen gemäß Unterlage des Auftraggebers vorzu-
legen. Die Entsorgung darf erst nach Prüfung und Freigabe des Entsorgungsweges durch den Auftraggeber
erfolgen.
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Der AuŌragnehmer hat darüber hinaus gegenüber dem AuŌraggeber den Nachweis über den Verbleib 
aller Ausbaustoffe zu führen und diese Nachweise unverzüglich nach Abschluss der Entsorgung dem Auf-
traggeber zu übergeben.
Die o.g. Erklärung gemäß § 24 ErsatzbaustoffV sowie der Nachweis über den Verbleib der Ausbaustoffe 
erfolgt über das in AbschniƩ 5.5.1 enthaltene FormblaƩ.
Dieses FormblaƩ ist für jede AbfallfrakƟon bzw. EntsorgungsposiƟon dem AuŌraggeber vor Abfuhr von 
der Baustelle zu übergeben. Im Bedarfsfall ist es fortzuschreiben.
Liegen die Nachweise (Wiegenachweise/Liefernachweise) nicht vor, erfolgt keine Vergütung der Leistung.
Auf § 69 Absatz (3) KrWG wird verwiesen.
Der Mengennachweis für Asphalƞräsgut erfolgt grundsätzlich über Wiegescheine güteüberwachter As-
phaltmischanlagen oder zugelassener Entsorgungsanlagen.
Sofern die elektronische Erfassung (eANV) für nicht gefährliche Abfälle festgelegt wurde oder die Teil-
nahme am eANV für nicht gefährliche Abfälle von Entsorgern gefordert wird, sind die elektronischen Do-
kumente vom AuŌragnehmer vorzubereiten und dem AuŌraggeber vorzulegen. Für die Verbleibskon-
trolle sind Registerbelege zu verwenden.
Für die Entsorgung von pechhalƟgen Straßenausbaustoffen der Verwertungsklassen B und C nach
RuVA-StB 01 wird festgelegt, dass eine Nachweisführung für den Abfallschlüssel 17 03 02 mit dem eANV 
durchzuführen ist. Hierzu wird ein vereinfachter Entsorgungsnachweis genutzt (ohne Behördenbeteili-
gung). Die elektronischen Dokumente sind vom AuŌragnehmer vorzubereiten und dem AuŌraggeber vor-
zulegen. Für die Verbleibskontrolle sind Registerbelege zu verwenden.
Für die Entsorgung von gering asbesthalƟgen Bau- und Abbruchabfällen aus Beton (AS 17 01 01) wird 
festgelegt, dass eine Nachweisführung mit dem eANV durchzuführen ist. Hierzu wird ein vereinfachter
Entsorgungsnachweis genutzt (ohne Behördenbeteiligung). Die elektronischen Dokumente sind vom Auf-
tragnehmer vorzubereiten und dem AuŌraggeber vorzulegen. Für die Verbleibskontrolle sind Registerbe-
lege zu verwenden.
In den Registerbelegen ist im Feld „Frei für Vermerke“ der Zusatz „geringfügig asbesthalƟg“ aufzunehmen.
Angaben zu den Kenngrößen zur Beurteilung der Eignung des Ausbauasphaltes als Zugabematerial zum
Heißmischgut liegen den Ausschreibungsunterlagen bei. Der anfallende Ausbauasphalt geht in das Eigen-
tum des AuŌragnehmers über, ist von der Baustelle zu enƞernen und nach Wahl des AuŌragnehmers zu 
verwerten.
Die abfallrechtlichen Pflichten bleiben davon unberührt.
Oberboden, Bodenmaterial mit humosen Bestandteilen, BankeƩschälgut:
Gemäß Unterlagen des AuŌraggebers sind 70% der Vorsorgewerte der BBodSchV Anlage 1, Tabellen 1 
und 2 überschriƩen. Daher ist mit dem Bodenmaterial die Herstellung einer durchwurzelbaren Schicht 
mit einer landwirtschaŌlichen oder gartenbaulichen Folgenutzung nicht möglich. Die Verbringung auf
Grundstücke privater Personen, AgrargenossenschaŌen oder LandwirtschaŌsbetriebe ist ausgeschlossen.
3.6.4 Gefährliche Abfälle

Detaillierte Angaben zu Art und Umfang der SchadstoĪelastungen der Ausbaustoffe ist aus Kapitel 2.7.5
sowie den beiliegenden Analysen zu entnehmen.
Die Führung von Entsorgungsnachweisen und Begleitscheinen von gefährlichen Abfällen ist in elektroni-
scher Form durchzuführen (elektronisches Abfallnachweisverfahren: eANV). Alle am Verfahren Beteilig-
ten – Erzeuger, BevollmächƟgter, RechnungsbeauŌragter, Beförderer und Entsorger – müssen in der Lage
sein, das Verfahren durchzuführen.
Es sind die länderspezifischen Andienungs- und Überlassungspflichten zu beachten.
Im eANV wird der Entsorgungsnachweis vom AuŌraggeber geführt. Dem AuŌraggeber sind vom AuŌrag-
nehmer 12 Werktage nach AuŌragserteilung die Entsorgernummer und die Beförderernummer(n) in Text-
form mitzuteilen. Der AuŌragnehmer hat dem AuŌraggeber 12 Werktage vor Abfuhr seinen Bedarf an
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Transportdokumenten (Begleitscheinen) gemäß FormblaƩ in AbschniƩ 5.5.2 anzumelden. Der AuŌrag-
nehmer hat im Ergänzenden FormblaƩ (EGF) als RechnungsbeauŌragter zu signieren. 
Jegliche Kosten, die aus dem Nachweisverfahren entstehen, sind vom Bieter in den LeistungsposiƟonen 
einzukalkulieren und werden nicht gesondert vergütet.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Entsorgung über Sammelentsorgungsnachweis möglich ist. Die
Menge der abzugebenden gefährlichen Abfälle darf je Abfallschlüssel nicht mehr als 20 t/Jahr und Anfall-
stelle (Abfallerzeugernummer) betragen. Die Nutzung ist mit dem AuŌraggeber abzusƟmmen.
Bei Sammelentsorgung muss der AuŌragnehmer über einen gülƟgen Nachweis für die benannten Abfälle 
und das entsprechende Sammelgebiet verfügen. Die Registerführung erfolgt im elektronischen Verfahren
(Nutzung des eANV). Der Sammelentsorgungsnachweis ist dem AuŌraggeber im eANV zur Verfügung zu 
stellen (Akteneinsicht). Die Übernahmescheine sind dem AuŌraggeber in elektronischer Form zu überge-
ben.
Gefährliche Abfälle dürfen nur mit einer Erlaubnis gemäß § 54 (1) des KrWG befördert werden.
Auf Anforderung ist die Erlaubnis vorzulegen.
Eine Erlaubnis ist nicht erforderlich, wenn der Beförderer ein anerkannter Entsorgungsfachbetrieb ist, der
für das Befördern des jeweiligen Abfalls zerƟfiziert ist.
Der AuŌragnehmer hat dem AuŌraggeber 3 Werktage vor der Beförderung den Abtransport der Abfälle 
von der Baustelle in Texƞorm anzuzeigen.
Sofern die Signatur der Beförderer abweichend von §11 (1) NachweisV unmiƩelbar vor Abfallübergabe 
beim Entsorger erfolgen soll, ist  das dem AG 3 Werktage vor der Beförderung in Texƞorm anzuzeigen.
3.6.5 Entsorgungskonzept
Das vom Auftraggeber geforderte und bestätigte Entsorgungskonzept ist Voraussetzung für sämtliche Ent-
sorgungsmaßnahmen. Es ist 14 Werktage vor Beginn der Entsorgung vorzulegen. Die Mustergliederung
gemäß Abschnitt 5.5.6 ist vom Auftragnehmer zu berücksichtigen.
3.6.6 BodenlogisƟkkonzept
Das vom Auftraggeber geforderte und bestätigte Bodenlogistikkonzept ist Voraussetzung für sämtliche
Aushubmaßnahmen. Es ist 14 Werktage vor Beginn der Leistungen vorzulegen.
3.7 Winterbau

Enƞällt

3.8 Beweissicherung/Zustandsfeststellung

Vor Beginn der Bauarbeiten sind alle baulichen Anlagen, die sich im und am Baufeld und an den Baufeld-
grenzen befinden, bzw. die vom AuŌragnehmer als Baustellentransportwege, Zu- und Abfahrten genutzt
werden sollen, durch eine Zustandsfeststellung mit ausführlicher FotodokumentaƟon aufzunehmen 
(VOB, Teil B § 3 Abs. 4).

Die Zustandsfeststellung soll gemeinsam vom AuŌragnehmer, der BOL/BÜ und dem BaulasƩräger bzw. 
dem Eigentümer erfolgen. Die Zustandsfeststellung ist zu dokumenƟeren und zu protokollieren und von 
den Beteiligten zu unterschreiben. Die Unterlagen der Zustandsfeststellung sind den Beteiligten in Kopie
zu übergeben.

Werden Verkehrswege von mehreren AuŌragnehmern gemeinsam zur Abwicklung von Baustellenverkehr
genutzt, ist unter den Beteiligten eine Vereinbarung über Nutzung und HaŌung für evtl. verursachte Schä-
den abzuschließen. Diese Vereinbarung ist vor der gemeinsamen Nutzung dem AuŌraggeber zu überge-
ben.

Nach Abschluss der Arbeiten ist die Zustandsfeststellung mit den Beteiligten wie vor zu wiederholen. Die
Zustandsfeststellung ist zu dokumenƟeren und zu protokollieren und von den Beteiligten zu unterschrei-
ben. Die Unterlagen der Zustandsfeststellung sind den Beteiligten in Kopie zu übergeben.
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Der AuŌragnehmer hat nachzuweisen, dass er allen Ansprüchen DriƩer nachgekommen ist. Durch eine 
Freistellungserklärung wird zur Abnahme dokumenƟert, dass der AuŌragnehmer den AuŌraggeber von
allen Ansprüchen DriƩer freistellt.

Alle Aufwendungen für die Zustandsfeststellung sind vom Bieter in den Angebotspreis einzurechnen.

3.9 Sicherungsmaßnahmen

Allgemeines

Sämtliche Schutzmaßnahmen wie Herstellung von Schutzgeländern, Bauzäunen, Absperrungen, Schutz-
und Fanggerüsten, Beleuchtung, Beschilderung, Sicherung der Baustelle usw. gehen zu Lasten des AN.

Den AuŌraggeber triŏ im Verhältnis gegenüber dem AuŌragnehmer keinerlei eigene Sicherungspflicht 
und zwar unbeschadet der ihm im Übrigen und im baupolizeilichen Sinne vorbehaltenen Bauüberwa-
chung. Der AuŌraggeber behält sich vor, bei Nichteinhaltung der Sicherheitsmaßnahmen die Bauarbei-
ten unverzüglich einstellen zu lassen.

Die durch den AuŌraggeber angeordneten Sicherungsmaßnahmen entbinden den verantwortlichen 
Bauleiter des AuŌragnehmers nicht, den Baubetrieb im Hinblick auf die Sicherheit so zu führen, dass 
eine Gefährdung der Teilnehmer am öffentlichen Straßen- und Baustellenverkehr sowie des Baustellen-
personals möglichst ausgeschlossen ist.

Alle Verkehrssicherungseinrichtungen sind durch den AuŌragnehmer täglich vor Beginn der Arbeiten 
und nach Beendigung der Arbeiten auf ihren ordnungsgemäßen Zustand zu kontrollieren. Diese Aufwen-
dungen werden nicht gesondert vergütet.

Für die Fahrzeuge ist eine Kennzeichnung gemäß RSA-VorschriŌen vorzusehen.

Das Tragen von Warnkleidung Klasse 3 sowie die für die jeweiligen Arbeiten erforderliche PSA ist
zwingend vorgeschrieben.

Bei Bakeneinsatz ist nur das Aufstellen von Sicherheitsbaken gemäß den technischen Lieferbedingungen
Absperrbaken (TL-Baken 87) erlaubt.

Materialien sind innerhalb der Baustelle so zu lagern, dass der Verkehr weder gefährdet noch behindert
wird.

Angrenzende VegetaƟonsbestände sind vor Beschädigungen entsprechend der RAS-LP 4 bzw. DIN 18920 
zu schützen. Gleiches gilt auch für baufeldnahe Objekte wie Bauwerken, Zäune, Schutzplanken etc.

3.10 Belastungsannahmen (Brückenbau)

Enƞällt

3.11 Vermessungsleistungen, Aufmaßverfahren

3.11.1 BesƟmmung der Dicken von Oberbauschichten

Es gelten die technischen PrüfvorschriŌen zur BesƟmmung der Dicken von Oberbauschichten im Straßen-
bau, Ausgabe 2012 (TP D-StB 12).

Der Nachweis der Dicken von Oberbauschichten gemäß ZTV Asphalt-StB 07/13, AbschniƩ 7.3.1.1 erfolgt 
mit dem Messverfahren „ElektromagneƟsche Dickenmessung nach dem Puls-IndukƟonsverfahren“. Es ist 
ein weggesteuertes Messgerät zu verwenden. Es dürfen nur Schichtdickenmessgeräte mit gülƟgem Kalib-
rierungsnachweis zum Einsatz kommen. Eine Bescheinigung der aktuellen Kalibrierung ist auf der
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Baustelle immer vorzuhalten und eine Kopie vor der Durchführung der Messung an den AG zu übergeben.
Vor Beginn der Messung eines Messtages ist das Schichtdickenmessgerät auf FunkƟonsfähigkeit zu über-
prüfen. Die Ergebnisse sind im Messprotokoll zu dokumenƟeren.

Das Verlegen der Messfolien ist mit dem Einbau-/LogisƟkkonzept (siehe Kapitel 3.5 der Baubeschreibung)
dem AG vorzulegen.

Bei Abweichungen von der ZTV Asphalt-StB 07/13, ZTV BEA-StB 09/13, ZTV Beton StB 07/13 und der TP 
D–StB 12 muss noch vor dem Einbau eine schriŌliche Vereinbarung über das Verlegen der Messfolien, 
Auswertung der Dickenmessung und Abrechnung getroffen werden.

Die Messungen zur BesƟmmung der Einbaudicken sind vom AuŌragnehmer und AuŌraggeber gemeinsam 
durchzuführen. Es sind die FormbläƩer der TP D-StB 12 zu verwenden. Der AuŌragnehmer hat alle für die 
BesƟmmung der Einbaudicken benöƟgten Mess- und Arbeitsgeräte, sowie Gegenpole auf der Baustelle
vorzuhalten und das für die Messung erforderliche Personal zu stellen. Die Kosten werden nicht gesondert
vergütet.

Wenn die Anzahl der fehlenden Gegenpole ≤ 5,0 % beträgt, dann sind diese bei der Auswertung nicht zu 
berücksichƟgen. Beträgt die Anzahl der fehlenden Gegenpole > 5,0 %, wird für jede Fehlstelle die untere 
Toleranzgrenze (gemäß ZTV Asphalt-StB, Tabelle 24) bei der Auswertung angesetzt.

3.11.2 Vermessungsleistung

Werden Vermessungsdaten vom AN, die der Abrechnung der Leistung zugrunde liegen, elektronisch auf-
genommen, so ist dem AG unmiƩelbar nach der Messung ein für den AG lesbares Datendoppel digital zu 
übergeben.

Es werden keine weiteren Vermessungsdaten vom AG übergeben.

3.11.3 Aufmaßverfahren und Abrechnung

Allgemein
Alle Aufwendungen für die Erfassung und Abrechnung der Leistungen sind einzurechnen und werden
nicht gesondert vergütet.
Sind Aufmaße erforderlich, so sind diese gemeinsam von AuŌragnehmer und AuŌraggeber aufzustellen.
Vom AuŌragnehmer ohne Beteiligung des AuŌraggebers erstellte Aufmaße werden nicht anerkannt und
sind unter Beteiligung des AuŌraggebers zu wiederholen.
Vor Beginn der Ausführung ist eine schriŌliche einvernehmliche Vereinbarung zur Bauabrechnung abzu-
schließen.
Die Bauabrechnung hat im elektronischen Abrechnungsverfahren zu erfolgen.
Der AuŌragnehmer hat zur Anlauĩesprechung für die Bauabrechnung auf Grundlage der Regelquer-
schniƩe Übersichtspläne zur Abrechnung des Oberbaus zu erstellen. In diesen sind alle maßgeblichen Po-
siƟonen des Oberbaues darzustellen. Diese Pläne sind vom AuŌragnehmer fortzuschreiben und durch die
Angabe der Eignungsnachweise/Prüfzeugnisse zu ergänzen. Alle Aufwendungen hierfür sind vom Bieter
in die entsprechenden LeistungsposiƟonen einzurechnen.
3.12 Prüfungen und Nachweise

3.12.1 Erstprüfungen

Eignungsnachweis

Alle erforderlichen Eignungsnachweise sind dem Auftraggeber spätestens 14 Werktage vor Einbau vorzu-
legen.

Die Eignung sämtlicher Baustoffe ist auch im Hinblick auf die umwelttechnischen Aspekte 14 Werktage
vor dem Einbau vom Auftragnehmer nachzuweisen. Hier ist das Kapitel 3.5.1 zu beachten.
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Asphalt

Eignungsnachweis
Alle erforderlichen Eignungsnachweise sind dem Auftraggeber spätestens 14 Werktage vor Einbau vorzu-
legen.
Zusätzliche Angaben im Eignungsnachweis durch den Einsatz von TA-Asphalt:
Im Eignungsnachweis sind zusätzlich zu den Angaben nach den
ZTV Asphalt-StB 07/13 folgende Angaben zu liefern:
 Angabe zum Verfahren der Temperaturabsenkung (hier sind folgende Unterscheidungen vorgesehen:

Schaumbitumen oder gebrauchsfertig viskositätsverändertes Bitumen (TL V Bit-StB 22) oder Zugabe
organisch oder Zugabe mineralisch oder Zugabe oberflächenaktiv)

 Angabe zum Bitumenvolumen,
 Bindemittelart und –sorte des frisch zugegebenen Bitumens,
 Bindemittelart und –sorte des resultierenden Bindemittels,
 Äqui-Schermodultemperatur T(G* = 15 kPa) in °C und zugehöriger Phasenwinkel in ° des resultieren-

den Bindemittels nach den TP Bitumen-StB 25, Teil 3,
 bei Verwendung von Polymermodifiziertem Bitumen 65/105-70 A und 45/80-65 A: Äqui-Schermodul-

temperatur T(G* = 15 kPa) in °C und zugehöriger Phasenwinkel in ° und Erweichungspunkt Ring und
Kugel aus der Erstprüfung,

 bei Verwendung eines gebrauchsfertig Viskositätsveränderten Bitumens: Art und Sorte, Äqui-Scher-
modultemperatur T(G* = 15 kPa) in °C und zugehöriger Phasenwinkel in ° des rückgewonnenen Binde-
mittels aus der Erstprüfung,

 bei Verwendung von viskositätsverändernden, organischen Zusätzen: Hersteller, Typ , Produktbezeich-
nung, Menge in M.-% bezogen auf den Bindemittelgehalt sowie Äqui-Schermodultemperatur
T(G* = 15 kPa) in °C und zugehöriger Phasenwinkel in ° des rückgewonnenen Bindemittels aus der
Erstprüfung,

 bei Verwendung von oberflächenaktiven Zusätzen zur Temperaturabsenkung: Hersteller, Produktbe-
zeichnung, Menge in M.-% bezogen auf den Bindemittelgehalt,

 bei Mitverwendung von Asphaltgranulat:
o Äqui-Schermodultemperatur T(G* = 15 kPa) in °C und zugehöriger Phasenwinkel des rückgewon-

nenen Bindemittels aus den Asphaltgranulaten
Beim Einsatz von Produkten die bisher noch nicht in der „Pilotproduktliste TA“ geführt werden, müssen
zusätzlich die Ergebnisse der nachfolgenden erweiterten Erstprüfungen informativ ausgewiesen werden.
Die Eignung sämtlicher Baustoffe ist auch im Hinblick auf die umwelttechnischen Aspekte vom Auftrag-
nehmer nachzuweisen. Hier ist das Kapitel Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. zu be-
achten.
Bei Verwendung von Asphaltgranulat ist dem AuŌraggeber mit dem Eignungsnachweis die Klassifizierung 
des Asphaltgranulates nach TL AG-StB 09 und die ErmiƩlung der Zugabemenge gemäß
TL Asphalt-StB 07/13 vorzulegen.

Bei Asphaltmischgütern, in denen Asphaltgranulat zum Einsatz kommt, ist folgendes im Eignungsnachweis
anzugeben und mitzuliefern:

• ErmiƩlung der Verwertungsklasse des Asphaltgranulates mit Angabe des Gehaltes an PAK (EPA) 
sowie des Phenolindexes gemäß RuVA-StB 01 (Fassung 2005)

• Prüĩericht des nach DIN EN ISO/IEC 17025 akkrediƟerten Labors.

Erstprüfung
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Beim Einsatz von industriellen Nebenprodukten oder GleisschoƩer im Asphaltmischgut ist eine AusferƟ-
gung des Prüfzeugnisses gemäß § 7 Abs. 4 ErsatzbaustoffV für den einzubauenden mineralischen Ersatz-
baustoff mit dem Eignungsnachweis vorzulegen.
Die Bezeichnung und Beschreibung der Gesteinskörnungen gemäß der TL Gestein-StB 04/23 ist auf 
Verlangen vorzulegen. Hierbei ist die IdenƟfizierbarkeit anhand folgender Angaben zu gewährleisten:
 Vorkommen und Hersteller – bei zeitweiliger Lagerung sind sowohl das Vorkommen als auch das

Lager anzugeben,
 Art der Gesteinskörnung,
 Korngruppe/Lieferkörnung,
 Anforderungskategorien bzw. angegebene Werte.

Anforderungen an Gussasphaltdeckschichten
Tabelle 4: Anforderungen an Gussasphaltdeck- und -schutzschichten (einschließlich Abdichtung aus
Gussasphalt unter OPA)

Prüfung Einheit Anforderung

Verformungsverhalten bei Wärme
StaƟscher Stempeleindringversuch nach den TP
Asphalt-StB, Teil 20, Ausgabe 2025

StaƟsche EindringƟefe ET und Zunahme bei 40 °C mm | mm ≤ 1,5 | ≤ 0,3

Widerstand gegen bleibende Verformungen Dyna-
mischer Stempeleindringversuch nach den
TP Asphalt-StB, Teil 25 A 1, Ausgabe 2020

Dynamische EindringƟefe ETdyn bei 50 °C mm ≤ 1,5*

KälteeigenschaŌen
Abkühlversuch nach den TP Asphalt-StB, Teil 46 A, 
Ausgabe 2022

Bruchtemperatur TF °C ≤ -17,0*

Verarbeitungsverhalten
nach M TA

Untersuchungsergebnisse sind qualitaƟv 
zu bewerten*

Erweiterter performanceorientierter Eignungsnachweis:
Tabelle 5: Erweiterte Prüfungen und Anforderungen an Walzasphaltdeck- und -binderschichten (SMA 8 
S, SMA 11 S, SMA 8 LA, AC 16 B SG, AC 22 B SG, SMA 16 B S und SMA 22 B S)

Prüfung Einheit Anforderung

Verformungsverhalten bei Wärme
Einaxialer Druck-Schwellversuch nach den
TP Asphalt-StB, Teil 25 B 1, Ausgabe 2022

Dehnungsrate ɛw bei 50 °C 10-4 ‰ ist anzugeben*

Dehnungsrate ɛw bei 60 °C 10-4 ‰ ist anzugeben*
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KälteeigenschaŌen
Abkühlversuch nach den TP Asphalt-StB, Teil 46 A, 
Ausgabe 2022

Bruchtemperatur TF °C ≤ -15,0*

In Frosteinwirkungszone III (nach RStO 12):
Bruchtemperatur TF

°C ≤ -20,0*

*einschließlich grafischer Darstellung

Tabelle 6: Erweiterte Prüfungen an Gussasphaltdeck- und -schutzschichten (einschließlich Abdichtung
aus Gussasphalt unter OPA)

Prüfung Einheit Anforderung

Verformungsverhalten bei Wärme
StaƟscher Stempeleindringversuch nach den TP
Asphalt-StB, Teil 20, Ausgabe 2025

StaƟsche EindringƟefe ET und Zunahme bei 50 °C mm | mm ist anzugeben

StaƟsche EindringƟefe ET und Zunahme bei 60 °C mm | mm ist anzugeben

Widerstand gegen bleibende Verformungen Dyna-
mischer Stempeleindringversuch nach den
TP Asphalt-StB, Teil 25 A 1, Ausgabe 2020

Dynamische EindringƟefe ETdyn bei 60 °C mm ist anzugeben*

*einschließlich grafischer Darstellung

Tabelle 7: Erweiterte Prüfungen und Anforderungen an AsphalƩragschichten im Haupƞahrstreifen (nur 
bei vollständiger Erneuerung der ATS)

Prüfung Einheit Anforderung

BesƟmmung der Steifigkeit
Spaltzug-Schwellversuch nach den TP Asphalt-StB,
Teil 26, Ausgabe 2018

(Bei mehrschichƟgem Einbau: für jede Schicht der Asphalt-
tragschicht

Bei mehrlagigem Einbau: nur für die unterste Lage der As-
phalƩragschicht)

Grenzwert d. Steifigkeitsmoduls  [MPa] ist anzugeben*

Materialparameter der Hauptkurve Z0 - ist anzugeben*

Materialparameter der Hauptkurve Z1 - ist anzugeben*
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Beständigkeit gegen Ermüdung
Spaltzug-Schwellversuch nach den TP Asphalt-StB,
Teil 24, Ausgabe 2018

(Bei mehrschichƟgem Einbau: nur für die unterste Schicht 
der AsphalƩragschicht

Bei mehrlagigem Einbau: nur für die unterste Lage der As-
phalƩragschicht)

Materialspezifischer Parameter k - ist anzugeben*

Materialspezifischer Parameter n - ist anzugeben*

BesƟmmtheitsmaß Ermüdungsfunkt. R2 - ist anzugeben*

*einschließlich grafischer Darstellung

Markierung

Die Eignung der weißen und gelben Markierungssysteme ist vom Auftragnehmer durch einen Prüfbe-
richt der Bundesanstalt für Straßenwesen mit dem Verlauf der Rundlaufprüfanlage (RPA) nachzuweisen.

Dieser Prüfbericht mit dem Verlauf der Rundlaufanlage (RPA) sollte 3 Wochen vor erster Verwendung
dem Auftraggeber vorgelegt werden.

3.12.2 Eigenüberwachungsprüfungen

Eigenüberwachungsprüfungen

Die Eigenüberwachungsprüfungen sind Prüfungen des AN, die in den jeweiligen technischen Vorschrif-
ten geregelt sind.

Asphalt

Messungen und DokumentaƟon während des Einbaus
Beim Einbau von TA-Asphalt sind während des gesamten Einbauzeitraums durch den AuŌragnehmer im 
Rahmen der Eigenüberwachung folgende Messungen durchzuführen und zu dokumenƟeren:
 WeƩer (mindestens stündlich)
 LuŌtemperatur (Messung in 2 Metern Höhe und Temperatur der Unterlage); mindestens stündlich
 Windgeschwindigkeit und -richtung (mindestens stündlich oder konƟnuierlich)
 RelaƟve LuŌfeuchte (mindestens stündlich oder konƟnuierlich)
 Temperatur des angelieferten Asphaltmischguts bei jedem Entladevorgang im Beschicker- und

FerƟgerkübel.
 Zunahme der Verdichtung von Beginn bis zum Ende des Asphalteinbaus miƩels Aufsetz-Sonde (Elekt-

romagneƟsche Messung (PQI Sonde) oder RadioakƟve Messung (Isotopensonde))
 AlternaƟv kann zur Beurteilung und DokumentaƟon einer homogenen Verdichtung der Einsatz von 

Systemen zur flächendeckenden dynamischen Verdichtungskontrolle von Asphalt (FDVK) erfolgen.
 DokumentaƟon der aufgebrachten Bitumenemulsion unmiƩelbar vor der Überbauung (Art und

Ansprühmenge der eingesetzten Bitumenemulsion, angesprühte Unterlage je Einbaubahn, Lage der
Einbaubahn, StaƟon, Datum/Uhrzeit und Foto)

Ebenheit
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Bei langen Strecken wird die Ebenheit gemäß „Technische Prüfvorschriften für die Ebenheitsmessungen
auf Fahrbahnoberflächen in Längs- und Querrichtung“, Teil: Berührungslose Messungen, Ausgabe 2009,
TP Eben- Berührungslose Messungen durchgeführt. Einzelheiten müssen schriftlich geregelt werden.

Fahrbahnmarkierung

Die nach Pkt. 7.1.2 der ZTV-M 2013 über die mindestens 2-mal täglich durchzuführenden Eigenüberwa-
chungsprüfungen bei der Ausführung zu erstellenden Protokolle sind dem AG am folgenden Arbeitstag,
spätestens zum Wochenanfang, zu übergeben und sind Voraussetzung für das Leisten von z.B. Ab-
schlagszahlungen.

3.12.3 Kontrollprüfungen

Die Prüfung der Anforderungen an das rückgewonnene Bindemittel erfolgt nicht mehr durch Prüfung
des Erweichungspunktes Ring und Kugel, sondern durch die Bestimmung der Äqui-Schermodultempera-
tur. Bei Einhaltung der Grenzwerte ist der Erweichungspunkt Ring und Kugel nicht maßgeblich. Im Rah-
men der Kontrollprüfungen wird ggf. gleichzeitig die Auswertung mit dem WLP durchgeführt. Die ent-
sprechenden Ergebnisse werden dem AN zur Erfahrungssammlung vom AG zur Verfügung gestellt. Hie-
raus werden keine vertraglichen Konsequenzen abgeleitet.
Asphalt

Soweit auf der Baustelle nicht anders vom Auftraggeber angeordnet wird, umfasst die Mithilfe des Auf-
tragnehmers bei der Probenahme insbesondere
 die Bereitstellung der Probegefäße und der AuŅleber
 die Bereitstellung der GerätschaŌen zur Probenahme (z.B. Probeschaufel, kalibriertes Einsteckthermo-
meter),
 die Durchführung der Probenahme gemäß TP Asphalt-StB, Teil 27/2020,
 das Einfüllen der Probe in die Probegefäße (Anzahl der Teilproben gemäß TP Asphalt-StB, Teil 27/2020)
 die ordnungsgemäße Verpackung der Probegefäße und
 die unverzügliche Übergabe der Probegefäße an den AuŌraggeber

Der Auftraggeber wird im Rahmen der Probenahme ausführen
 Versiegeln der Proben mit AuŅlebern und UnterschriŌ
 die HandschriŌliche NiederschriŌ über die Probenahme, insbesondere die DokumentaƟon

o der Anzahl der Teilproben,
o einer etwaigen Verweigerung der Annahme einer Teilprobe und sonstiger Besonderheiten doku-

mentieren,
o das Beschriften des Probegefäßes (z.B. mit Aufklebern)

Fahrbahnmarkierung

Kontrollprüfungen und Mustergleichheitsprüfungen erfolgen nach Pkt. 7.1.3 der ZTV-M 2013. 

Zur Überprüfung der ferƟgen Markierung ist vom AuŌragnehmer ein Überwachungsvertrag mit einer 
von der BASt anerkannten Prüfstelle oder einem von der BASt anerkanntem Sachverständigen abzu-
schließen. Dieser Vertrag ist spätestens ein Monat nach Zugang des Zuschlagsschreibens dem AuŌragge-
ber unaufgefordert vorzulegen. Es gelten die Anforderungen des Neuzustandes. Die Prüfung erfolgt für
jedes Markierungsmaterial getrennt. Die Verkehrssicherung (durch AN) ist in die entsprechende PosiƟon 
einzurechnen. Die Prüfungen können auch jeweils innerhalb der Bauabsicherung im Anschluss an die
ApplikaƟon erfolgen (entsprechende Anmerkung im Prüĩericht).
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3.13 Zusammenfassende Angaben für die Erarbeitung des Sicherheits- und Gesundheits-
schutzplanes (Sige-Plan)

Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan erstellen und anpassen

Der Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan ist nicht Bestandteil dieser Ausschreibung. Der AN hat ledig-
lich eine Zuarbeit zu Erstellung des SiGe-Plans zu leisten.

Unterlage nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 Baustellenverordnung erstellen (Art und Umfang)

Die Unterlage nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 Baustellenverordnung ist nicht Bestandteil dieser Ausschreibung und 
wird durch den AG erstellt.

Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator während der Ausführung des Bauvorhabens stellen (Art
und Umfang)

Der Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator nach Baustellenverordnung wird durch den AG be-
nannt.

Beim Fräsen von Asphaltschichten sind vom AuŌragnehmer die Schutzmaßnahmen nach „TRGS 559 –
Mineralischer Staub“ zu beachten.

Soweit die verwendeten Großfräsen noch nicht mit einer Vorrichtung zur wirksamen Staubreduzierung
ausgestaƩet sind, muss Atemschutz (parƟkelfiltrierende Halbmaske mit P2-Filtern) getragen werden.

Bei Fräsarbeiten von VerkehrsflächenbefesƟgungen aus Asphalt sind vom AuŌragnehmer grundsätzlich
die Technischen Regeln für Gefahrstoffe „TäƟgkeiten mit potenziell asbesthalƟgen mineralischen Roh-
stoffen und daraus hergestellten Zubereitungen und Erzeugnissen“ – TRGS 517 zu beachten. Besondere 
Aufmerksamkeit gilt hier dem Punkt 5.7 „Ergänzende Schutzmaßnahmen – Kalƞräsen von Verkehrsflä-
chen“.

Die Gesteinsarten Diabas und Basalt sind gemäß Anlage 1 der TRGS 517 als potenziell asbesthalƟg einge-
stuŌ. Das Vorhandensein dieser Gesteinsarten im Straßenoberbau kann nicht ausgeschlossen werden. 
Beim Fräsen der StraßenbefesƟgung muss daher, im unmiƩelbaren Nahbereich der Fräse, mit parƟkel-
förmigen Gefahrstoffen (z.B. Asbesƞasern) gerechnet werden.

Für die Fräsarbeiten sind vom AuŌragnehmer ausschließlich Straßenfräsen gemäß den TRGS 517, Pkt. 
5.7.2.1 (2) einzusetzen, die über eine entsprechende BGI-ZerƟfizierung verfügen. Dies gilt für Straßenfrä-
sen ab einer Fräsbreite von ≥ 2,0 m und in Ortsdurchfahrten ab einer Fräsbreite von ≥ 1,0 m.

Die Schutzmaßnahmen sind vom Bieter in die entsprechenden LeistungsposiƟonen einzurechnen.

Werden pechhalƟge Straßenbaustoffe mit einem Benzo[a]pyrengehalt von ≥ 50 mg/kg ausgebaut, so 
sind die Schutzmaßnahmen der Technischen Regel für Gefahrstoffe „TRGS 551 – Teer und andere Pyro-
lyseprodukte aus organischem Material“ zu berücksichƟgen. 

Bei einer ständigen Überschreitung des LuŌgrenzwertes von 0,002 mg Benzo[a]pyren je m³ LuŌ - trotz
Maßnahmen zur Vermeidung von Stäuben - sind vom AuŌragnehmer zusätzliche Arbeitsschutzmaßnah-
men entsprechend der Gefährdung vorzusehen. In diesem Fall sind die Schutzmaßnahmen der TRGS 500 
– Schutzmaßnahmen: Mindeststandard - zu beachten.

Für den Ausbau asbesthalƟger Baustoffe sind vom AuŌragnehmer zusätzliche Arbeitsschutzmaßnahmen
entsprechend der Gefährdung vorzusehen. In diesem Fall sind die Schutzmaßnahmen und Hinweise der
TRGS 517 und 519 zu beachten.



Seite 70

4 Ausführungsunterlagen

4.1 Vom Auftraggeber zur Verfügung gestellte Unterlagen

Dem AN werden die Unterlagen gemäß beigefügtem Verzeichnis der „Anlagenverzeichnis“ übergeben.
Darüberhinausgehende Unterlagen werden nicht zur Verfügung gestellt.

- Lageplan und Markierungsplan

- QuerschniƩe

- Analysen des Gutachtens

− Bauphasen-/ Verkehrsführungspläne

- FRS-Plan

- SiGePlan

- Terminplan

- Unterlagen zur KampfmiƩeluntersuchung, u.a. Lageplan

- Kabelschutzanweisung Autobahn

- Info zur BaustelleninformaƟonstafel

Alle weiteren für die Ausführung erforderlichen Angaben muss der AN selbst auf seine Kosten in der Ört-
lichkeit ermiƩeln und ggf. zugehörige Unterlagen selbst auf seine Kosten erstellen.

Der AN hat alle der Ausschreibung beigefügten Unterlagen anhand der örtlichen Gegebenheiten zu über-
prüfen. Eventuelle UnsƟmmigkeiten, die sich hierbei und bei späteren Messungen und Berechnungen er-
geben, sind umgehend nach Feststellung mit dem AG zu klären.

Das in der Anlage 5.5.1 beigefügte FormblaƩ „Nachweis der Entsorgung nicht gefährlicher Abfälle“ wird 
dem AuŌragnehmer nach Zuschlagserteilung im Excel-Format zur Verfügung gestellt. Dieses ist für alle
LeistungsposiƟonen auszufüllen, die eine Verwertung von Abfällen nach Wahl des AuŌragnehmers aus-
weisen.
Das in der Anlage 5.5.5 beigefügte FormblaƩ „Erstellungshilfe für die EinbaudokumentaƟon nach §25 EBV 
„Übersicht Einbau mineralischer Ersatzbaustoffe (MEB) nach Ersatzbaustoffverordnung“ wird dem Auf-
tragnehmer nach Zuschlagserteilung im Excel-Format zur Verfügung gestellt.
Das in der Anlage 5.5.2 beigefügte „FormblaƩ Anmeldung von gefährlichen Abfällen“ wird dem AuŌrag-
nehmer nach Zuschlagserteilung im Word-Format zur Verfügung gestellt.
4.2 Vom Auftragnehmer zu erstellende bzw. zu beschaffende Unterlagen

4.2.1 Bauzeitenplan

Dem AG ist 7 KT nach Zuschlagserteilung ein detaillierter Gesamtbauzeitenplan vorzulegen. Bei erhebli-
chen Änderungen ist er sofort anzupassen und dem AG zu übergeben. Der Bauzeitenplan ist regelmäßig
spätestens monatlich dem BaufortschriƩ anzupassen und nach Einzelgewerken zu detaillieren. Die Bau-
zeitpläne sind als Liniendiagramme inkl. Hauptmengen und Leistungsparametern zu erstellen und sowohl
digital (weiterbearbeitbar) als auch in Papier abzugeben.

Der Bauzeitenplan ist durch den AN mit den Behörden, Ämtern und Versorgungsunternehmen und sons-
Ɵgen mit der Baumaßnahme Betroffenen abzusƟmmen, besonders zwischen Fachlos 1, 2 und 3.

Soweit erforderlich, sind die Eckdaten dieses Bauzeitenplanes mit gleichzeiƟg laufenden Bauarbeiten Drit-
ter zu koordinieren.

Zu den wöchentlich staƪindenden Baubesprechungen ist ein Soll-Ist-Vergleich sowie eine Bauablaufprog-
nose vorzulegen.
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GleichzeiƟg mit dem Bauzeitenplan ist ein Zahlungsplan vorzulegen. Bei erforderlichen Anpassungen des
Bauzeitenplan ist der Zahlungsplan ebenfalls anzupassen. Der Zahlungsplan ist ebenfalls als monatlicher
Plan vorzulegen.

4.2.2 Baustelleneinrichtungsplan

Der AN hat spätestens 7 KT nach Zuschlagserteilung zum Startgespräch den Baustelleneinrichtungsplan in
2-facher AusferƟgung dem AG einzureichen. Auf dem zu liefernden Baustelleneinrichtungsplan ist das 
Baustraßenkonzept und die vorgesehene Abführung des Schmutzwassers darzustellen.

Der AN hat vor Abgabe des Baustelleneinrichtungsplanes von den zuständigen StraßenbaulasƩrägern die 
ZusƟmmungen zu den gewählten Baustellenzufahrten und von der Wasseraufsichtsbehörde die Geneh-
migung zur vorgesehenen Abführung des Schmutzwassers einzuholen. Alle Kosten hierfür trägt der AN.

PosiƟons- und ortsbezogener Ablaufplan mit Personal-, Maschinen- und Geräteeinsatz auf Grundlage des
Bauzeitenplanes.

4.2.3 UrkalkulaƟon

Im Falle einer AuŌragserteilung wird die UrkalkulaƟon beim Vergabegespräch vorgelegt und anschließend 
im verschlossenen Umschlag beim AG verwahrt.

Die KalkulaƟon muss in ihren deutlichen Ansätzen mindestens die ErmiƩlung der MiƩellöhne, die Ansätze 
für Lohn-, Stoff- und Gerätekosten, die Kosten der Fremdleistung sowie sämtliche Zuschläge enthalten.
Die PosiƟonen müssen in ihrem Auĩau nachvollziehbar aufgeführt sein und alle PosiƟonen enthalten, die 
im Leistungsverzeichnis aufgeführt sind.

4.2.4 Fahrzeug-Rückhaltesysteme

Die in AbschniƩ 1, Absatz 11 der ZTV FRS 13/17 aufgeführten Unterlagen sind dem AuŌraggeber spätes-
tens 2 Wochen vor Beginn der Ausführung vorzulegen.

4.2.5 Arbeitsanweisungen

Arbeitsanweisungen sind 2 Wochen vor Ausführung der jeweiligen Leistung bei der BOL/BÜ ein-
zureichen.

Für nachfolgende AW gelten nachstehende Mindestanforderungen:

- AW-Asphaltbau

Der AN hat ein ausführlich beschriebenes Einbau- und LogisƟkkonzept für den Asphaltbau als Ar-
beitsanweisung aufzustellen.

Die Arbeitsanweisung Asphaltbau ist gemäß folgender unverbindlicher Muster-Gliederung umfas-
send aufzustellen. Die Hauptpunkte sind dabei gegebenenfalls durch sinnvolle Unterpunkte zu
ergänzen.

Muster-Gliederung Arbeitsanweisung Asphaltbau:
1. AsphaltbefesƟgungen gemäß RegelquerschniƩe 
2. Asphaltmischguthersteller mit Angabe der Asphaltmischwerke einschließlich Asphalt-

mischwerke für Ersatzlieferungen
3. Asphaltmischgut und Erstprüfungsbericht.-Nr.
4. Einbau Asphaltschichten (mit ausführlichen Angaben zu Einbaugeräten, Vorbereitung der

Unterlage und TransportlogisƟk, Einbaumenge je Zeiteinheiten) 
a. AsphalƩragschicht 
b. Asphaltbinderschicht
c. Asphaltdeckschichten aus Walzasphalt einschließlich der Zwickelflächen
d. Asphaltdeckschichten aus Gussasphalt einschließlich Abdichtung, Schutzschicht

und Randstreifen (Vorlegestreifen))
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5. Eigenüberwachung
a. Ausbildung der Nähte und Anschlüsse, Randabdichtung
b. ProdukƟonsstäƩe 
c. Baustelle

6. Abweichungen
a. Bei nicht-konformem Asphaltmischgut
b. Außerhalb des Zeitplans liegende Transporƞahrzeugen 
c. auf der Baustelle entstehende Probleme
d. Einbau bei ungünsƟgen WiƩerungsverhältnissen 

7. Verantwortliche/Ansprechpartner (Organigramm mit Kontaktdaten)
8. Anhang: Einbaupläne und Fugenpläne

- Bautagesberichte mit folgenden Angaben:
 WiƩerung und Temperatur sowie Sonnenauf- und Untergangszeiten,
 Art und Anzahl der BeschäŌigten, 
 Beginn und Ende der Arbeiten,
 Geräteeinsatz (Spezialgeräte),
 Lieferfirma, Betonwerk, Lieferscheinnummer, Materialart und Menge,
 abgeleistete Arbeiten,
 eventuelle Anordnung des AG oder der örtlichen Bauüberwachung,
 besondere Vorkommnisse beim Bau,
 BaufortschriƩ.

Die Bautagesberichte sind der BOL/BÜ am Folgetag (bis spätestens 9:00 Uhr) 2-fach vorzulegen.

- Genehmigte Verkehrsführungspläne

entsprechend BB Pkt. 3.1

- 2 Wochen vor Beginn der Leistungen sind vom AN folgende Unterlagen vorzulegen.
 SchriŌliche Benennung des permanent vor Ort anwesenden Aufsichtsführenden und sei-

nes Vertreters mit Nachweis deren Sachkunde gem. BGR 128
 Gefährdungsbeurteilung für das eingesetzte Personal
 Vorsorgeuntersuchungen des eingesetzten Personals (G26)
 Prüfzeugnisse, Belege für Überwachung und Zulassung für die eingesetzten Geräte

4.2.6 SonsƟge Unterlagen

 Erstprüfungen
 Eignungsnachweise
 Prüfzeugnis / Prüĩericht der BASt für das gewählte Markierungssystem
 Nachweis der Fachkunde des Fahrbahnmarkierers durch Vorlage einer Kopie des IHK-

ZerƟfikats zur FachkraŌ für Straßenmarkierungen (mit Angebotsabgabe)
 Genehmigung für Wochenendarbeit
 Entsorgungskonzept sowie BodenlogisƟkkonzept
 Entsorgungsnachweise
 Nachweis/DokumentaƟon nach EBV
 BestandsdokumentaƟon mit Plänen
 DokumentaƟonsaufnahme
 SE-Planunterlagen
 Zuarbeit SiGe-Plan (Fortschreibung) einschließlich erforderlicher Unterlagen
 Nachweise gemäß § 7 und § 20 Sprengstoffgesetz
 Sondier- und Kontrollplan KampfmiƩeluntersuchung
 „Freigabebescheinigung“ nach KampfmiƩeluntersuchung
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5 Anzuwendende technische Regelwerke
Beziehen sich Anforderungen in der Vergabeunterlage auf naƟonale VorschriŌen bzw. naƟonale Normen, 
mit denen europäische Normen umgesetzt werden, europäische technische Zulassungen, gemeinsame
technische SpezifikaƟonen, internaƟonale Normen und andere technische Bezugssysteme, die von euro-
päischen Normungsgremien erarbeitet wurden oder naƟonale Normen, naƟonale technische Zulassungen 
oder naƟonale technische SpezifikaƟonen für die Planung, Berechnung und Ausführung von Bauwerken 
und den Einsatz von Produkten, so werden gleichwerƟge Nachweise ebenso anerkannt.

5.1 Zusätzlich anzuwendende technische Vertragsbedingungen

5.1.1 Allgemeine Rundschreiben Straßenbau
 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 05/1999, Ergänzungen zu den Technischen Lieferbedin-

gungen für transportable Schutzeinrichtungen (TL-Transportable Schutzeinrichtungen 97)
 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 18/1999, Änderungen zu den „Zusätzlichen Technischen

Vertragsbedingungen und Richtlinien für Sicherungsarbeiten an Arbeitsstellen an Straßen (ZTV-SA
97)“, Abschnitt 6.11.1 der ZTV-SA wird durch die im ARS Nr. 18/1999 angegebene Fassung ersetzt

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 07/2004, Anwendung der Stoffpreisgleitklausel - Aus-
wirkungen der Unsicherheit auf dem Stahlpreismarkt

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 09/2011, Technische Liefer- und Prüfbedingungen für
vertikale Verkehrszeichen (TLP VZ), Zusätzliche technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für
vertikale Verkehrszeichen (ZTV VZ), Merkblatt für die Wahl der lichttechnischen Leistungsklasse von
vertikalen Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen (ML V)

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 04/2013, Vermeidung von Schäden an Fahrbahndecken
aus Beton in Folge von Alkali-Kieselsäure-Reaktion (AKR) mit Anlage „WS-Grund- und Bestätigungsprü-
fung zur Beurteilung der Eignung von groben Gesteinskörnungen für die Feuchtigkeitsklasse WS“

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 13/2015, Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen
und Richtlinien für Markierungen auf Straßen (ZTV M 13)

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 08/2016, Technische Lieferbedingungen für transpor-
table Schutzeinrichtungen (TL-Transportable Schutzeinrichtungen 97) - Streichung der planungsrele-
vanten Breite (Planungsbreite)

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 25/2016, „Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen
und Richtlinien für Markierungen auf Straßen (ZTV M 13)" hier: Änderungen, Ergänzungen, Erläuterung

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 17/2017, Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen
und Richtlinien für Erdarbeiten im Straßenbau, Ausgabe 2017 (ZTV E-StB 17)

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 15/2018, Merkblatt über Entwurfs- und Berechnungs-
grundlagen für Gründungen und Stahlpfosten von Lärmschutzwänden und Überflughilfen an Straßen
(M EBGS-Lsw)

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 17/2018, „Technische Prüfvorschrift für Ebenheitsmes-
sungen auf Fahrbahnoberflächen in Längs- und Querrichtung; Teil: Berührende Messungen (TP Eben –
Berührende Messungen)“, Ausgabe 2017

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 13/2020, Technische Prüfvorschriften für Griffigkeits-
messungen im Straßenbau; Teil: Seitenkraftmessverfahren (SKM), Ausgabe 2007 (TP Griff-StB 07
(SKM))

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 20/2021, Technische Prüfvorschriften für Griffigkeits-
messungen im Straßenbau; Teil: Messverfahren SRT, Ausgabe 2021 (TP Griff-StB (SRT))

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 04/2022, Technische Lieferbedingungen für Baustoffe
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und Baustoffgemische für Tragschichten mit hydraulischen Bindemitteln und Fahrbahndecken aus Be-
ton, Ausgabe 2007 (TL Beton-StB 07)

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 05/2022, Technische Lieferbedingungen für flüssige Be-
ton-Nachbehandlungsmittel, Ausgabe 2009 (TL NBM-StB 09)

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 02/2022, Grundsätze für die passiv sichere Aufstellung
von Verkehrszeichen

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 11/2024, Anpassung der Zusätzlichen Technische Ver-
tragsbedingungen und Richtlinien für Fugen in Verkehrsflächen, Ausgabe 2015 (ZTV Fug-StB 15)

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 22/2024, Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen
und Richtlinien für Markierungen auf Straßen (ZTV M 13); – Änderungen bei der Anerkennung von
Schulungsstellen

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 26/2024, Photovoltaik-Freiflächenanlagen entlang der
Bundesfernstraßen – Rahmenbedingungen zur Einschätzung des Gefährdungspotenzials nach den RPS
2009

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 04/2025, Technische Prüfvorschriften für Ebenheits-
messungen auf Fahrbahnoberflächen in Längs- und Querrichtung, Teil Berührungslose Messungen für
den Bauvertrag, Ausgabe 2025 (TP Eben - Berührungslose Messungen für den Bauvertrag)

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 05/2025, Stufenweise Anwendung der Technischen
Prüfvorschriften für Ebenheitsmessungen auf Fahrbahnoberflächen in Längs- und Querrichtung, Teil:
Berührungslose Messungen für den Bauvertrag, Ausgabe 2025 (TP Eben – Berührungslose Messungen
für den Bauvertrag)

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 07/2025, Akustische Wirkung neu errichteter Lärm-
schutzwände, vor Ort Messungen an neuen Lärmschutzwänden im Rahmen der Abnahme und vor Ab-
lauf der Gewährleistung

 Allgemeines Rundschreiben Straßenbau (ARS) 13/2025, Einsatz und Erprobung von temperaturabge-
senktem Asphalt bei der Herstellung von Verkehrsflächen

5.1.2 Technische Lieferbedingungen
 TL Gestein-StB 04/23 - Technische Lieferbedingungen für Gesteinskörnungen im Straßenbau, Ausgabe

2004/Fassung 2023
Bezugsquelle: FGSV

 TL Sbit-StB 15 - Technische Lieferbedingungen für SonderbindemiƩel und Zubereitungen auf Bitumen-
basis, Ausgabe 2015
Bezugsquelle: FGSV

 TL VBit-StB 22 - Technische Lieferbedingungen für gebrauchsferƟge Viskositätsveränderte Bitumen, 
Ausgabe 2022
Bezugsquelle: FGSV

 TL G SoB-StB 20/23 - Technische Lieferbedingungen für Baustoffgemische zur Herstellung von Schich-
ten ohne BindemiƩel, Teil: Güteüberwachung, Ausgabe 2020/Fassung 2023
Bezugsquelle: FGSV

 TL BuB E-StB 20/23 - Technische Lieferbedingungen für Bodenmaterialien und Baustoffe für den Erd-
bau im Straßenbau, Ausgabe 2020/Fassung 2023
Bezugsquelle: FGSV

 TL GaB-StB 16/23 - Technische Lieferbedingungen für Gabionen im Straßenbau, Ausgabe 2016/Fassung 
2023
Bezugsquelle: FGSV
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 TL G DSK-StB 15 - Technische Lieferbedingungen für die Bauliche Erhaltung von Verkehrsflächenbefes-
Ɵgungen, Teil: Güteüberwachung, Teil: Ausführung von Dünnen Asphaltdeckschichten in Kaltbau-
weise, Ausgabe 2015
Bezugsquelle: FGSV

 TL G OB-StB 15 - Technische Lieferbedingungen für die Bauliche Erhaltung von Verkehrsflächenbefes-
Ɵgungen, Teil: Güteüberwachung, Teil: Ausführung von Oberflächenbehandlungen, Ausgabe 2015
Bezugsquelle: FGSV

 TL G DSH-V-StB 15 - Technische Lieferbedingungen für die Bauliche Erhaltung von Verkehrsflächenbe-
fesƟgungen, Teil: Güteüberwachung, Teil: Ausführung von Dünnen Asphaltdeckschichten in Heißbau-
weise auf Versiegelung, Ausgabe 2015
Bezugsquelle: FGSV

 TL Beton-StB  07 - Technische Lieferbedingungen für Baustoffe und Baustoffgemische für Tragschichten
mit hydraulischen BindemiƩeln und Fahrbahndecken aus Beton, Ausgabe 2007 mit Änderungen und
Ergänzungen gemäß ARS Nr. 04/2013 (siehe 5.4) sowie den Änderungen und Erläuterungen gemäß
ARS Nr. 04/2022
Bezugsquelle: FGSV

 TL NBM-StB 09 - Technische Lieferbedingungen für flüssige Beton-NachbehandlungsmiƩel, mit Ände-
rungen und Ergänzungen gemäß ARS 05/2022
Bezugsquelle: FGSV

 TL Transportable Schutzeinrichtungen 97 - mit den Änderungen gemäß ARS 05/1999 und der Änderung 
gemäß ARS 08/2016 
Bezugsquelle: FGSV

 TL M 23 - Technische Lieferbedingungen für Markierungsmaterialien, Ausgabe 2023
Bezugsquelle: FGSV

 TL-SP 99 - Technische Lieferbedingungen für Stahlschutzplanken, Ausgabe 1999 mit Änderungen ge-
mäß AbschniƩ Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.
Bezugsquelle: FGSV

 TL Fug-StB24 - Technische Lieferbedingungen für Fugenfüllstoffe und Fugenfüllsysteme, Ausgabe 2024
Bezugsquelle: FGSV

 TL Bitumen-StB 25 - Technische Lieferbedingungen für Straßenbaubitumen und gebrauchsfertige Po-
lymermodifizierte Bitumen
Bezugsquelle: FGSV

5.1.3 Technische PrüfvorschriŌen
Technische PrüfvorschriŌen (TP), die in der Baubeschreibung und in den hier unter AbschniƩ 5.1 aufge-
führten Zusätzliche anzuwendenden technischen Vertragsbedingungen bzw. VorschriŌen (ZTV…) nicht 
mit einer besƟmmten Fassung aufgeführt sind, sind in der zum Eröffnungs- / Einreichungstermin gülƟgen 
Fassung maßgebend.
 Technische PrüfvorschriŌen für Griffigkeitsmessungen im Straßenbau, Teil Messverfahren SRT, Aus-

gabe 2021 (TP Griff-StB (SRT), mit ARS 20/2021
Bezugsquelle: FGSV bzw. VkBl-Verlag

 Technische PrüfvorschriŌen für Griffigkeitsmessungen im Straßenbau, Teil Messverfahren SKM, Aus-
gabe 2007 (TP Griff-StB (SKM), mit ARS 13/2020
Bezugsquelle: FGSV bzw. VkBl-Verlag

 Technische PrüfvorschriŌen für Ebenheitsmessungen auf Fahrbahnoberflächen in Längs- und Quer-
richtung, Teil: berührende Messungen, Ausgabe 2017 (TP Eben- berührende Messungen), mit ARS
17/2018
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Bezugsquelle: FGSV bzw. VkBl-Verlag
 Technische PrüfvorschriŌen für Ebenheitsmessungen auf Fahrbahnoberflächen in Längs- und Quer-

richtung, Teil: berührungslose Messungen, Ausgabe 2025 (TP Eben - Berührungslose Messungen), mit
ARS 04/2025
Bezugsquelle: FGSV bzw. VkBl-Verlag

 TP B-StB - Technische PrüfvorschriŌen für VerkehrsflächenbefesƟgungen – Betonbauweisen
Bezugsquelle: FGSV

5.1.4 Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen
 ZTV Verm – StB 01 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für die Bauvermes-

sung im Straßen- und Brückenbau, Ausgabe 2001
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV E-StB 17 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Erdarbeiten im Stra-
ßenbau, Ausgabe 2017
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV Ew-StB 14 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von Entwäs-
serungseinrichtungen im Straßenbau, Ausgabe 2014
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV La-StB 18 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für LandschaŌsbauarbei-
ten im Straßenbau, Ausgabe 2018
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV SoB-StB 20 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von Schich-
ten ohne BindemiƩel im Straßenbau, Ausgabe 2020
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV Asphalt-StB 07/13 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von
VerkehrsflächenbefesƟgungen aus Asphalt, Ausgabe 2007/Fassung 2013
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV BEA-StB 09/13 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für die Bauliche Er-
haltung von VerkehrsflächenbefesƟgungen – Asphaltbauweisen, Ausgabe 2009/Fassung 2013
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV Beton-StB 07 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von Trag-
schichten mit hydraulischen BindemiƩeln und Fahrbahndecken aus Beton, Ausgabe 2007
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV RDO Beton-StB 20 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von
Betondecken im Oberbau von Verkehrsflächen bei Anwendung der RDO Beton, Ausgabe 2020
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV BEB-StB 15 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für die bauliche Erhal-
tung von VerkehrsflächenbefesƟgungen – Betonbauweisen, Ausgabe 2015
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV Fug-StB 15 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Fugen in Verkehrs-
flächen, Ausgabe 2015, mit ARS 11/2024
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV Pflaster-StB 20 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien zur Herstellung von
Pflasterdecken, PlaƩenbelägen und Einfassungen, Ausgabe 2020
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV A-StB 12 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Aufgrabungen von
Verkehrsflächen, Ausgabe 2012
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Bezugsquelle: FGSV
 ZTV-ING - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Ingenieurbauten, Ausgabe

Oktober 2021
Bezugsquelle: BASt, VkBl-Verlag bzw. FGSV für die Teile 5-4, 6-1 bis 6-5, 8-2 und 9-3 der ZTV-ING

 ZTV-BEL-B, Teil 3 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für das Herstellen von
Brückenbelägen auf Beton (ZTV-BEL-B)
o ZTV-BEL-B 3/95 – Teil 3 Dichtungsschicht aus Flüssigkunststoff, Ausgabe 1995
o TL-BEL-B 3/95 – Technische Lieferbedingungen für Baustoffe zur Herstellung von Brückenbelägen

auf Beton mit Dichtungsschicht nach ZTV-BEL-B, Teil 3, Ausgabe 1995
o TP-BEL-B 3/95 – Technische PrüfvorschriŌen für Baustoffe zur Herstellung von Brückenbelägen 

auf Beton mit Dichtungsschicht nach ZTV-BEL-B, Teil 3, Ausgabe 1995
o TL-BEL-EP – Technische Lieferbedingungen für ReakƟonsharze für Grundierungen, Versiegelungen 

und Kratzspachtelungen unter Asphaltbelägen auf Beton, Ausgabe 1999
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV-Lsw 22 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für die Ausführung von
Lärmschutzwänden an Straßen, Ausgabe 2022
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV VZ 2011 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für verƟkale Verkehrszei-
chen, Ausgabe 2011, unter BerücksichƟgung des ARS 09/2011 in Verbindung mi dem ARS 02/2022
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV M 13 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Markierungen auf Straßen,
Ausgabe 2013, in Verbindung mit dem ARS 13/2015 und dem ARS 25/2016 sowie dem ARS 22/2024
Bezugsquelle: FGSV

 ZTV-SA 97 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Sicherungsarbeiten an Ar-
beitsstellen an Straßen, Ausgabe 1997, in Verbindung mit dem ARS 18/1999 und dem ARS 07/2004
Bezugsquelle: FGSV und VkBl-Verlag

 ZTV FRS 13/17 - Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Fahrzeug-Rückhalte-
systeme, Ausgabe 2013, Fassung 2017
Bezugsquelle: FGSV

5.1.5 weitere technische Regelwerke
 TK FRS 2020 - Technische Kriterien für Fahrzeug-Rückhaltesysteme Stand 2020

Bezugsquelle: FGSV
 M EBGS-LSW - MerkblaƩ über Entwurfs- und Berechnungsgrundlagen für Gründungen und Stahlpfos-

ten von Lärmschutzwänden und Überflughilfen an Straßen, Ausgabe 2018, in Verbindung mit dem ARS
15/2018
Bezugsquelle: FGSV

 VGVF BSW O 2013
„Anforderungen an den Nachweis der Leistungsfähigkeit von Betonschutzwänden in Ortbetonbau-
weise – Vergleichsverfahren BSW Ortbeton (VGVF BSW O 2013“ in Verbindung mit dem ARS Nr. 
18/2013)
Bezugsquelle: www.bast.de

Verzeichnis der Bezugsquellen:
- FGSV: FGSV-Verlag GmbH

Wesselinger Straße 17
50999 Köln
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- BASt: Bundesanstalt für Straßenwesen
Brüderstraße 53
51427 Bergisch Gladbach

- VkBl-Verlag: VerkehrsblaƩ-Verlag Borgmann GmbH & Co. KG
Schleefstraße 14
44287 Dortmund

5.2 Ergänzungen zu den Technischen Lieferbedingungen
5.2.1 Ergänzungen zu den TL Asphalt 07/13
Zu AbschniƩ 2.2 BindemiƩel 
Bei Verwendung von Viskositätsveränderten Bitumen müssen diese den „Technischen Lieferbedingungen
für gebrauchsferƟge Viskositätsveränderte Bitumen“ (TL VBit-StB) entsprechen.

Zu AbschniƩ 2.3 Zusätze
Produkte zur Temperaturabsenkung aus
 der „Erfahrungssammlung über die Verwendung von FerƟgprodukten und Zusätzen zur Temperatur-

absenkung von Asphalt“ der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt): („Erfahrungssammlung TA“,
hƩps://www.bast.de) in der aktuell gülƟgen Fassung, sind ohne weitere Einsatz-Nachweise für eine
Verwendung zugelassen.

Diese Produkte sind in der Erstprüfung durch konkreten Verweis auf den Listeneintrag bei der BASt aus-
zuweisen.

Zu AbschniƩ 3 „Anforderungen an Asphaltmischgut“
Die in den Tabellen 4 bis 8 der TL Asphalt-StB 07/13 aufgeführten BindemiƩelarten und -sorten der
TL Bitumen-StB gelten nicht. StaƩdessen ist die Anlage zu dem ARS Nr. 13/2025 des BMV zu beachten.
Im Vorgriff auf das künŌige Asphaltregelwerk gelten die resulƟerenden BindemiƩelarten und -sorten in
Abhängigkeit von der zu erwartenden Beanspruchung und vom Anwendungsfall eines der in der Tabelle
1 der Anlage „Einsatz und Erprobung von temperaturabgesenktem Asphalt bei der Herstellung von Ver-
kehrsflächen“ zu dem ARS Nr. 13/2025 des BMV in eckigen Klammern zusammengeführten Bitumenpaa-
res (z.B. [30/45 // 35/50 VL]). Als Bitumenpaar werden Bitumen nach den TL Bitumen-StB und nach den
TL VBit-StB verstanden, deren Verwendung zu einem technisch gleichwerƟgen Asphaltmischgut führen.
Die aufgeführten resulƟerenden BindemiƩelarten und -sorten sind durch den Kennwert Äqui-Schermo-
dultemperatur gekennzeichnet. Hierbei sind auch zugegebenes Asphaltgranulat und/oder zugegebene
Zusätze berücksichƟgt.

Zu AbschniƩ 3.1.1 „Verwendung von Asphaltgranulat“
Der driƩe und die folgenden Absätze werden durch die nachfolgenden ersetzt.
Bei der Verwendung von Asphaltgranulat ist eine für den Einsatzbereich ausreichende Gleichmäßigkeit
erforderlich. Die Gleichmäßigkeit ist mit Hilfe der Spannweite von Merkmalen besƟmmter Kornanteile 
sowie des BindemiƩelgehaltes und der Äqui-Schermodultemperatur des BindemiƩels zu beurteilen.
Bei Verwendung von Asphaltgranulat ist für die Berechnung der Äqui-Schermodultemperatur
Tmix(G*=15kPa) folgende Gleichung anzuwenden:
Tmix(G*=15kPa) = a·*·T1(G*=15kPa) + b * T2(G*=15kPa)
Dabei sind:
Tmix(G*=15kPa) berechnete resulƟerende Äqui-Schermodultemperatur des BindemiƩels im Asphaltmisch-
gut,
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T1(G*=15kPa) Äqui-Schermodultemperatur des aus dem Asphaltgranulat rückgewonnenen BindemiƩels,
T2(G*=15kPa) miƩlerer Wert der Äqui-Schermodultemperatur der Sortenspanne des vorgesehenen Bi-
tumens nach den TL Bitumen-StB,
a und b Massenanteile des BindemiƩels aus dem Asphaltgranulat (a) und des vorgesehenen Bitumens (b) 
mit a + b = 1.
Bei mehr als einem eingesetzten Asphaltgranulat ergibt sich T1(G*=15kPa) als gewichtetes MiƩel der je-
weiligen Äqui-Schermodultemperaturen im Verhältnis der Massenanteile der jeweiligen BindemiƩel der 
eingesetzten Asphaltgranulate.
Bei Verwendung von Bitumen nach den TL VBit-StB oder bei Zugabe eines viskositätsverändernden, orga-
nischen Zusatzes im Asphaltmischwerk sowie bei 45/80-65 A und 65/105-70 A ist die Äqui-Schermodul-
temperatur TRück(G*=15kPa) und der Phasenwinkel δRück(G*=15kPa) des Gemisches durch Rückgewin-
nung experimentell im Labor zu besƟmmen. 
Dabei sind TRück(G*=15kPa) und δRück(G*=15kPa) die am rückgewonnenen BindemiƩel experimentell im 
Labor besƟmmte resulƟerende Äqui-Schermodultemperatur bzw. der entsprechende resulƟerende Pha-
senwinkel des BindemiƩels im Asphaltmischgut. Bei der Zugabe von Asphaltgranulat und/oder Zusätzen
und/oder Naturasphalt muss Tmix(G*=15kPa) bzw. TRück(G*=15kPa) des resulƟerenden BindemiƩels inner-
halb der Sortenspanne des geforderten Bitumens nach den TL Bitumen-StB oder den TL VBit-StB liegen.
Hierzu kann entweder
 ein Bitumen mit derselben SpezifikaƟon wie das geforderte resulƟerende BindemiƩel oder
 ein Bitumen, das höchstens eine Sorte weicher ist als das geforderte resulƟerende BindemiƩel ver-

wendet werden.
Ein weicheres Straßenbaubitumen als [70/100 // 50/80 VL] – mit Ausnahme von 160/220 bei Asphaltbe-
ton für AsphalƩragschichten und für AsphalƩragdeckschichten sowie Asphaltmischgutarten unter Beton-
decken – oder ein weicheres Polymermodifiziertes Bitumen als [45/80-50 A // PmB 45/80 VL] darf nicht 
verwendet werden.
Bei Asphaltbeton für AsphalƩragschichten oder für AsphalƩragdeckschichten kann entweder ein Bitumen 
mit derselben SpezifikaƟon wie das geforderte resulƟerende BindemiƩel oder ein Bitumen, das höchstens 
zwei Sorten weicher ist als das geforderte resulƟerende BindemiƩel, verwendet werden.

Zu AbschniƩ 4.1.3 Prüfungen im Rahmen der Erstprüfung
Unter Verwendung des ausgewählten gebrauchsferƟgen Viskositätsveränderten Bitumens oder Zusatzes 
nach der Erfahrungssammlung TA der BASt oder des aufgeschäumten BindemiƩels sind erweiterte Erst-
prüfungen am BindemiƩel und Asphaltmischgut durchzuführen. Die erweiterten Erstprüfungen und die
Ergebnisse der nachfolgend aufgeführten Prüfungen werden dem AuŌraggeber als Anlage zum Eignungs-
nachweis informaƟv zur Verfügung gestellt:
Bei Verwendung eines gebrauchsferƟg Viskositätsveränderten Bitumens nach den TL VBit-StB und bei
Verwendung von viskositätsverändernden organischen Zusätzen:
 Äqui-Schermodultemperatur T (G* = 15 kPa) in °C und zugehöriger Phasenwinkel in ° des rückgewon-

nenen resulƟerenden BindemiƩels nach den TP Bitumen-StB, Teil 3 (BTSV)
 Phasenübergangstemperatur des rückgewonnenen resulƟerenden BindemiƩels miƩels Dynamischem 

Scherrheometer nach den TP Bitumen-StB, Teil 5 (konstante Scherrate)
 Prüfungen am Asphaltmischgut:

Tabelle 9: Erweiterte Erstprüfungen

Prüfung
Asphalt-

deckschichten
aus SMA, AC

Asphalt-
binderschichten aus

AC B S, AC B S SG,
SMA B S

Asphalt-
tragschichten

aus AC T S
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Einaxialer Druck-Schwellversuch zur
BesƟmmung des Verformungsver-
haltens nach den TP Asphalt-StB,
Teil 25 B 1

X1) X -

Angabe zum TieŌemperatur- verhal-
ten nach den TP Asphalt, Teil 46 A 
(Abkühlversuch TSRST)

X X -

Verformungsverhalten des einge-
setzten resulƟerenden BindemiƩels 
nach TP Bitumen-StB, Teil 3 am lang-
zeitgealterten (PAV) modifizierten
BindemiƩel

X X X

1) nicht für Asphaltdeckschichten aus AC D DSH-V
 Verdichtungstemperatur des Marshallprobekörpers
Bei Verwendung von oberflächenakƟven oder mineralischen Zusätzen oder bei Verwendung der 
Schaumbitumentechnologie:
 Äqui-Schermodultemperatur T (G* = 15 kPa) in °C des resulƟerenden BindemiƩels (rechnerisch ermit-

telt analog zur bisherigen Vorgehensweise zur BesƟmmung des rechnerischen resulƟerenden Erwei-
chungspunkt Ring und Kugel nach den TL Asphalt-StB)

 Prüfungen am Asphaltmischgut:
Tabelle 10:

Prüfung Asphalt
deckschichten
aus SMA, AC

Asphalt
binderschichten aus

AC B S, AC B S SG,
SMA B S

AsphalƩrag-
schichten aus

AC T S

Einaxialer Druck-Schwell-versuch zur
BesƟmmung des Verformungsver-
haltens nach den TP Asphalt-StB,
Teil 25 B 1

X1) X -

Angabe zum TieŌemperatur- verhal-
ten nach den TP Asphalt, Teil 46 A 
(Abkühlversuch TSRST)

X X -

1) nicht für Asphaltdeckschichten aus AC D DSH-V

Zu AbschniƩ 4.1.4 Erstprüfungsbericht
Im Erstprüfungsbericht sind folgende zusätzliche Angaben erforderlich:
 Angabe zum Verfahren der Temperaturabsenkung
 Art und Sorte des frisch zugegebenen Bitumens
 Verdichtungstemperatur des Marshallprobekörpers
 Ergebnisse der zusätzlichen Prüfungen nach AbschniƩ 4.1.3
 Bei Verwendung eines gebrauchsferƟg Viskositätsveränderten Bitumens nach TL VBit-StB:

o Art und Sorte des resulƟerenden BindemiƩels
 Bei Verwendung von viskositätsverändernden organischen Zusätzen:

o Hersteller, Typ, Produktbezeichnung
o Art und Sorte des resulƟerenden BindemiƩels
o Menge in M.-% bezogen auf den BindemiƩelgehalt

 Bei Verwendung von oberflächenakƟven oder mineralischen Zusätzen:
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o Hersteller, Produktbezeichnung,
o Art und Sorte des resulƟerenden BindemiƩels,
o Menge in M.-% bezogen auf den BindemiƩelgehalt

 Bei Verwendung der Schaumbitumentechnologie:
o Art und Sorte des resulƟerenden BindemiƩels

5.3 Ergänzungen zu den Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen
5.3.1 Ergänzungen zur ZTV E-StB 17
Zu AbschniƩ 1.4 (Baustoffe)
Wenn der Einbau von Boden mit Fremdbestandteilen nach AbschniƩ 1.4.4 zulässig ist, gelten hierfür die 
Regelungen gemäß AbschniƩ 2.3 der TL BuB E-StB 20/23 analog.
Zu AbschniƩ 1.6.4 (Eigenüberwachungsprüfungen)
Die geplante Durchführung der Eigenüberwachungsprüfung zum Nachweis der erzielten Verdichtung je-
der eingebauten Lage des Untergrunds/Unterbaus bzw. des Verformungsmoduls auf dem Planum ist dem
AuŌraggeber rechtzeiƟg vor der Durchführung der Versuche (mindestens 24 Stunden vor Durchführung) 
bekannt zu geben.
Die Versuche muss ein in den Untersuchungsmethoden der Bodenmechanik geschulter Techniker oder
ein Baustoffprüfer (Fachrichtung Geotechnik) des AuŌragnehmers durchführen.
Die Ergebnisse der Eigenüberwachungsprüfungen sind dem AuŌraggeber durch den AuŌragnehmer wö-
chentlich vorzulegen.
Die DokumentaƟon und die Vorlage der Eigenüberwachungsprüfungen erfolgt nach der "Anlage Verdich-
tungs- und Tragfähigkeitswerte".
Zu AbschniƩ 1.9 (Abrechnung)
Bodenaustauschmaterial
Bei einer Abrechnung von Bodenaustauschmaterial nach Einbauprofilen in m³ wird ein eventuell entste-
hender Mehrverbrauch durch Eindrücken des Bodenaustauschmaterials in den Untergrund nicht berück-
sichƟgt.
Verfüllen, Hinterfüllen, ÜberschüƩen
Sofern in der Leistungsbeschreibung nichts anderes festgelegt ist, gilt:
Das Hinterfüllen und ÜberschüƩen von Bauwerken und Rohrleitungen wird nicht als eine gesonderte Teil-
leistung vergütet; die Massen werden als AuŌragsmassen mit aufgemessen.
Rohrleitungen
Für Rohrleitungen in Dämmen mit einer RohrgrabenƟefe unter dem Planum bis zu 1,25 m gilt: Der Erd-
körper ist bis zur Höhe des Planums vor dem Verlegen der Rohrleitung herzustellen. Als AbrechnungsƟefe 
für den Rohrgrabenaushub gilt die tatsächliche AushubƟefe von Oberkante Erdplanum bis zur Rohrgra-
bensohle.
Für Rohrleitungen in Dämmen mit einer RohrgrabenƟefe unter dem Planum von mehr als 1,25 m gilt: Der
BodenauŌrag ist im Leitungsbereich vor der Rohrverlegung zunächst bis mindestens 0,30 m über den spä-
teren Rohrscheitel durchzuführen. Als AbrechnungsƟefe des Rohrgrabens gilt der Abstand von Rohrgra-
bensohle bis max. 0,30 m über dem Rohrscheitel. Wird ein anderes Arbeitsverfahren gewählt, wird ein
damit verbundener Mehraufwand (z.B. Böschungen, Grabenverbau) nicht gesondert vergütet.
Zu AbschniƩ 1.9.3
Messungen zur Setzung des Untergrundes sind dem AuŌraggeber rechtzeiƟg (mindestens 24 Stunden vor 
Durchführung) bekannt zu geben.
Zu AbschniƩ 3.2 (Bodenmaterial und Baustoffe nach den TL BuB E-StB 20/23)
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Für den Nachweis der Eignung der Materialien sind die Ergebnisse der Güteüberwachung (Prüfzeugnisse
der Fremdüberwachung) heranzuziehen. Maßgebend ist das letzte Prüfzeugnis bzw. sind die letzten Prüf-
zeugnisse der Fremdüberwachung, welche(s) die Ergebnisse aller maßgebenden bautechnischen und was-
serwirtschaŌlichen Prüfparameter enthalten müssen/muss. 
Stahlwerkschlacken müssen die Anforderungen an die Volumenzunahme der Kategorie 1 gemäß Tabelle 
4 der TL BuB E-StB 20/23 erfüllen.
Zu AbschniƩ 4.1 (Lösen und Laden)
Folgende Toleranzen werden vereinbart:

EinschniƩsböschungen Bereich des Planums
Fels: ± 5 cm ± 2 cm
Boden: + 15 cm; - 30 cm + 3 cm; - 15 cm

Diese Werte gelten für alle Boden- und Felsverhältnisse, bei denen keine besonderen Sicherungsmaßnah-
men und keine Felsgestaltungen/-profilierungen (z.B. Herausarbeiten von Felsvorsprüngen) erforderlich
werden.
Mit der Abfuhr gelöster, einbaufähiger Massen darf vom AuŌragnehmer erst begonnen werden, wenn 
sichergestellt ist, dass im Zuge der Baumaßnahme ausreichend einbaufähige Massen zur Widerverwen-
dung im Baufeld vorhanden sind.
Zu AbschniƩ 4.3 (Einbau und Verdichten)
Folgende Toleranzen werden im Endzustand vereinbart:

Dämme: Böschungen: ± 5 cm
Zu AbschniƩ 4.3.1 (Ausführung)
Bei Vereinbarung der Methode M3 nach AbschniƩ 14.2.4 der ZTV E-StB 17 darf der Einbau von Boden erst 
erfolgen, wenn die Eignungsprüfung, die Ergebnisse der Probeverdichtung und die Arbeitsanweisung vor-
liegen und vom AG freigegeben wurden.
Zu AbschniƩ 4.3.2 (Anforderungen an das Verdichten)
Beim Einbau von wasserempfindlichem, gemischt- und feinkörnigem Boden, der nicht verfesƟgt oder qua-
lifiziert verbessert wird, gilt die Anforderung an das 10%-HöchstquanƟl für den LuŌporenanteil na von
8 Vol.-%.
Beim Einbau von veränderlich festen Gesteinen gilt die Anforderung an das 10%-HöchstquanƟl für den 
LuŌporenanteil na von 6 Vol.-%.
Zu AbschniƩ 4.4.5
Die Querneigung des Planums muss bei wasserempfindlichen (bindigen) Böden und Baustoffen mindes-
tens 4% betragen, nach einer Bodenbehandlung mit BindemiƩel (BodenverfesƟgung, qualifizierte Boden-
verbesserung) muss die Querneigung des Planums mindestens 2,5% betragen.
Zu AbschniƩ 9.4.2
Die Verwendung von Anbauverdichtern sind nur ab dem Bereich 3 m über Rohrscheitel zulässig.
Zu AbschniƩ 10 (Hinterfüllen und ÜberschüƩen von Bauwerken)
Es gilt die Richtzeichnung Was 7.
Zu AbschniƩ 11.1 (Grundsätze)
Die geplante Kronenhöhe ist unter BerücksichƟgung der zu erwartenden Setzungen einzuhalten.
Zu AbschniƩ 12.4.2.2 (BindemiƩelmenge bei Baukalken)
BodenverfesƟgungen ausschließlich mit Kalk sind nicht zugelassen.
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5.3.2 Ergänzungen zur ZTV SoB-StB 20

5.3.3 Ergänzungen zu den ZTV Asphalt-StB 07/13
zu AbschniƩ 1.3 - Baugrundsätze
Die ausgeschriebenen resulƟerenden BindemiƩelarten und –sorten sind durch den Kennwert Äqui-Scher-
modultemperatur gekennzeichnet. Hierbei sind auch das ggf. zugegebene Asphaltgranulat und/oder Na-
turasphalt und/oder zugegebene Zusätze zu berücksichƟgen. Weitere Merkmale oder EigenschaŌen nach 
den TL Bitumen-StB 25 bzw. den TL VBit-StB sind über die Bezeichnung resulƟerende BindemiƩelarten 
und –sorten nicht abgedeckt. Die Prüfung der Anforderungen an das rückgewonnene BindemiƩel erfolgt 
damit nicht mehr durch Prüfung des Erweichungspunkts Ring und Kugel, sondern durch die BesƟmmung 
der Äqui-Schermodultemperatur.
Die ErmiƩlung der Äqui-Schermodultemperatur am resulƟerenden und rückgewonnenen BindemiƩel ist 
nach den „TP Bitumen StB-25 Teil 3: Prüfung im Dynamischen Scherrheometer (DSR) – Bitumen-Typisie-
rungs-Schnellverfahren (BTSV)“ durchzuführen.
Wenn die AsphalƩragschicht einlagig ausgeschrieben ist, wird bei einem zweilagigen Einbau ein ggf. er-
forderliches Reinigen der Oberfläche der ersten Lage und/oder ein Ansprühen vor dem Einbau der zweiten
Lage nicht gesondert vergütet.
zu AbschniƩ 2.1 - Gesteinskörnungen
Feine und grobe Gesteinskörnungen aus Kalkstein sind in Deckschichten und als Abstreumaterial für Fahr-
bahnen (außer Rad- und Gehwege) nicht zugelassen.
Hiervon ausgenommen sind feine und grobe Gesteinskörnungen aus Alpiner Moräne.
Feine Gesteinskörnungen aus Grauwacke mit einem Gehalt an Feinanteilen > 12,0 M.-% sind in Deck- und
Binderschichten nicht zugelassen.
Für Deckschichten und Asphaltbinderschichten ist Kalksteinfüller zu verwenden.
Abstreumaterial für Gussasphalt muss der Kategorie FI15 (Anforderung an die Plaƫgkeitskennzahl) ent-
sprechen. Die Prüfung der Lieferkörnung erfolgt nach den TP Gestein-StB, Teil 4.3.3. Die Lieferkörnungen 
2/3 und 2/4 dürfen, abweichend von Tabelle 3 der ZTV Asphalt-StB 07/13, einen Unterkornanteil
≤ 5,0 M.-% enthalten. Das Abstreumaterial muss trocken und streufähig sowohl auf der Baustelle angelie-
fert als auch bis zur Übergabe in die Einbaubohle vorgehalten werden.
Gesteinskörnungen für Asphaltbinder AC 16 B S für VerkehrsflächenbefesƟgungen der Belastungsklasse 
Bk3,2 müssen in Bezug auf den Widerstand gegen Zertrümmerung der Kategorie SZ18 bzw. der Kategorie
LA20 entsprechen.
zu AbschniƩ 2.3.1 – Asphaltmischgut Allgemeines
Abweichend zu Tabelle 4 der TL Asphalt-StB 07/13 gilt folgendes:

AC 22 T S: Für den Siedurchgang bei 16 mm gilt ein Maximalwert von 85 M.-%.
Mindest-BindemiƩegehalt:

o AC 32 / 22 T S: Bmin 4,1

o AC 16 T S: Bmin 4,3

AC 32 / 22 / 16 T S:
- Minimaler Hohlraumgehalt MPK: Vmin 4,0

- Maximaler Hohlraumgehalt MPK: Vmax 6,0

Bei der Verwendung von sauren Gesteinen (z.B. Grauwacke, Quarzit) in Verbindung mit Straßenbaubitu-
men ist bei Asphaltbinderschichten und Deckschichten aus Walzasphalt 1,5 M.-% Kalkhydrat als HaŌver-
besserer zuzugeben. Bei der Verwendung von polymermodifiziertem Bitumen in Verbindung mit sauren
Gesteinen ist ein HaŌverbesserer nicht erforderlich. Für Asphaltdeckschichten aus Offenporigem Asphalt 
und SpliƩmasƟxasphalt LA (SMA LA) gilt hiervon abweichend, dass grundsätzlich bei der Verwendung von 
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sauren Gesteinen bzw. Gesteinskörnungen mit quarziƟschen Bestandteilen gebrauchsferƟge BindemiƩel 
mit werksseiƟg zugegebenen HaŌverbesserern einzusetzen sind. Kalkhydrat ist für den Einsatz in Asphalt-
deckschichten aus Offenporigem Asphalt ausgeschlossen.
zu AbschniƩ 2.3.2 - Asphaltmischgut - Eignungsnachweis
Der AuŌragnehmer muss an Asphaltmischgut für Deck- und Asphaltbinderschichten für Straßen der Be-
lastungsklassen Bk100 bis Bk3,2 die im AbschniƩ 3.12.1 angegebenen weitergehende Untersuchungen
und Anforderungen beachten und im Eignungsnachweis angeben.
Zu AbschniƩ 2.3.4 „Transport von Asphaltmischgut“
Temperaturgrenzwerte und Transport von Asphaltmischgut:
Ergänzend zu den ZTV Asphalt-StB 07/13, AbschniƩ 2.3.4 sind folgende Anforderungen zu erfüllen. Die 
Tabelle 5 der ZTV Asphalt-StB 07/13 enƞällt und wird wie folgt ersetzt:
Der Transport erfolgt in thermoisolierten Transportmulden (mit Thermoisolierung der SƟrn- und Seiten-
flächen sowie des Muldenbodens bei einem Wärmedurchgangswiderstand R ≥ 1,65 m²K/W bei 20°C) mit 
einer Abdeckvorrichtung oder in geschlossenen Thermobehältern.
Gussasphalt ist in fahrbaren Rührwerkskesseln ständig zu rühren. Es sind nur Rührwerkskessel mit einem
fernbedienbaren Auslass zu verwenden.
Die Temperatur des Asphaltmischgutes muss folgende Grenzwerte einhalten:
 Asphaltmischgut für AsphalƩragschichten, AsphalƩragdeckschichten und Asphaltbinderschichten 

und Asphaltausgleichsschichten: 130 °C bis 150 °C
 Asphaltmischgut für Asphaltdeckschichten und Asphaltzwischenschichten aus Walzasphalt: 140 °C 

bis 155 °C (bei Schichtdicken < 3,0 cm bis 165 °C, ausgenommen Kompakte AsphaltbefesƟgungen)
 Gussasphalt: 200 °C bis 230 °C.
Beim Walzasphalt gilt die Temperaturspanne beim Abkippen vom LKW in den Kübel des StraßenferƟgers 
bzw. des Beschickers. Beim Gussasphalt gilt die Temperaturspanne beim Verlassen des Rührwerkskessels.
Bei der Herstellung des Asphaltmischgutes für Walzasphalte dürfen die oberen Grenzwerte um bis zu 5 K
überschriƩen werden, um ggf. auŌretende Temperaturverluste bis zum Einbau zu berücksichƟgen.
zu AbschniƩ 3.1 – Ausführung – Allgemeines
Deckschichten sind grundsätzlich mit gestaffelt fahrenden FerƟgern heiß an heiß oder mit einem FerƟger 
in ganzer Fahrbahnbreite einzubauen. Ist dies nicht möglich, sind die Arbeitsnähte unmiƩelbar neben der 
späteren Längsmarkierung herzustellen.
Für AsphalƩragschichten aus AC 16 T S / N / L gilt (unabhängig von der Art der Unterlage) die Anforderung 
an den Verdichtungsgrad der ferƟgen Schicht ≥ 98 %.
zu AbschniƩ 3.4.3 – Herstellen von AsphalƩragschichten – Baustoffgemische
Der 1. Absatz von AbschniƩ 3.4.3 gilt nicht für AsphalƩragschichtmischgut, das als Unterlage für eine Be-
tonfahrbahndecke dient.
zu AbschniƩ 3.4.4 – Herstellen von AsphalƩragschichten – SchichteigenschaŌen
Für AsphalƩragschichten aus AC 16 T S / N / L gilt (unabhängig von der Art der Unterlage) die Anforderung 
an den Verdichtungsgrad der ferƟgen Schicht ≥ 98 %.
Für den Hohlraumgehalt der ferƟgen Schicht von AsphalƩragschichten aus AC 32 / 22 / 16 T S gilt die 
Anforderung ≤ 8,0 Vol.-%.
zu AbschniƩ 3.9.1 – Herstellen von Asphaltdeckschichten aus Gussasphalt – Allgemeines
Die Herstellung von Asphaltdeckschichten aus Gussasphalt darf nur auf einer vollständig trockenen Un-
terlage erfolgen. Die Oberflächentemperatur der trockenen Unterlage muss mindestens 3 K über der Tau-
punkƩemperatur der umgebenden LuŌ liegen.
Die Herstellung erfolgt grundsätzlich – mit Ausnahme von Kleinflächen/Flickstellen, z.B. im Rahmen von
Jahresverträgen – maschinell. Dies gilt auch für Vorlegestreifen und Rinnen. Hierbei sind nur Einbaugeräte
zu verwenden die über eine automaƟsche Nivelliereinrichtung verfügen.
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zu AbschniƩ 3.9.5 – Herstellen von Asphaltdeckschichten aus Gussasphalt – Bearbeiten der Oberfläche
Die Temperatur des Abstreumaterials für das Verfahren A muss zum Zeitpunkt der Verarbeitung mindes-
tens 120 °C, die für das Verfahren B mindestens 150 °C betragen.
Das Abstreumaterial für die Verfahren A und B muss am Tag des Einbaues bis zum Zeitpunkt der Übergabe
in die Einbaubohle in thermoisolierten Fahrzeugen auf der Baustelle vorgehalten werden.
Bei der Herstellung einer gewalzten Oberflächenstruktur (Verfahren A) ist sicherzustellen, dass die Gum-
miradwalzen bis auf wenige Meter an den SpliƩstreuer heranfahren.
GlaƩmantelwalzen sind bei einer MindesƩemperatur von 100 °C der eingebauten Schicht einzusetzen.
zu AbschniƩ 3.10.1 – Herstellen von Asphaltdeckschichten aus Offenporigem Asphalt – Allgemeines
Die vollständige Auflösung bzw. Homogenisierung der stabilisierenden Zusätze ist von besonderer Bedeu-
tung. Im Rahmen der Kontrollprüfungen wird dieses augenscheinlich überprüŌ.
zu AbschniƩ 3.10.4 – Herstellen von Asphaltdeckschichten aus Offenporigem Asphalt – Baustoffgemische
Gesteinskörnungen
 Eigenfüller darf nicht zugegeben werden.
 Lieferkörnung 5/8

o Der Unterkornanteil der Lieferkörnung 5/8 darf höchstens 8 M.-% betragen.
 Stahlwerksschlacken sind von der Verwendung ausgeschlossen.
Zu AbschniƩ 4.1. „Grenzwerte und Toleranzen – Asphaltmischgut“
Die Äqui-Schermodultemperatur T(G*=15 kPa) des aus dem Asphaltmischgut rückgewonnenen Bindemit-
tels darf die in der nachfolgenden Tabelle 11 angegebenen unteren Grenzwerte nicht unterschreiten und
die oberen Grenzwerte nicht überschreiten.
Tabelle 11: Grenzwerte für Äqui-Schermodultemperatur T(G*=15kPa) bei 1,59 Hz des aus dem Asphalt-
mischgut rückgewonnenen BindemiƩels

Straßenbaubitumen Polymermodifiziertes Bitumen

Sorte
unterer Grenz-

wert in
°C

oberer Grenz-
wert in

°C
Sorte

unterer
Grenzwert in

°C

oberer Grenz-
wert in

°C
70/100 43 59 45/80-50 A 44 64
50/70 46 62 25/55-55 A 48 70
30/45 52 68 10/40-65 A 56 76
20/30 55 71 45/80-65 A 48 66

65/105-70 A 43 61

Diese Grenzwerte gelten sowohl für die sortenreine Verwendung von Straßenbaubitumen oder Polymer-
modifizierten Bitumen nach den TL Bitumen-StB als auch bei der Mitverwendung von Asphaltgranulat. Bei
Einhaltung der Grenzwerte ist der Erweichungspunkt Ring und Kugel nicht maßgeblich. Eine Unter- oder
Überschreitung der Grenzwerte nach Tabelle 3 stellt keinen Mangel dar, wenn die in der nachfolgenden 
Tabelle 4 (Nummerierung?)  aufgeführten Grenzwerte für den Erweichungspunkt Ring und Kugel einge-
halten werden.
Die Tabelle 16 der ZTV Asphalt-StB 07/13 wird durch folgende Tabelle 12 ersetzt:
Tabelle 12: Grenzwerte für den Erweichungspunkt Ring und Kugel des aus dem Asphaltmischgut rückge-
wonnenen BindemiƩels

Straßenbaubitumen Polymermodifiziertes Bitumen
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Sorte
unterer

Grenzwert in
°C

oberer Grenz-
wert in

°C
Sorte

unterer
Grenzwert in

°C

oberer Grenz-
wert in

°C
70/100 43 59 45/80-50 A 48 66
50/70 46 62 25/55-55 A 53 71
30/45 52 68 10/40-65 A 63 81
20/30 55 71 45/80-65 A *)

65/105-70 A *)
*) bezogen auf den Wert des Eignungsnachweises ± 8 K
Bei Verwendung von Bitumen nach den TL VBit-StB oder bei Verwendung von viskositätsverändernden,
organischen Zusätzen darf die Äqui-Schermodultemperatur T(G*=15 kPa) des rückgewonnenen Bindemit-
tels die im Eignungsnachweis angegebene Äqui-Schermodultemperatur T(G*=15 kPa) um nicht mehr als 
8 K über- oder unterschreiten.
Bei Verwendung von Bitumen nach den TL VBit-StB oder von viskositätsverändernden, organischen Zu-
sätzen werden keine Anforderungen an die elasƟsche Rückstellung des rückgewonnenen BindemiƩels ge-
stellt.
zu AbschniƩ 4.2.5 – Grenzwerte und Toleranzen – Asphaltschichten – Ebenheit
Wenn für den Einbau der Deckschicht ein Beschicker gefordert ist und auch die darunter liegende Asphalt-
binderschicht erneuert bzw. hergestellt wird, gilt für die Unebenheit innerhalb einer 4 m langen Mess-
strecke abweichend von Tabelle 25 der ZTV Asphalt-StB 07/13 für Asphaltdeckschichten aus 
AC D und SMA der Grenzwert ≤ 3 mm.
zu AbschniƩ 5.2 – Eigenüberwachungsprüfungen
Die Protokolle aller Eigenüberwachungsprüfungen im Zuge des Einbaus von Asphaltdeckschichtmischgut
sind dem AuŌraggeber innerhalb von 7 Arbeitstagen nach Einbau vorzulegen.
Für den folgenden erweiterten Mess- und DokumentaƟonsumfang ist eine gesonderte Ordnungsziffer im 
Leistungsverzeichnis vorhanden.
Beim Einbau des temperaturabgesenkten Asphaltes sind während des gesamten Einbauzeitraums durch
den AuŌragnehmer im Rahmen der Eigenüberwachung folgende Messungen durchzuführen und zu do-
kumenƟeren: 
 WeƩer (mindestens stündlich),
 LuŌtemperatur (Messung in 2 Metern Höhe und Temperatur der Unterlage); mindestens stündlich,
 Windgeschwindigkeit und -richtung (mindestens stündlich oder konƟnuierlich),
 RelaƟve LuŌfeuchte (mindestens stündlich oder konƟnuierlich),
 Temperatur des angelieferten Asphaltmischguts bei jedem Entladevorgang im Beschicker- und Fer-

Ɵgerkübel,
 Zunahme der Verdichtung von Beginn bis zum Ende des Asphalteinbaus miƩels Aufsetz-Sonde (Elekt-

romagneƟsche Messung (PQI Sonde) oder RadioakƟve Messung (Isotopensonde)),
 DokumentaƟon der aufgebrachten Bitumenemulsion unmiƩelbar vor der Überbauung (Art und An-

sprühmenge der eingesetzten Bitumenemulsion, angesprühte Unterlage je Einbaubahn, Lage der Ein-
baubahn, StaƟon, Datum/Uhrzeit und Foto).

AbschniƩ 5.4.1 „Prüfverfahren – Allgemeines“
Die ErmiƩlung der Äqui-Schermodultemperatur am resulƟerenden und rückgewonnenen BindemiƩel ist 
nach den „TP Bitumen StB-25 Teil 3: Prüfung im Dynamischen Scherrheometer (DSR) – Bitumen-Typisie-
rungs-Schnellverfahren (BTSV)“ durchzuführen.
zu AbschniƩ 6.1 – Behandlung von Mängeln
Nach der Durchführung einer griffigkeitsverbessernden Maßnahme werden in einem jährlichen Zyklus, bis
zum Zeitpunkt der Verjährungsfrist für Mängelansprüche, SKM-Messungen vom AuŌraggeber
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durchgeführt, um den Wirkungsgrad der durchgeführten griffigkeitsverbessernden Maßnahme zu doku-
menƟeren. Die Kosten für diese SKM-Messungen trägt der AuŌragnehmer.
zu AbschniƩ 7.2.2 – Einbaudicke
Wenn bei kleineren Baumaßnahmen, für die die ErmiƩlung der Einbaudicke an Bohrkernen erfolgt, bei 
einem Bohrabstand von 50 Metern keine 20 Bohrkerne anfallen, ist die hierbei erreichbare Anzahl zu-
grunde zu legen, mindestens jedoch 3 Bohrkerne.
Die Einbaudicke von Gussasphaltdeckschichten mit gewalzter Oberflächenstruktur nach Verfahren A der
ZTV Asphalt-StB 07/13 wird beim Aufmaß über die obersten SpliƩspitzen gemessen. Die vorhandene Rau-
Ɵefe wird durch Reduzierung der gemessenen Einbaudicke um 2 mm berücksichƟgt. In Ausnahmefällen 
kann der AuŌragnehmer in Anwesenheit des AuŌraggebers die RauƟefe mit dem Sandflächenverfahren 
vor Ort nachweisen. Bei Gussasphaltdeckschichten mit Oberflächenstruktur nach Verfahren B der ZTV As-
phalt-StB 07/13 wird bei der ErmiƩlung der Einbaudicke keine RauƟefe abgezogen.
zu AbschniƩ 7.3.2 – Abrechnung nach Einbaumenge
Wird nach der Leistungsbeschreibung ein flächenbezogenes Einbaumenge (kg/m2) für einzelne Schichten
gefordert, so sind die erreichten Einbaugewichte der Einzelschichten mit Wiegescheinen nachzuweisen.
Zusammen mit den Wiegescheinen ist eine Zusammenstellung der Wiegescheine für je 3.000 m2 Einbau-
fläche oder für eine Tagesleistung zu übergeben, aus der ersichtlich ist, in welchen TeilabschniƩen das 
Mischgut der Einzelschicht eingebaut wurde.
LeistungsposiƟonen, die nach flächenbezogenem Einbaugewicht abgerechnet werden, beziehen sich auf 
eine Mischgutrohdichte von ca. 2,5 g/cm³. Der Einsatz von höheren Mischgutrohdichten kann zu Fehl-
mengen führen. Diese Fehlmengen sind vom AuŌragnehmer auszugleichen und werden nicht gesondert
vergütet.
5.3.4 Ergänzungen zu den ZTV Beton-StB 07
zu AbschniƩ 2.2.5.1 und 2.3.3.1 - Eigenüberwachungsprüfungen
Die Mindestanzahl der Eigenüberwachungsprüfungen in der „Zusammenstellung der Mindestanzahl der
vom AuŌragnehmer als Eigenüberwachungsprüfung vorzulegende Verdichtungsnachweise“ ist maßge-
bend für den Verdichtungsnachweis. Wenn die vorgenannte Zusammenstellung nicht ausgefüllt wurde
oder in der Leistungsbeschreibung nicht enthalten ist, gilt die in den ZTV Beton-StB vorgesehene Anzahl
der Eigenüberwachungsprüfungen.

5.3.5 Ergänzungen zu den ZTV BEA-StB 07/13
zu AbschniƩ 1.3.2 der ZTV BEA-StB 09/13 (Unterlage)
Wenn Hochdruckreinigungsgeräte zum Reinigen der Unterlage mit einer Wasch-/Sauganlage gefordert
sind, muss entweder die Sauganlage unmiƩelbar in die Hochdruckreinigungseinheit integriert sein (z.B. 
„Drehjet“-Verfahren) oder in Fahrtrichtung die letzte Einheit darstellen.
zu AbschniƩ 3.2.1 der ZTV BEA-StB 09/13 (Fräsen der Unterlage)
Die Katalognummer 005 „Asphalt fräsen“ des „Standardleistungskataloges für den Straßen- und Brücken-
bau“, Leistungsbereich 113 „Asphaltbauweisen“, bezeichnet ein „Standardfräsen“ und ist mit einer 
Fräswalze durchzuführen, die einen SchniƩlinienabstand von 15 mm erzeugt.
Die Katalognummer 008 „Asphalt feinfräsen“ des „Standardleistungskataloges für den Straßen- und Brü-
ckenbau“, Leistungsbereich 113 „Asphaltbauweisen“, bezeichnet ein „Feinfräsen“ und ist mit einer 
Fräswalze durchzuführen, die einen SchniƩlinienabstand von max. 8 mm erzeugt.

5.4 SonsƟge anzuwendende technische Regelwerke
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5.5 Anlagen/Formblätter
5.5.1 Nachweis der Entsorgung nicht gefährlicher Abfälle
FormblaƩ Nachweis der Entsorgung nicht gefährlicher Abfälle
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sung: Außenstelle: Projektnummer: Zeitraum:

Baumaß-
nahme:

Auftragneh-
mer:

(Name/An-
schrift)

Ordnungszahl
/

Abschnitt

Kurztext
LV /

Beschrei-
bung

Abfall-
schlüssel

(AVV
Schlüssel)

Abfallmenge
(bitte Einheit

wählen) Zuordnungswert /
Materialklasse

Art der Entsorgung (Verwertung:
V, Aufbereitung: A, Beseitigung:

B,)

Verwertungsort oder
Entsorgungsanlage
(Name; Anschrift)

t

V A B

"A"

"A"



Seite 89

"G"

Ort, Datum

Unterschrift AN

(Name, Stempel)
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5.5.2 Formblatt Anmeldung von gefährlichen Abfällen
Anmeldung von gefährlichen Abfällen zur Erstellung von Entsorgungsnachweisen
und Begleitscheinen

Die InformaƟonen des FormblaƩs werden für die Erstellung von Entsorgungsnachweisen und Begleit-
scheinen (BGS) im eANV benöƟgt.

AuŌragnehmer:
Name und AnschriŌ:

Name Ansprechpartner:
Telefon Ansprechpartner:
E-Mail Ansprechpartner:

RechnungsbeauŌragter (evtl.)

AuŌraggeber:

Maßnahmen Bezeichnung:

Projekt-Nummer:

Außenstelle, Autobahnmeisterei (An-
schriŌ):

Bauüberwachung (Name, Telefon, Fax-
Nummer, E-Mail):

Abfallbezeichnung:

Abfallschlüssel aus LV:

Gesamte Abfallmenge laut LV:

Abfallmenge Tagesleistung (evtl.):

Abfallanalyse als PDF beilegen (not-
wendig): ☐

Ausbau des Abfalls (von Datum/bis Da-
tum, KW):

Bezeichnung der AbfallherkunŌ/Anfall-
stelle:
(biƩe genaue HerkunŌ angeben, z.B. BAB, Fahrtrich-
tung, AnschniƩ, Los, Bauteil, Kilometrierung, Hauf-
werk, Adresse, R+H-Wert)
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Name und AnschriŌ:

Name Ansprechpartner:
Telefon Ansprechpartner:
E-Mail Ansprechpartner:
Verwendet RechnungsbeauŌragter das 
Programm ZEDAL (Ja/Nein)?:

BevollmächƟgter (evtl.)
Name und AnschriŌ:

Name Ansprechpartner:
Telefon Ansprechpartner:
E-Mail Ansprechpartner:
Verwendet BevollmächƟgter das Pro-
gramm ZEDAL (Ja/Nein)?:

☐  Ja ☐ Nein

Entsorger:
Name und AnschriŌ der Entsorgungsanlage:
Entsorger-Nr.:
ZerƟfikat/behördliche BestäƟgung das Entsorger 
den o.g. Abfall entsorgen darf:

☐ liegt vor ☐  liegt nicht vor

Besitzt Entsorger eine Freistellung zur Prüfung
durch das Regierungspräsidium/o.ä. Behörde
(Ja/Nein)?

☐  Ja ☐ Nein

Wenn Ja, Freistellungsbescheinigung beilegen: ☐ liegt vor ☐  liegt nicht vor
ggf. Annahmekriterien (max. Belastungsgrenzen,
mg/kg, etc.):

Beförderer
Name und AnschriŌ:

Beförderer-Nr.:
ZerƟfikat/Nachweis das Beförderer den o.g. Ab-
fallschlüssel transporƟeren darf:

☐ liegt vor ☐  liegt nicht vor

Hiermit bestäƟge ich die RichƟgkeit der Daten wie ausgefüllt bzw. wie in dem vorgelegten Entsorgungs-
nachweis/Begleitschein im eANV vorgelegt. Die Angaben sind fachlich und sachlich richƟg!

Datum: UnterschriŌ:
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5.5.3 Länderspezifische Regelungen Abfallrecht
„MerkblaƩ Entsorgung von Bauabfällen“ der Regierungspräsidien Darmstadt – Gießen – Kassel (Stand
05.März 2025)

Richtlinie für die Verwertung von Bodenmaterial, BauschuƩ und Straßenauĩruch in Tagebauen und im 
Rahmen sonsƟger Abgrabungen (Verfüllrichtlinie); Staatsanzeiger Hessen Nr. 34/2023
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5.5.4 Präzisierte Regelungen zur TL Transportable Schutzeinrichtungen
Im Folgenden werden die Regelungen der TL Transportable Schutzeinrichtungen 97 für den Einsatz präzi-
siert. Es sind folgende Anforderungen ergänzend zu erfüllen (nur für die Systeme, die nicht in der BASt-
Liste der Transportablen Schutzeinrichtungen enthalten sind):
Anforderungen an transportable Schutzeinrichtungen
(1) Transportable Schutzeinrichtungen müssen zur Qualifizierung durch Anprallversuche hinsichtlich
der Verschieblichkeit, Durchbruchsicherheit sowie der Gefährdung von Verkehrsteilnehmern und DriƩen 
untersucht werden. Die Anforderungen dafür ergeben sich aus der DIN EN 1317- Teil 1 und Teil 2. Deren 
Abnahmekriterien müssen erfüllt und mindestens eine Leistungsklasse vollständig nachgewiesen werden.
(2) Die Prüfungen nach DIN EN 1317- Teil 1 und Teil 2 sind von einem für die Prüfungen nach DIN EN 
1317 akkrediƟerten Prüflabor durchzuführen.
(3) ModifikaƟonen, d.h. Änderungen gegenüber dem Prüfmuster, von geprüŌen temporären Schutz-
einrichtungen sind ohne Anprallversuch nicht zulässig.
(4) Sind zwei Anprallprüfungen zur Erreichung einer AuĬaltestufe erforderlich, sind beide Versuche 
an der idenƟsch aufgebauten Schutzeinrichtung durchzuführen. Dies ist vom PrüfinsƟtut zu bestäƟgen.
(5) Der Prüĩericht nach DIN EN 1317 für temporäre Schutzeinrichtungen muss ergänzend zu den 
Anforderungen der DIN EN 1317 mindestens enthalten:
(a) Hersteller oder Importeur,
(b) grundlegende Maße und Gewichte einschließlich Toleranzangaben,
(c) Montageanleitung, die den grundsätzlichen Auĩau der transportablen Schutzeinrichtung be-
schreibt
(d) ggf. eine MaterialspezifikaƟon für Kunststoŏeile,
(e) ggf. detaillierte Zeichnungen für spezielle KonstrukƟonsteile,
(f) Angaben zum geprüŌen System wie Aufstelllänge, Endverankerung, besondere AusstaƩung,
(g) Einzelergebnisse der Prüfungen bezüglich der Anforderungen an TSE (u.a. FahrbereitschaŌ, ge-
löste Teile, dynamische Querverschiebung)
(h) BestäƟgung der Erfüllung der Anforderungen.
(6) Der Hersteller muss folgende PrüfungsdokumentaƟon, die vom Prüflabor über die Anprallprüfung 
ausgestellt wird, vorlegen:
(a) Prüĩericht und Videos der Anprallprüfungen nach DIN EN 1317
(b) BestäƟgung des Prüflabors, dass die geprüŌe temporäre Schutzeinrichtung den Zeichnungen ent-
spricht und gemäß den Angaben in der Einbauanleitung auf dem Prüfgelände aufgestellt wurde.
(c) BestäƟgung des Prüflabors, dass die Bauteile der geprüŌen temporären Schutzeinrichtung hin-
sichtlich der Anforderungen an die Stoffe, die VerbindungsmiƩel und der Abmessungen mit den Angaben 
in den Zeichnungen und der Systembeschreibung übereinsƟmmen. Hierzu ist für die wesentlichen Bau-
teile der TSE eine Materialanalyse des geprüŌen Systems erforderlich und die ÜbereinsƟmmung vom 
PrüfinsƟtut zu bestäƟgen.
(d) BestäƟgung des Prüflabors, dass alle Anforderungen eingehalten und von der temporären Schutz-
einrichtung erfüllt wurden.
(7) Bei den Prüfungen TB 21 und TB 22 muss das Fahrzeug nach dem Anprall noch bedingt fahrbereit 
sein. Dabei dürfen anprallende Fahrzeuge nicht so stark beschädigt werden, dass der Fahrer keine Kon-
trolle mehr über das Fahrzeug ausüben kann. Die FahrbereitschaŌ ist vom PrüfinsƟtut zu beurteilen. 
(8) Fahrzeuginsassen und DriƩe dürfen dabei nicht gefährdet werden. Das bedeutet, es dürfen keine 
vollständig gelösten Teile von Schutzeinrichtung oder Fahrzeug im Anprallversuch auŌreten. Schutzein-
richtungen der AuĬaltestufen T1, T2 und T3 (kleiner Anprallwinkel) müssen die AnprallheŌigkeitsstufe A 
nachweisen. Schutzeinrichtungen für normales (N2), höheres (H1, H2) oder sehr hohes Rückhaltevermö-
gen (H4b) müssen die AnprallheŌigkeitsstufe A oder B nachweisen.
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(9) Wegen der besonderen Verhältnisse in Arbeitsstellen ist neben dem tatsächlich ermiƩelten Wir-
kungsbereich oder der Klasse gemäß Tabelle 4 der DIN EN 1317-2 die dynamische Querverschiebung in 
der Prüfung zu ermiƩeln und im Prüĩericht anzugeben. Zwischen entgegengesetzt gerichteten Verkehrs-
strömen darf die dynamische Querverschiebung beim leichten Fahrzeug (TB 11, TB 21, TB 22, TB 31) un-
abhängig vom Wirkungsbereich maximal 50 cm betragen.
(10) Sämtliche Teile der temporären Schutzeinrichtung mit einer Masse von mehr als 2 kg, die sich im 
Anprallversuch vollständig gelöst haben, sind nach DIN EN 1317-2 zu idenƟfizieren, zu lokalisieren und 
vollständig im Prüĩericht zu dokumenƟeren. 
(11) Temporäre Schutzeinrichtungen mit vollständig gelösten Teilen von je mehr als 2 kg sind nicht 
zulässig.
(12) Temporäre Schutzeinrichtungen müssen hinsichtlich der Bauteile, der VerbindungsmiƩel und der 
DauerhaŌigkeit mit den Prüfmustern aus der Anprallprüfung übereinsƟmmen.
(13) In der Anprallprüfung ist eine ausreichende Prüflänge zu gewährleisten. Die Prüflänge wird durch
den Hersteller vorgegeben.
(14) Die Mindestlänge, die Mindestlänge bei KraŌschluss und die Maximallänge ergeben sich aus der 
in der Anprallprüfung verwendeten Anfangs- und/oder Endverankerung und dem Verhalten der Schutz-
einrichtung beim Anprallversuch (DefiniƟonen siehe Liste transportabler Schutzeinrichtungen unter:
hƩps://www.bast.de/DE/Verkehrstechnik/Qualitaetsbewertung/Listen/pdf/liste-tse-
2020.pdf?__blob=publicaƟonFile&v=5.)
(15) Die Prüfungen der EigenschaŌen der Reflektoren (siehe AbschniƩ 2.1 der TL TSE 97) sind von ei-
nem für Messungen nach DIN EN 12899 Teil 1 oder Teil 3 oder für Messungen nach DIN 67520 akkredi-
Ɵerten Prüflabor durchzuführen und in einem Prüĩericht zu dokumenƟeren.
(16) Sofern gemäß dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau Nr. 05/1999 vom 15. Dezember 1998 
eine Kipp-Prüfung der transportablen Schutzeinrichtung erforderlich ist, ist diese gemäß den Prüĩedin-
gungen für einen Belastungsversuch zur ErmiƩlung der Kipplänge (1999) durchzuführen. Die Kipp-Prüfung
an der transportablen Schutzeinrichtung ist von dem akkrediƟerten PrüfinsƟtut durchzuführen, das auch 
die Versuche nach DIN EN 1317 an der TSE durchgeführt hat. Die Ergebnisse sind in einem gesonderten 
Prüĩericht über die Kipp-Prüfung zu dokumenƟeren und zu bewerten.
(17) Vom Hersteller ist eine Einbauanleitung für die Transportable Schutzeinrichtung zur Verfügung zu
stellen.
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5.5.5 Formblatt „Erstellungshilfe für die Einbaudokumentation nach §25 EBV „Übersicht Einbau mineralischer Ersatzbau-
stoffe (MEB) nach Ersatzbaustoffverordnung“

Übersicht Einbau mineralischer Ersatzbaustoffe (MEB) nach Ersatzbaustoffverordnung

Niederlassung: Außenstelle: Projekt-
nummer: Zeitraum:

NL_

Baumaßnahme:

Auftragnehmer:
(Name/Anschrift)

Lieferscheinnummer
Mineralischer
Ersatzbaustoff
(gemäß EBV)

LV / OZ
Kurztext
zum LV /

OZ

Einbau
anzeige-
pflichtig

Einbau-
menge
gemäß

LS

Umrech-
nungs-
faktor
(t <=>

m³)

Einbaumenge =>
Kubatur

Einbauort
(z.B. Bauwerksnr., Bauab-

schnitt, Km und FR, ggf. R-H-
Wert)

t m³

Faktor
kg=> t

/
t => t

Hüttensand
(HS) 10.10.100.120

Hüt-
tensand
liefern,

ein-
bauen

verdich-
ten

J

Recycling-
Baustoff der 10.10.100.140

Bagger-
gut BG-

0*
N
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Klasse 3 (RC-
3)

liefern,
ein-

bauen
verdich-

ten

Recycling-
Baustoff der
Klasse 1 (RC-

1)

10.10.100.150

Boden-
material
BM-0*
liefern,

ein-
bauen

verdich-
ten

J

hier kann man alles in "Freier
Eingabe" hinschreiben und das
erscheint dann automatisch in

der drop down Liste

Ort, Datum
Beispiel für eine Einbaudoku für diese MaßnahmeUnterschrift AN

(Name, Stempel)
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5.5.6 Mustergliederung Entsorgungskonzept
Mustergliederung:
1. Allgemeine Daten
1.1 Anlass und Ziel der Arbeiten/Beschreibung des Bauvorhabens

Veranlassung, Aufgabenstellung, Beschreibung der Rückbau-, Abbruch- und Aushubmaßnahmen Zeit-
licher Rahmen (Auszug aus Bauzeitenplan, Auszug aus Rahmenterminplan ggf. mit Abläufen und ge-
genseiƟgen Abhängigkeiten)

1.2 Angaben zu Schutzgebietszonen
Wasserschutzgebiete, Naturschutzgebiete etc.
BerücksichƟgung der Wasserschutzgebietsverordnungen (z.B. Einleitgenehmigungsvoraus-setzun-
gen, Auflagen zur Lagerung, behördliche Vorgaben zur Auĩereitung und den Wiedereinbau)

1.3 Zuständigkeiten
Bauherr bzw. AuŌraggeber, Planer, Projektverantwortlicher/Abfallverantwortlicher; Projektsteuerer, 
Abfallerzeuger mit Erzeugernummer (Hinweis: die Erzeugernummer wird  dem AN nach Zuschlagser-
teilung mitgeteilt ), ggf. VerfahrensbevollmächƟgter des AG, VerfügungsberechƟgter (Abfallbeauf-
tragter des AN), beteiligte Behörden (Bodenschutz- und Abfallbehörden, ggf. Sonderabfallgesell-
schaŌ), Gutachter/Prüfstelle für Prüfungen des AN  inkl. für Eigenüberwachung,  Koordinator nach 
Baustellenverordnung (SiGeKo), Koordinator nach GefStoffV

2. InformaƟonen zur BaustellenlogisƟk
2.1 Baustelleneinrichtung

Angaben zur Ver- und Entsorgung der Baustelle, Verkehrswege, Container, Gerüste und Sicherungs-
einrichtungen, PosiƟons- und ortsbezogenen Ablaufplan mit Personal-, Maschinen- und Geräteeinsatz
auf Grundlage des Bauzeitenplans/Lageplan der BaulogisƟkflächen

2.2 Förderwege auf der Baustelle
2.3 Bereitstellungsflächen/Lagerflächen (intern oder extern)

Lageplan mit Haufwerksdarstellung, Containerstandflächen, Fläche mobile Auĩereitungsanlage, An-
gaben zur Haufwerkssicherung (z.B. Abdeckung und Umzäunung, Kennzeichnung), Beweissicherung,
Herrichtung und Rückbau, Angabe zur GenehmigungsbedürŌigkeit der vom AN beschaŏen zusätzli-
chen Flächen, bei externer Lagerung oder Auĩereitung Benennung des beteiligten Unternehmens 
und weiteren Angaben wie z.B. Örtlichkeit, Zuwegung, Betriebszeiten, Nachweis vor EintriƩ DriƩer, 
etc.

2.4 Transportwege von der Baustelle zu den Wiederverwendungs- bzw. Entsorgungsstellen
Umlaufzeiten; auch unter BerücksichƟgung der Annahmezeiten der Annahmestellen; ggf. Angaben zu 
mobilen Wiegeeinheiten, LKW-Erfassungssystemen, Fahrzeuge für Zwischenfahrten innerhalb der
Baumaßnahme (z.B. Vierachser) und oder Reifenwaschanlage

2.5 Flucht- und ReƩungswege, Sammel- und Lotsenpunkte
2.6 Betankungsanlagen und Vorhaltung von HilfsmiƩeln im Havariefall
3. InformaƟonen zu den Ausbaustoffen, umweltrelevanten Inhaltsstoffen, der Entsorgung
3.1 Übersicht der Ausbaustoffe (vorhandene Unterlagen zusammenfassen)

Angaben zum Untersuchungsumfang und zur Bewertung der einzelnen Ausbaustoffe, Mengenan-
gabe, Anfallort (z.B. Schicht/Haufwerk), Hinweis auf Gefahrstoffe; Ergebnisse aus Gutachten des AG
tabellarisch darstellen, ggf. Fortschreibung

3.2 Angaben zur DeklaraƟon von Abfällen nach AVV mit Darstellung des Entsorgungsweges unter Berück-
sichƟgung der Anlagengenehmigung der Entsorgungsanlage
Tabellarische Aufstellung aller Ausbaustoffe mit: OZ, Anfallort, DeklaraƟon, Abfallschlüssel, Menge, 
vorgesehener Entsorgungsweg (Wiederverwendung, Verwertung, BeseiƟgung) mit der Benennung 
der an der Einsammlung/Beförderung sowie der Entsorgung beteiligten Unternehmen für die
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einzelnen Abfallarten, Art der Entsorgung  unter BerücksichƟgung länderspezifischer Vorgaben zum 
Entsorgungskonzept ggf. Beschreibung der vorgesehenen Verfahren zur baubegleitenden DeklaraƟon 
(AN-seits);

3.3 Angaben zur Wiederverwendung und Auĩereitung (im Falle der Verwertung in der Maßnahme mit
Angabe von: OZ, Menge, Materialart, Einbauort, Einbauweise gemäß Vorgaben der ErsatzbaustoffV),
Angaben zur Auĩereitungsart sowie Benennung der SpezifikaƟonen der jeweiligen Auĩereitungsan-
lage mit Angabe des Ortes gemäß Punkt 2.3, zusätzlich Darstellung in einem Lageplan;

4. Arbeitsbereiche und Arbeitsverfahren, Arbeits- und Gesundheitsschutz
4.1 Die Angaben des A+S-Plans (Arbeits- & Sicherheitsplans) sind zu berücksichƟgen und in der Gefähr-

dungsbeurteilung und daraus resulƟerenden betrieblichen Anweisungen umzusetzen 
4.2 Beschreibung der Baumaßnahmen getrennt nach Arbeiten in nicht kontaminierten und kontaminier-

ten Bereichen
Einteilung der Baustelle in Arbeitsbereiche mit ExposiƟon gegenüber Schadstoffen (Schwarz-/Weiß-
bereiche)

4.3 Beschreibung der möglichen Arbeitsverfahren mit zeitlicher Abfolge der LeistungsschriƩe
ExposiƟonsabschätzung 
Abbruchverfahren
Erarbeitung Abbruchanweisung
Aufstellen baustellenbezogener Betriebsanweisungen (für kontaminierte Bereiche)
Gefährdungsbeurteilung, Messkonzept zur Überwachung der Arbeitsplatzbedingungen

5. Vorbehandlung, Verpackung
5.1 Angaben zur Art und zum Umfang der Vorbereitung (Ausbluten, KondiƟonierung) und Auĩewahrung 

(z.B. Mulde) oder Verpackung (z.B. Big-Bag) von Abfällen
5.2 Angaben zur Getrennthaltung, SorƟerung/Siebung/Auĩereitung, Vorbehandlung, ggf. Sammelkon-

zept, mit eindeuƟger Kennzeichnung der Ausbaustoffe
6. DokumentaƟon, Nachweise 
6.1 Angaben zur DokumentaƟon von Gefährdungsbeurteilungen, Betriebsanweisungen, Unterweisun-

gen, arbeitsmedizinische Vorsorge
6.2 Ablauf Verbleibskontrolle für nicht gefährliche AbfälleAblauf eANV für gefährliche Abfälle
6.4 Ablauf EinbaudokumentaƟon für MEB und für Materialien zur Wiederverwendung miƩels ZEDAL EBV 

und FormblaƩ
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5.5.7 Verdichtungs- und Tragfähigkeitswerte


